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ROLAND Krug ZUR NiDDpa: 
Wohin treibt Rußland ? 


Über Sowjetrußland besteht seit dem ı5jährigen Bestehen bolschewistischer 
Herrschaft eine umfangreiche Literatur. Trotzdem herrscht noch immer in den 
Ländern des Westens der fundamentale Irrtum vor, daß gerade der Bolschewismus 
eine linksgerichtete Bewegung sei. 

Vorweg darum: der Bolschewismus von heute ist bei aller betonten Fortschritt- 
lichkeit und bei allen erzielten Fortschritten selbst durchaus reaktionär. Er ist 
viel reaktionärer als der Faschismus, als der Nationalsozialismus, als die parlamenta- 
rischen Regierungsformen Frankreichs, Amerikas oder gar Englands. Die Sowjets 

- regieren in vielen Dingen ganz unkommunistisch; wenn mancher Bolschewik auch 
heute noch den kollektivierten Massenmenschen für ein Ideal hält, so wissen andere 
weniger fanatisch eingestellte Führer: der seiner Individualität beraubte Mensch 
ist das idealste Regierungswerkzeug; mit ihm kann man noch besser herrschen, 
als es der Zar mit Hilfe der Staatskirche vermocht hat. Dem Gottesgnadentum des 
Zaren ist der Absolutismus einer proletarischen Führerschicht gefolgt, und mit 
dem Totschlagen des kommunistischen Ideals ist alles Reaktionäre zurückgekehrt. 
Diese Tatsache ist für die Betrachtung der politischen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse Sowjetrußlands sowie seiner Beziehungen zu den übrigen Staaten der 
Welt von Wichtigkeit. 

Es ist klar, daß Verfassung und Weltanschauung eines solchen Klassenstaates 
auf alle anderen Staaten der Welt abschreckend wirken mußten. Wenn die kapita- 
listischen Staaten der Welt, Deutschland an der Spitze, trotz der seinerzeit gewiß 
noch nicht behobenen Gefahren der Bolschewisierung mit dem Sowjetstaat in engste 
Verbindung traten, so geschah es nur in der Voraussicht dessen, daß Rußland 
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geopolitisch der unverrückbar große Nachbar ist und bleiben 
wird. Wenn auch heute trotz aller politischen Schwankungen an dieser Auffassung 
mehr oder weniger festgehalten wird, so deshalb, weil das Reich Lenins nach 
Überwindung seines langen Leidensweges doch das Reich Peters des Großen ist 
und das Rußland des 20. Jahrhunderts über die Staatsform hinaus ein mächtiges 
Reich werden wird — vielleicht das mächtigste, das Europa je zu sehen be- 
kommen hat. 

Ob der Bolschewismus oder besser die Herrschaft der bolschewistischen Partei 
in der jetzigen Form bestehen bleiben wird, ist heute nicht mehr unbedingt so 
sicher wie noch vor geraumer Zeit; darum läßt sich aber die Tatsache nicht aus 
der Welt räumen: nicht nur Rußland selbst, sondern die ganze Welt hat die 
positiven wie die negativen Seiten des Bolschewismus so zu spüren bekommen, daß 
sie die Grundlagen ihrer eigenen Ordnung revidieren mußten. Sieht man die 
kapitalfeindlichen Gesetze und die Listen der Assimilierung von Vermögen auch 
in hochkapitalistischen Ländern durch, hat man sogar den Eindruck, daß die 
Wirkung Leninscher Gedanken im Auslande eher in Erfüllung gegangen ist als 
im eigenen Lande. 


Vom Wirtschaftssystem der Sowjets 


Kein Land der Erde ist heute, zu einer Zeit, in der sich in den meisten Staaten 
die Politik wieder unabhängiger von der Wirtschaft zu machen sucht, abhängiger 
von dieser als Sowjetrußland. Einmal liegt das an der Verewigung der Planwirt- 
schaft, die in Rußland schon seit Beginn des Krieges, also volle ı8 Jahre existiert — 
zum zweiten aber, und das ist weit gefährlicher, an der Art dieser Planwirtschaft; 
sie ist in unserem Sinne gar keine, und selbst in den höchsten Parteikonferenzen 
mußte sie immer wieder einer strengen und offenen Kritik standhalten, ohne daß 
eine Besserung erreicht wurde. 

Der erste Fünfjahresplan, der eigentlich erste zusammenhängendere Plan in 
dieser Planwirtschaftsperiode, hat, so seltsam es klingen mag, vielleicht am ehesten 
gezeigt, daß er nur eine mehr oder weniger zusammenhanglose Kette von 
Hunderten von Plänen war; sie immer enger aneinanderzuschmieden ist zwar 
im zweiten Fünfjahresplan vorgesehen, doch vermag man heute den Glauben kaum 
aufzubringen, daß dieses Ziel im Jahre 1937 auch erreicht wird. 

Mag zwar der erste Fünfjahresplan seine Riesenaufgabe zum größten Teil er- 
füllt haben, so vermissen wir nicht nur auf unendlich vielen Gebieten den not- 
wendigen organischen Zusammenhang unter den einzelnen Plänen, sondern man 
muß auf gleich vielen Gebieten daran zweifeln, ob das, was geschaffen wurde, 
künftig so arbeitet, wie es arbeiten müßte. Gewiß hat auch die westeuropäische 
und amerikanische Industrie in ihrer Anfangsentwicklung Fehler gemacht, aber 
ihr großer Vorteil war es, daß sie von klein auf organisch entstanden ist und 
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sich allmählich nach oben zu den grandiosen Wirtschaftsgebilden der Welt weiter- 
entwickeln konnte — die Sowjetindustrie hat man dagegen in geradezu gigan- 
tischem Ausmaße gewissermaßen fertig hingestellt, in der Annahme, daß sie da- 
mit das gleiche sei wie die westliche Industrie mit ihren 50- und 100 jährigen 
Erfahrungen. Ist es nun ein Wunder, daß diese in Rußland ohnehin viel kompli- 
ziertere Maschinerie, der die Entwicklung ihrer Seele fehlt, nirgends recht laufen 
will, und wenn sie läuft, dann nur mit der täglichen Injektion des bekannten 
bolschewistischen Impfstoffes? 


Um nur kleine Beispiele zu erwähnen — fünf Jahre hat es gedauert, bis man erkannt hat, 
daß man zum Aufbau einer rentablen Schwerindustrie Eisen und Kohle an gleicher Stelle 
heben und verarbeiten muß. Obgleich man wie kein anderer Staat der Welt an mehreren 
Stellen des Riesenreiches diese idealen Möglichkeiten hatte, wurden diese aufeinander an- 
gewiesenen Industrien mit miserablen Verkehrsverbindungen Tausende von Kilometern von- 
einander entfernt aufgebaut. 

Oder: In der Stahl- und Walzeisenproduktion macht sich gerade in diesem Jahre ständiger 
Produktionsrückgang geltend; die Spanne zwischen Roheisen- und Stahlgewinnung hat sich 
bedenklich erweitert. Man sucht nach den Fehlern, und was wird dabei festgestellt? Man hat 
über dem Anblasen von Hochöfen vergessen, der Stahlgießerei dasselbe Entwicklungstemp> zu 
geben wie der Roheisengewinnung. Im Laufe dieses Jahres sind bereits sechs neue Hochöfen 
angeblasen worden; jetzt sollen drei weitere in Betrieb gesetzt werden; dagegen sind von den 
65 Martinöfen, die planmäßig fertiggestellt werden sollten, bisher kaum 4-5 in Betrieb 
getreten! 

Für solche Schildbürgerstreiche, die von den Sowjets selbst erkannt und gegeißelt werden, 
gibt es Dutzende von Beispielen bei Arbeiten von diesem Ausmaße, für kleinere sind sie an 
der Tagesordnung. Es wird noch davon die Rede sein, daß der Mangel an technischen Er- 
fahrungen, ausgebildeten Arbeitern oder an Organisationstalent, daß selbst der bolschewisti- 
sche Bureaukratismus schließlich überwindbare Ercheinungen sein konnten, vor allem wenn 
man mit den drei Riesenkapitalien — Bodenschätzen, Inflation und Volkshunger — schalten 
kann wie man will. Was diese Sowjetwirtschaft aber von Tag zu Tag mehr beweist: eine 
echte Planwirtschaft ist so lange nicht möglich, als noch irgendwo in dem vielgestaltigen 
Gefüge der Volkswirtschaft individueller Wille und individuelle Wünsche bestehen. Dadurch, 
daß es diese nicht gibt, oder daf diese unterdrückt werden, entsteht das zehnfache Neben- 
einanderregieren und Intrigieren und verliert der einheitliche Plan seine innere Schwung- 
kraft. Der natürliche Sinn des Menschen für Kampf und Konkurrenz muß 
sich in dem Lande des Staatssozialismus so auswirken, daß der Staat 
sich selbst zehnmal an der gleichen Stelle bekämpft, und daß, obwohl die 
ganze Sowjetwirtschaft militarisiert ist, kein einheitlicher Gedanke zur Durchführung kommt. 


An höchster Stelle hat die Dämmerung hierüber längst begonnen — der Ein- 
führung privatwirtschaftlicher Methoden in der Industrie im vorigen sind in 
diesem Jahre die Freigabe des Kolchoshandels und der letzten Kuh in der Land- 
wirtschaft gefolgt. Man fragt sich aber, ob diese Neuerungen eine wirkliche Auf- 
lockerung des Systems sein sollen, oder ob es Mafsnahmen waren, die in zwölfter 
Stunde zur Notwendigkeit wurden. Bei der Verfahrenheit der Wirtschaft und bei 
der latenten Ernährungskrise neigt man natürlich zu dieser Ansicht. Nur kann 
man sich kaum denken, daß die Änderungen genügen werden, die bisherige Be- 
wirtschaftung einzelner Pläne in eine wirkliche Planwirtschaft umzuleiten. Hat 
sich also de facto etwas geändert? Ja — denn auch die Bolschewiki sind: trotz der 
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Überheblichkeit ihres Dogmas keine Götter, und das Werk, das sie gebaut haben, 
beginnt stärker zu werden, als sie es selbst sind. Die Stalin-Verordnungen atmen 
zwar nach außen hin noch den alten Geist des diktatorisch befohlenen Aufbaues, 
tatsächlich sind sie aber nur noch Betriebsanweisungen einer längst stärker ge- 
wordenen Macht. 


Lage der Sowjetindustrie 


Für diese Behauptungen müßte man den Beweis antreten, erbrächte ihn die 
Lage der Industrie und Landwirtschaft nicht selbst. 

Als während der letzten Unionsparteikonferenz im Januar d. J. der Entwurf 
für den 2. Fünfjahresplan zur Annahme gelangte, zeigte sich in vielen Schichten 
ein unverkennbares Aufatmen, weil man den ı. Plan nun hinter sich zu haben 
glaubte und gerade der 2. Plan durch Belebung der Leichtindustrie eine Erleichte- 
rung der Lage der Bevölkerung mit sich bringen soll. Dieser Optimismus hat die 
Konferenz nicht lange überdauert; es kam eben doch wieder der ewige Alltag 
des langen Winters und nach diesem die Hungerzeit bis zur neuen Ernte, die die 
alten Zweifel nicht verringern konnten, zumal sich jetzt auch die Weltwirtschafts- 
krise in der Sowjetwirtschaft bemerkbar machte. 

Daß sich vermehrte Schwierigkeiten gerade jetzt am Ende der ersten Aufbau- 
periode zeigen, liegt an dem so merkwürdigen Kreislauf des Wirtschaftssystems 
der Sowjets selbst; er allein ist die Ursache dafür, daß die Weltwirtschaftskrise 
auch für Rußland ein Verlustfaktor wurde. Einerseits ist der tiefere Sinn der 
Planwirtschaft, die Gewinnung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit vom Ausland, 
heute noch nicht erreicht. Andererseits ist die Industrie noch immer zum größten 
Teil auf die Exporterträge der Land- und Forstwirtschaft, also auf die Kraft und 
Substanz des Landes selbst, angewiesen. Theoretisch könnte man den Sowjets recht 
geben, diesen Zustand als ein Zwischenstadium anzusehen, bis zu dem Zeitpunkt, 
zu dem die Industrie einmal selbst in der Lage ist, durch eigene Leistungen die 
Investierungen zu rechtfertigen. Auch-andere Länder kennen einen Industriekredit 
aus den Schätzen der Landwirtschaft. Hat aber die russische Landwirtschaft noch 
diese Schätze und sieht man Anzeichen dafür, daß die Industrie nach fünf Jahren 
die in sie gesetzten Erwartungen rechtfertigt? Gerade der Maschinen- (Traktoren-) 
Bau müßte sich zuerst für die praktische Versorgung auswirken, aber der große 
Ausfall an Traktoren hat bald manche Erwartung zerstört. Weit gefährlicher ist 
noch die Lage in der Landwirtschaft, deren letzte Reserven erschöpft sind, ganz 
abgesehen davon, daß die erzielten Exportpreise nicht ausreichen, um die Neu- 
anschaffungen für die Industrie dem Ausland zu bezahlen. 

Wenn man sich fragt, warum denn die Industrie, die doch schon früher be- 
standen hat und nun so großzügig ausgebaut wurde; noch immer nicht den Aus- 
gleich schafft, so liegt die Antwort in dem Schlußstrich des Kreises: wenn auch 
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ein einzelner Betrieb rentabel arbeitet, die Rente wird durch den Aufbau von 
zehn anderen Werken sowie durch die gemachten Fehler in Organisation und 
Technik wieder aufgezehrt. Was nützt die ganze Einführung privatwirtschaft- 
licher Methoden, wenn die letzte Konsequenz der Privatwirtschaft, der Bankrott 
eines kranken Betriebes, nie erfolgen kann — ist doch auch der kranke Betrieb 
ein Unternehmen des gleichen Staates. Und welcher Betrieb wäre ohne Inflation 
nicht längst bankrott? So muß der Staat immer wieder von neuem zuschießen, 
um. nicht noch mehr zu verlieren, und alle Maßnahmen, wie Kreditsperren, die 
es auch in Rußland gibt, Direktorenentlassungen, aber auch diejenigen, die gegen 
den hemmenden Einfluß der Gewerkschaften und Partei getroffen werden, müssen 
ohne Erfolg verpuffen. 

Der Staatskapitalismus in der heutigen Form des Wirtschaftsmilitarismus hat 
tatsächlich Fiasko erlitten, denn die Sowjelindustrie ist nicht nur ein augenblick- 
liches, sondern durch ihre Größe und durch den großen Eigenbedarf ein ständiges 
Zuschußunternehmen geworden. Denn die Industrie zwingt alle anderen für den 
Export in Frage kommenden Wirtschaftszweige, ihren Nutzen in sie zu investieren, 
statt ihn dem Wirtschaftszweige zukommen zu lassen, der ihn tatsächlich ver- 
dient hat. 

Haben sich diese Momente auch noch nicht auf die Zahlungsfähigkeit Ruß- 
lands ausgewirkt, die einen außerordentlichen Prestigeverlust für die Sowjets nach 
sich ziehen würde, so sind sie doch schon längst in der Politik zu spüren, am 
längsten in der Außenpolitik; aber auch im Innern müssen sie den Wandel be- 
schleunigen, wenn nicht ein vollständiger Verfall des bisher Geschaffenen ein- 
treten soll. Denn noch ist Rußland trotz der enorm fortgeschrittenen Industriali- 
sierung ein Agrarland mit über 90% landwirtschaftlicher Bevölkerung. Und wie 
verhält sich der Bauer dazu? 


Krisenmomente in der Landwirtschaft 


Die den russischen Mißernten folgenden Hungersnotperioden sind bisher stets 
der Anlaß dafür gewesen, irgendwelche Änderungen im System herbeizuführen, 
auch wenn diese im krassen Gegensatz zu ihren bisherigen Gedankengängen stan- 
den. Daß eine solche Änderung erst durch eine überreife Entwicklung der Ver- 
hältnisse erzielt wird, braucht an und für sich kein Fehler zu sein; es ist ein 
konservativer Zug, den man vor allem in England häufig erlebt. 

Die Mißernte von 1920 hat bekanntlich Millionen dem Hungertod überantwortet; 
aber Lenin hatte doch den Mut, die Konsequenzen aus der Erkenntnis seines Irr- 
tums zu ziehen und den großen Schritt nach rückwärts nicht nur zu tun, sondern 
ihn auch zuzugeben; er brachte die „Neue Ökonomische Politik (Nep)“ und damit 
die Wiedereinführung des Privatkapitalismus in einem großen Sektor des volks- 


wirtschaftlichen Kreises. 
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Zu einem solchen Schritte konnte sich Stalin bis zum Frühjahr dieses Jahres 
nicht entschließen; sein Weg führte in einer den Leninschen Gedankengängen oft 
entgegengesetzten Richtung und ist durch die Abwürgung der Nep und damit des 
Privathandels, den Kampf gegen den Kulaken und die forcierte Kollektivierung, 
gekennzeichnet. Wenn jetzt der große Schritt der Freigabe des Verkaufs des über- 
schüssigen Getreides aus den Kollektiven getan wurde, so geschah auch das erst 
wieder unter dem Zwang der Verhältnisse, wobei es gleichgültig ist, wenn betont 
wird, daß diese Freigabe nicht etwa eine Rückkehr zur Nep bedeute. Aus dem 
Festhalten an Grundsätzen, die gar keine Grundsätze mehr sind und deren eigent- 
liche Ursache man sich nur nicht zugeben will, erkennt man nur die Schwäche. Die 
Ursache liegt nämlich allein in der Ermüdung des Bauern, der trotz mancher Vor- 
teile bei der Kollektivierung und Mechanisierung der Landwirtschaft den Glauben 
an die neuen Führer verloren hat und der darum auf weiten Strecken zur pas- 
siven Resistenz übergegangen ist. Hätte sich der Bauer zu dieser letzten Ver- 
zweiflungstat nicht aufgerungen, so wäre z. B. die Ernte des letzten Jahres, die 
noch eine gute Mittelernte war, nicht zu einer ausgesprochenen Mißernte ge- 
worden. Der Bauer hat aber nicht vergessen, was man im Laufe der fünfzehn 
Jahre bolschewistischer Herrschaft schon für Experimente mit ihm gemacht hat; 
von den Zeiten der Landverteilung bis zur Entsozialisierung der letzten Kuh und 
der jetzigen Freigabe des überschüssigen Kolchosgetreides ist sein Vertrauen zum 
Staat eigentlich jedesmal mißbraucht worden. Auch die seit 1928 durchgeführte 
„sozialistische Rekonstruktion der Landwirtschaft“, die mit dem Ablauf des letzten 
Erntejahres zwei Drittel der gesamten Anbaufläche des Landes erfaßte, konnte 
ihm das Vertrauen in keiner Weise wiedergeben; ist auch das äußere Gefüge der 
neuen Betriebe fertiggestellt, so fehlt ihnen doch jede innere Festigung. Es haben 
sich Mißstände ergeben, die tiefer zu begründen sind als mit der plötzlichen 
Änderung der Produktionsweise. 

Man hat versucht, den Schaden aus der letzten Ernte durch Erhöhung der 
Anbaufläche wieder wettzumachen; gleichzeitig stellte man schematisch den ein- 
zelnen Rayons und Betrieben Planaufgaben, die unter allen Umständen und ohne 
Rücksicht auf die klimatische Verschiedenheit im Lande erfüllt werden sollten. 
Aber was war die Folge? Durch das Streben nach möglichst hohen Anbauziffern 
wurde Güte und Gründlichkeit der Arbeit beeinträchtigt, und der Bauer wurde 
durch die Plandiktate vom grünen Tisch nur noch mehr verstockt. Da man nun 
nicht alle Bauern nach Sibirien schicken kann, mußte irgend etwas geschehen, und 
das ist die jetzt erfolgte Freigabe des Kolchosgetreides. Die Bolschewiki begründen 
diese Maßnahme mit der Erweiterung des Getreidebaus und der Getreideproduktion, 
die es erlaubten, neben den staatlichen Getreideaufkäufen als zweite Methode zur 
Versorgung der Stadtbevölkerung diejenige des Getreidehandels der Kollektive ein- 
zuführen; diese Begründung trifft nicht zu: die eigentliche Ursache ist vielmehr 
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die Mißwirtschaft in den Staatsgütern — deren gigantische Größe man zu ver- 
kleinern beginnt — und die Resistenz der meisten Kollektive. 

Auch hier muß aber zur Verteidigung des Kollektivgedankens hinzugefügt 
werden, daß eine solche Genossenschaft an sich schon arbeiten könnte. Ent- 
scheidend für die Leistungen des Kollektivs wird aber die rich- 
tige Organisation sein — sie ist nach wie vor schlecht. 


So konnte z. B. fast nirgends das Problem der Arbeitsbezahlung und Ertragsverteilung 
richtig gelöst werden. Bedenkt man, daß der tägliche Arbeitsprozeß in vier Gruppen von 
der leichten bis zur schwersten Arbeit zerfällt und getrennt berechnet werden muß, daß in 
den Kollektiven im Gegensatz zu den Staatsgütern der Arbeitstag nicht 8 Stunden, sondern 
die jeweilige Länge des Sonntages ausmacht, bedenkt man ferner, daß 76% aller Kollektive 
entgegen allen sozialistischen Theorien zur Akkordarbeit übergegangen sind, dann ersieht man, 
welche Schwierigkeiten sich für die Bauern in der Berechnung ihrer Arbeit ergeben müssen. 
Es ist seltsam genug, daß in einem zum Vollsozialismus hinstrebenden Staate überhaupt der 
Akkordlohn zum Angelpunkt der Staatspolitik geworden ist. Nach Auffassung der bolschewisti- 
schen Partei bedeutet ja aber Sozialismus nicht absolute Gleichstellung des Menschen. Ist 
es ein Wunder, daß diese dem Bauern unverständlichen Theorien seine Renitenz gehoben 
haben? Wenn es abgeleugnet wird, so beweist die Statistik die Richtigkeit dieser Ansicht: 
der Ernteertrag des Kollektivs liegt nämlich nur um 4% über dem der Individualwirtschaft. 

Trotzdem ist die Einzelwirtschaft in der Sowjetunion eine dem Untergang ge- 
weihte Betriebsform; und wenn der alte Bauer auch nie und nimmer ein An- 
hänger des Kollektivsystems ist, wenn selbst Stalin einmal gesagt hat, es wäre ein 
Irrtum, anzunehmen, daß die Kolchosmitglieder sich in Sozialisten verwandelt 
hätten, so ist doch die neue Generation den neuen Gedanken zugetan, die für sie 
keine Probleme mehr enthalten. Die Unbedingtheit des bolschewistischen Dogmas 
erspart ihr alle Zweifel und Konflikte. Werden damit aber die gemachten Fehler 
wiedergutgemacht? Selbstverständlich ist die Mechanisierung der Landwirtschaft 
ein großes Anziehungsmittel für die J ugend; weiß diese aber in ihrem Maschinen- 
rausch, daß der damit zusammenhängende Zusammenbruch der Vieh- und Pferde- 
zucht der größte und bedrohlichste Rückschlag der Sowjetregierung geworden ist? 
Nein — sie weiß es nicht, und wenn der alte Bauer das System durch seinen 
Widerstand zu brechen sucht, so läßt sich der junge doch schon in die Leibeigen- 
schaft des Traktors einfangen, ohne zu erkennen, daß er damit in die Front seiner 
Jahrhunderte alten Gegner eintritt. Damit haben die Sowjets zwar eine wirksame 
Hilfe erhalten, gleichzeitig schalten sie aber damit auch eine Besserung der land- 
wirtschaftlichen Lage aus, es sei denn, daß auch die jungen Kolchosmitglieder 
erwachen und eines Tages ihre Forderungen stellen. 


Die politischen Folgen im Innern 


Bei Betrachtung dieser Lage sieht man, wie sehr die Politik der Sowjets in die 
Abhängigkeit ihrer Wirtschaft geraten ist; je schwieriger sich der Neuaufbau des 
Landes gestaltet, um so abhängiger wird sie von ihr bleiben. Man darf sich durch 
die rigorose Diktatur im Innern nicht täuschen lassen, darf nicht annehmen, daß 
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die Bolschewiki noch immer die alleinigen Herren ihres politischen Willens seien. 
Kann diesen auch der einzelne Bauer und Industriearbeiter noch nicht bestimmen, 
so tut es an ihrer Stelle das Werk, an dem sie beide arbeiten: das Kollektiv und 
die Fabrik; da beide lebensfähig bleiben wollen, um nicht unterzugehen, sind sıe 
die 'eigentliche Macht im Staate geworden. Die Staatsgewalt besteht zwar nach 
wie vor, sie wird sich diesem neuen Willen aber immer mehr fügen müssen: und 
hier liegt die Zukunft Rußlands. Die Verringerung der Sabotageprozesse, 
die Absetzung der schärfsten G.P.U.-Kommandeure sind nur erfolgt, weil man 
den falschen Weg erkannt hat: kann man auch den Russen zehnmal mehr knechten 
als ein anderes Volk, so beginnt er dennoch seinen Willen durchzusetzen. Und 
doch darf man nicht denken, daß in einem zukünftigen gemäßigteren Rußland 
der Nachkriegs- und Fünfjahresplanbolschewismus nicht immer den entscheiden- 
den Einfluß behalten würde; denn schließlich ist es den Bolschewiken gelungen, 
auf dem fünften Teil der Erdoberfläche ein Volk hundertprozentig zu proletari- 
sieren und ihm ein neues Dogma einzuimpfen, dessen Erfolge es täglich durch das 
Emporschießen neuer Riesenwerke sehen kann, auch wenn es von den Fehlern 
nichts weiß. 

Das maßvollere System wird sich aber nicht nur über die Wirtschaft, also die 
materielle Seite durchsetzen, sondern über die ideelle — des Kampfes der ein- 
zelnen Nationalitäten und Stämme um ihr Eigenleben. Wenn die bolschewistische 
Staatsauffassung trotz ihrer Nationalitätenpolitik bisher die Nation als herrschafts- 
bildende Staatsidee abgelehnt hat, so ist dennoch das politische Selbstbestimmungs- 
recht der einzelnen Völker der UdSSR., auch wenn es im Augenblick praktisch 
ausgeschaltet ist, nicht tot, sondern gerade durch die Nationalitätenpolitik von 
neuem erwacht. Es wird sich einmal zu einer ernsteren Gefahr für den Willen 
der Zentralregierung auswirken, als es die Bolschewiki heute wahrhaben wollen. 
Das beste Beispiel bietet hierfür immer wieder die Ukraine. 


Die Ukraine hat nicht nur in der zaristischen, sondern vor allem in der sowjetrussischen 
Geschichte stets eine gesonderte Stellung eingenommen; es ist kein Geheimnis, daß zwischen 
Moskau und Charkow große Rivalıtäten bestehen, die sich erst letzthin wieder in einer 
außenpolitischen Frage — Abschluß eines Nichtangriffspaktes mit Polen — gezeigt haben. 
Während namentlich der Kreml bereit war, den Nichtangriffspakt mit Polen unter end- 
gültiger Anerkennung des Vertrages von Riga, d. h. unter Verzicht auf die westlichen ukrai- 
nischen Gebiete zugunsten Polens durchzuführen, hat die ukrainische Regierung energisch 
gegen den Abschluß dieses Nichtangriffspaktes protestiert, wobei sie erklären ließ, daß keine 
ukrainische Regierung jemals ein Desinteressement an den unter polnischer Oberhoheit stehen- ' 
den ukrainischen Landesteilen zugeben könne. 

Auch wenn diese Differenz mit der Erklärung Moskaus endete, daß die Führung der 
Außenpolitik allein im Kreml liege, so erkannte man sofort aus der Sprache Charkows, daß die 
Geschichte des ukrainischen Freiheitskampfes noch keineswegs beendet ist, daß im Gegenteil 
die Methoden der Zentralregierung nicht nur auf diesem Gebiete, sondern auch auf kulturellem 
und wissenschaftlichen nur dazu beitragen würden, das Gegenteil von dem zu erreichen, was 
erreicht werden sollte. Am größten sind die Schwierigkeiten auf wirtschaftlichem Gebiet, denn. 
man hat längst erkannt, daß die fieberhafte überstürzte Industrialisierung nur auf Kosten. 
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des landwirtschaftlichen Reichtums möglich war, ein Moment, das für die Förderung der 
Selbständigkeitsbestrebungen insofern von Wichtigkeit ist, als eine industrialisierte Ukraine 
nach ihrer Gesundung eine ideale Verbindung zwischen Industrie- und Agrarland abgibt und 
damit ihrem Willen einen viel stärkeren Nachdruck zu geben vermag. 


So wird das zweite Moment für die weitere Gesundung Ruß- 
lands das Erstarken der Nationen sein. Sieht man zunächst von separa- 
tistischen Bestrebungen ab, die im Augenblick kaum akut sind, so wird doch eine 
auf natürlichem Wege entstandene gemäßigte Länderregierung, die in der reichen 
Ukraine am ehesten entstehen muß, Anhänger auch unter den anderen Bundes- 
republiken finden und damit den bisherigen Kurs des Kremls am schnellsten zu 
beeinflussen vermögen. Jeder gewaltsame Weg zur Freiheit im Innern würde die 
heutige Diktatur nur in eine verschärfte Militärdiktatur umwandeln, ohne damit 
eine Besserung zu erreichen; die Gesundung und Umgestaltung Rußlands in ein 
weniger asiatisches Land wird darum nur auf evolutionärem Wege möglich sein. 


Außenpolitische Ausblicke 


Wird ‘diese Entwicklung aus dem Inneren der russischen Volksseele und Volks- 
kraft der natürlichste Weg zur Änderung der Verhältnisse sein, so gibt es doch 
noch denjenigen der gewaltsamen Änderung: den Krieg. Ist auch die Kriegsgefahr 
im Fernen Osten im Augenblick nicht akut, so ist sie doch weiter latent; denn 
auch in gemäßigten japanischen Kreisen hat die Auffassung der Militärs Platz 
gegriffen, daß nur jetzt ein Krieg gegen die Sowjetunion Aussicht auf Erfolg 
habe, zu einem Zeitpunkt, in dem Rußland infolge des Aufbaues noch schwach 
sei und sich die europäischen Großmächte und Amerika mit anderen Aufgaben 
beschäftigten. Befindet sich Rußland infolge der unübersichtlichen Lage auch mehr 
als nötig in einer Kriegs- und selbst Interventionspsychose der kapitalistischen 
Länder, so ist dies andererseits begreiflich: die Sowjetunion wäre heute einem 
Kriege tatsächlich nicht gewachsen, auch wenn sie mit ihrer gut ausgerüsteten 
fernöstlichen Armee den ersten Ansturm der Japaner aufhalten würde. Die fatale 
Lage in Industrie und Landwirtschaft würde auf die Dauer nicht nur einer im 
Felde stehenden Armee, sondern dem ganzen Volke eine neue Hungerkatastrophe 
bringen, zumal die Erntereserven gerade in diesem Jahre schon im April erschöpft 
waren. Es ist selbstverständlich, daß ein solches Ereignis sofort seine Rückwirkung 
nicht nur auf das Sowjetregime haben müßte, sondern daß dann auch die Bundes- 
republiken sich von Moskau trennen würden, die es in der fünfzehnjährigen Ge- 
schichte der Bolschewiki noch nicht oder ohne Erfolg getan haben. Daß mit einem 
solchen Gedanken nicht nur die an einer begrenzten sibirischen Expansion inter- 
essierten Japaner, sondern vor allem zaristische und hinter ihnen auch andere ein- 
£lußreichere Kreise spekulieren, ist nichts Neues; der Friedenswunsch der Sowjets 
ist darum nur zu verständlich. Wie weit der Kreml ihm nachgehen kann, sei es 
durch Abtretung der ostchinesischen Bahn oder gar durch Landkonzessionen in 
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Ostsibirien, wird nicht allein von dem Kampf mit seinem Prestige abhängen, son- 
dern davon, ob die übrige interessierte Welt heute den Krieg im fernöstlich- 
pazifischen Raum austragen will, um zu gleicher Zeit das für sie noch vorhandene 
Gespenst des Bolschewismus zu zerschlagen. 


WALTER SCHÜCK: 
Politische Aspekte des neuen Spanien 


Am Eingang des neuesten großen Werkes eines Spaniers über Spanien, des 
19301) erschienenen Buches von Madariaga, stehen die symbolischen Worte: 
„Unzugänglichkeit ist das Zeichen dieses Landes.“ Selten sind die Versuche ge- 
glückt, das Wesen dieses „unzugänglichen“ Landes und seiner Bewohner dem 
Nichtspanier verständlich zu machen. Der Spanier tat das Wenigste dazu, eine 
Analyse seiner selbst zu ermöglichen; bis gegen Ende des vorigen Jahrhunderts 
verharrte er dem Ausland gegenüber in stolzer, aber gefährlicher Zurückhaltung, 
und erst der politische Zusammenbruch von 18982) riß dann die damals ı5- bis 
a5jährigen zu einer fanatischen Beschäftigung mit den tieferen Gründen des 
Debacle hin. Es entstehen die leidenschaftlichen Anklagen gegen die „leyenda 
negra‘“ von der Barbarei spanischer Konquistadoren in der Neuen Welt; 1902 
brandmarkt das Ateneo in Madrid „Oligarchie und Kaziquismus“ als Ursachen 
des Verfalls; gleichzeitig fordert Unamuno?) in den Fußtapfen Ganivetst®) 
die Europäisierung Spaniens; und um dieselbe Zeit setzt die intensive Beschäfti- 
gung mit dem Geistesleben Lateinamerikas ein, wächst das Gefühl der Zusammen- 
gehörigkeit aller iberischen Völker wieder, das in Portugal und jenseits des Ozeans 
ein desto freudigeres Echo findet, je mehr ınan dort erkennt, daß dieser Iberismus 
keine politischen Ziele verfolgt. Das ist das Bild, das sich dem nichtspanischen 
Betrachter bietet: ein Volk in innerer Wandlung, geistig geführt von einer intel- 
lektuellen Elite, die, mag sie in einzelnen Fällen) auch religiös-traditionalistisch 
gebunden sein, doch fortschrittlich und gleichzeitig bodenständig wie weltumfassend 
eingestellt ist. 


Spanischer Individualismus 


Der Spanier ist, so sagt Madariaga, ‚weder der Bürger eines Staates von Gleich- 
berechtigten, noch der Partner einer nationalen Gemeinschaft, noch der Untertan 
eines Reiches. Er ist ein Mensch“. Diktatur heißt Kollektivismus, Sozialismus heißt 


1) Bei der Deutschen Verlagsanstalt in Stuttgart in einer vorzüglichen Übersetzung von 
A. Dombrowsky. 2) Krieg der USA. gegen Spanien, beendet 1898 durch den Frieden von 
Paris; 1899 verkauft Spanien weitere Teile seines Kolonialreiches an Deutschland, 

3) „El torno al casticismo“, 1902. #4) 1865—1898; über seinen Vorgänger Larra wird 
noch zu sprechen sein, 5) Vor allem Menendez y Pelayo (1836-1912). 
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Kollektivismus — und deshalb ist der Spanier Feind der Diktatur, Feind des 
Sozialismus; aber er ist auch nicht liberal, denn für sein Empfinden tötet der 
Liberalismus mit seiner Gleichheit Aller das echte Menschentum, das auf natur- 
gegebener Ungleichheit beruht. Deshalb war der Spanier, ehe ihm die Übergriffe 
eines machthungrigen Klerus klar wurden, fanatisch religiös: gleiche Religion 
schafft für ihn allein die gleiche Basis, auf der sich ein Individualismus a outrance 
entwickeln kann, ohne daß das Gefüge des sozialen Zusammenlebens erschüttert 
wird. Der Spanier steht an Stelle Gottes, richtet, wo er richten will — und zieht 
sich gekränkt zurück, wo man seinen Richterspruch nicht anerkennt. Es war ein 
schwerer Fehler Larras!) und seiner Schüler, diese Seite des spanischen Wesens 
ignorieren zu wollen. Man kann nicht?) das Grab des Cid versiegeln, man kann 
nicht Don Quijote verdammen 3), solange der Spanier Individualist ist. Man kann 
ihn nicht „europäisieren“, denn es gibt kein Europäertum in diesem Sinne. 

Es ist diese Verkennung der Aufgabe, die Spanien in den letzten hundert Jahren 
in nicht endende Wirren gestürzt hat; es ist die Ignorierung des „echten“ Spanien 
auch in der neuen Verfassung, die die besten Freunde Spaniens mit Unruhe er- 
füllt. Spanien ist durch die Revolution von 1930 „europäisiert“ worden; die 
Monarchie, die angebliche?) Widersacherin dieser „Europäisierung‘“, ist dahin. 
Bevor eine Analyse der neuen spanischen Verfassung vorgenommen wird, darf 
vorweggenommen werden, daß wichtiger als die Europäisierung die 
Hispanisierung des spanischen politischen Lebens erscheint. 


Neue Verfassung und katalonischer Regionalismus 


Die neue spanische Verfassung bildet ein umfangreiches Dokument von 125 Ar- 
tikeln; sie ist maßgebend durch die Weimarer Verfassung beeinflußt, die übrigens 
auch in einzelnen, vor Verfassungsreformen stehenden südamerikanischen Staaten 
sehr eifrig studiert wird. Nach dieser Verfassung bildet Spanien „eine demokra- 
tische Republik von Arbeitern jeder Klasse“, einen Einheitsstaat vor allem. 
Die offizielle Sprache ist das Spanische, und von niemandem kann die Kenntnis 
eines spanischen Dialekts verlangt werden. Durch diese Formulierung wird ein 
weitgehender Regionalismus, wird vor allem jeder katalonische Anspruch auf 
Eigenstaatlichkeit abgelehnt. Wir Deutsche haben eine gewisse Parallele dazu im 
Gegensatz München : Berlin; aber der spanische Regionalismus, der im wesentlichen 
ein Gegensatz Madrid : Barcelona*) ist, wird einmal durch die Forderung Kata- 


1) Mariano Jose de Larra (1809-1837). Über ihn und seine Zeit besonders instruktiv die 
kleine, 1932 in Breslau erschienene Schrift des Freiburger Lektors Jose Francisco Pisto va 
„Weltanschauung und geistiges Leben in Spanien“, 2) Joaquin Costa in „Reconstrucciön 
y Europeizaciöon de Espafia“ (1903). 3) Unamuno. 4) Neben. dem katalanischen 
Regionalismus besitzt der des benachbarten Valencia, bei dem es sich um rein politische Aspira- 
tionen handelt, nur geringe Bedeutung. Ebensowenig braucht die spanische Regierung mit 
gewissen regionalistischen Tendenzen in Aragon, Galicien und den baskischen Provinzen zu rechnen. 
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loniens nach weitestgehender Autonomie, dann durch die Sprachenfrage, schließ- 
lich durch den Kontrast der wirtschaftlichen Interessen kompliziert. Katalonien 
besitzt schon seit 1913 in den sogenannten „mancomunidades‘“ Zusammenschlüsse 
der Provinzen; diese mancomunidades provinciales, neben denen es auch ähnlich 
organisierte Gemeindeverbände gibt, erheben mit Zustimmung des Staates eigene 
Steuern. Weiter zu gehen, das Maximalprogramm des alten Separatisten Macia 
anzunehmen, lehnt nicht nur die gegenwärtige Regierung ab, sondern auch ihr 
großer Gegner, der Bürgerlich-Radikale Lerrouxt), mit dem sich Macia vor- 
übergehend in einem der zahlreichen, in S. Sebastian geschlossenen Abkommen zu 
einem Zweckverband mit dem Ziel der Herbeiführung der Republik zusammen- 
gefunden hatte. Übrigens besteht eine besondere „generalidad“ für Katalonien, so 
daß ein großer Teil des schon 1892 aufgestellten Manresa-Programms?) bereits 
durchgeführt ist. Außerdem sieht die neue Verfassung für alle Grenzprovinzen, 
zu denen auch die katalonischen gehören, die Möglichkeit des Zusammenschlusses 
nach eigener Wahl vor. Aber der Staat muß das entsprechende Statut zunächst 
anerkennen. Was für Katalonien inzwischen, nach Vornahme erheblicher Abstriche 
an dem sehr weitgehenden katalonischen Entwurf, geschehen ist. In vielen Fällen, 
haben sich übrigens schon früher die katalonischen Wünsche durch Zugeständnisse 
auf nichtpolitischem Gebiet befriedigen lassen; Barcelona bildet ja das industrielle 
Zentrum Spaniens; nur hier besteht ein großes Interesse an den hohen Schutzzöllen, 
die dem übrigen Spanien die Lebenshaltung enorm verteuern. Dabei läßt anerkannter- 
maßen die industrielle Organisation Kataloniens durchaus zu wünschen übrig; die 
streiklustige Arbeiterschaft liefert gewiß keine Optimalquote für die Ausnutzung 
der Betriebe, und an dem Individualismus der Katalanen scheitert die Zusammen- 
fassung der Produktion in großen rationell arbeitenden Betrieben. All diese Passiva 
industrieller Produktion müssen durch Zölle aktiviert werden; und die Geneigt- 
heit, solche Zölle einzuführen, wird eben nicht selten durch extreme Postulate 
gefördert, die in Wirklichkeit — man verkennt das im Ausland nur allzu leicht — 
keinen Hintergrund haben. 


Republik und Armee 


Artikel 6 der neuen Verfassung enthält die Erklärung, daß Spanien generell auf 
die Anerkennung des Krieges als Mittel der nationalen Politik verzichte. Der Be- 
schlußfassung über diesen Artikel ist nicht etwa ein Kampf gegen die Armee 
vorausgegangen. Das spanische Heer, von jeher charakterisiert durch ein Zuviel an 
Offizieren, namentlich der höheren Dienstgrade, gewann während der Regierung 
des letzten Königs einen verhängnisvollen Einfluß auf die Führung der Staats- 

!) Alejandro Lerroux ähnelt in seinem Kampf gegen die in Anbetracht ihrer hohen 


Stimmenzahlen bei den Cortes-Wahlen ziemlich einflußlosen Sozialisten im Kabinett wie auch 
in seinem Habitus etwa dem deutschen Parteiführer Hugenberg. 2) „Bases de Manresa.““ 
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geschäfte, der dann in der Diktatur seine Krönung fand. Aber diese Diktatur über- 
nahm, und das war zweifellos eine mutige Tat, die Aufgabe, den teuren und ruhm- 
losen Marokko-Feldzug zu liquidieren, und zwar gegen den Willen weiter Kreise 
des Heeres, insbesondere der höheren Chargen zu liquidieren, die nicht selbst die 
Mühen des Feldzuges trugen. Gleichzeitig belastete sich Primo de Rivera mit der 
Aufgabe der innerpolitischen Sanierung, die für ihn gleichbedeutend war mit Mund- 
totmachung der öffentlichen Meinung. Wäre die Diktatur wie die italienische in 
einer Zeit aufsteigender Konjunktur zur Macht gelangt, vielleicht hätten sich die 
Erfolge eingestellt, die sie der öffentlichen Meinung wenigstens vorübergehend 
bätten tragbar erscheinen lassen. So aber versagte sie auf zivilem Gebiet, während 
sie sich gleichzeitig die Sympathie des Militärs zum Teil verscherzte. Das Militär 
stürzte Primo de Rivera, weil es hoffte, mit dem weit weniger energischen 
Berenguer schneller fertig zu werden; aber die öffentliche Meinung, vertreten 
durch die republikanische Presse, stürzte auch ihn und mit ihm die Monarchie. 
Was wurde dabei aus dem Heer, dem der Monarch eine so starke Stütze gewesen 
war? Azafia, Ministerpräsident und Kriegsminister in einer Person, gab in einer 
großen Rede vor den Cortes Ende Februar 1932 die Antwort darauf. Er sei als 
Kriegsminister zufrieden, daß niemand in Spanien mehr vom Heere spräche und 
daß das Heer nicht mehr spräche. „Die Republik ist nicht dazu da, ihre Feinde 
zu finanzieren“, erklärte Azafia wörtlich. Mit dieser Erklärung ist den politisieren- 
den Offizieren im Ruhestand wie im aktiven Heere der Fehdehandschuh hinge- 
worfen. So erstaunlich das für denjenigen ist, der den starken Einfluß des Heeres 
in den letzten Jahrzehnten beobachtet hat: das Heer scheint mit seiner neuen 
Stellung einverstanden. Es besteht für den Notfall die allgemeine Wehrpflicht; 
im übrigen bestimmt der Kongreß die Stärke des Kontingentes. 


Die provisorischen Cortes und ihre Parteien. 


Der Kongreß, die Deputiertenkammer in normalen Zeiten, vorläufig noch 
die konstituierenden Cortes, ist souverän, während nach der alten Verfassung König 
und Kongreß die Legislative ausübten. In den Cortes sitzen neben 400 Republikanern 
70 Monarchisten und Klerikale. Aber die 400 Republikaner gehören einem halben 
Dutzend der verschiedensten Parteien an. Die 100 Sozialisten haben von vorn- 
herein erklärt, sie würden in Zukunft ein bürgerliches Kabinett nur tolerieren, 
aber nicht an ihm teilnehmen; diese Erklärung bildet die Basis für die Lerrouxsche 
Forderung nach einem sozialistenreinen Kabinett. Die Schwierigkeit besteht nun 
aber darin, sich über die Stimmung bei den 45% aller Wahlberechtigten klar zu 
werden, die den Cortes-Wahlen ferngeblieben sind, weiterhin aber Dämme dagegen 
zu errichten, daß die bei Kongreßwahlen erstmalig stimmenden Frauen die mon- 
archistisch-klerikale Gruppe übermäßig stärken. Zwar wäre. es falsch, in jedem 
spanischen Monarchisten einen Klerikalen und in jedem Klerikalen einen Mon- 
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archisten zu sehen; aber ein Zusammenschluß beider Gruppen mit dem Ziel einer 
Beseitigung der Republik ist durchaus denkbar. Weit wahrscheinlicher allerdings 
wäre der Abmarsch der bürgerlichen Republikaner aller Schattierungen in das Lager 
der Konservativen; als Morgengabe würden sie dabei zweifellos die Aufhebung der 
Verbannung der Jesuiten mitbringen, der der Staatspräsident Zamora von vorn- 
herein nur ungern zustimmte. Dagegen dürfte die Zeit, in der der Katholizismus. 
Staatsreligion in Spanien bildete, endgültig vorüber sein; nur die Rolle, die er auch 
heute noch spielt, nämlich eine andere Ausdrucksform des Nationalgefühls der 
breiten Massen der Landbevölkerung zu bilden, wird er auch in absehbarer Zu- 
kunft inne haben. Die Intelligenz dagegen und auch weite Kreise des Heeres 
ignorieren ihn um so stärker, je mehr der Klerus durch die Konzentration un- 
geheurer Vermögen in seiner Hand für sie Repräsentant einer allzu weltlichen 
Macht wird; genau gleich empfinden die Industriearbeiter, deren Irreligiosität als 
politisches Credo nur in Katalonien zu werten ist. Der Madrileio wäre, auch 
soweit er Sozialist ist, durchaus bereit, mindestens die soziale Bedeutung der Kirche 
anzuerkennen, träte sie ihm nicht als kapitalistische Institution entgegen. 
Wesentlich für das politische Leben eines Landes ist nun aber nicht nur, was 
die einzelnen politischen Gruppen wollen, sondern in welcher Form sie mit ihrer 
Werbung den Wähler erreichen. Obgleich man sich gewiß hüten soll, Schulbildung 
und politisches Verständnis als gleichgerichtet parallel anzusehen, sagt doch die 
Tatsache, daß 1920 von der über ıo Jahre alten Bevölkerung nicht einmal 600% 
lesen und schreiben konnten, schon Hinreichendes über die Qualität des Urwählers. 
Tatsächlich hat noch jeder der spanischen Reformer, hat selbst Primo de Rivera 
fanatisch gegen den „Caciquismus‘ gekämpft, den politischen Apparat, auf den 
gestützt 1884 die beiden großen Parteien den sogenannten Pacto del Pardo schließen 
konnten, der den Konservativen und Liberalen abwechselnd die Macht sichern sollte. 
Jede politische Partei treibt bis ins kleinste Dorf ihre Organisation vor; die Re- 
gierung kann also die Leitung der Geschäfte ihrer eigenen Partei draußen im 
Lande in die Hände des obersten Beamten oder eines Mannes legen, dessen Ein- 
fluß den des obersten Beamten übertrifft. Dieser „Cacique‘, der „Boss“ der Nord- 
amerikaner, der ‚Jefe politico“ Südamerikas, vergibt die Stellen; kein Nacht- 
wächter wird gegen seinen Willen ernannt, seine Freunde zahlen keine Steuern, 
seine Feinde dafür doppelte; seine Freunde prosperieren, die Gegner werden 
politisch, wirtschaftlich und sozial in den Hintergrund gedrängt. Nun muß man 
wissen, wieviel stärker noch als bei uns bei den romanischen Völkern und be- 
sonders den Iberern die Neigung vorherrscht, als Beamte ein zwar karges Brot zu 
essen, es aber in möglichst kurzer Tagesarbeit mit möglichst geringer Anstrengung 
zu verdienen: und erst dann wird man verstehen, wie groß der Einfluß der Be- 
amtenstellen verteilenden Caciquen ist. Die Verquickung von Politikasterei und 
Ämterschacher läßt auch die Versuchung als naheliegend erscheinen, sich und 
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seinen Freunden durch Gründung einer neuen Partei politischen Einfluß und 
damit Zugang zu den Beamtenposten zu verschaffen — und tatsächlich zeigt die 
spanische Parteigeschichte ein ständiges Absplittern kleiner Gruppen, von dem 
besonders die Parteien an der Macht betroffen werden. Jetzt droht die Gefahr, 
daß diese Zersplitterung auch die Republikaner erfaßt, während die rechte Opposi- 
tion in einem kleinen, aber innerlich gefestigten Block ihre Zeit abwartet. Diese 
Entwicklung ließe sich nur vermeiden, gelänge es, den Einfluß der ‚‚selbstverständ- 
lich“ auf republikanischem Boden, auf dem Boden der Tatsachen stehenden Kazıken 
auszuschalten. Hierfür bildet nun auf dem Lande die Agrarreform eine Voraus- 
setzung, wie sie Art. 47 der neuen Verfassung ausdrücklich anzeigt. Zunächst 
allerdings ist darin die Einrichtung von Bauern-Fideikommissen vorgesehen. Aber 
darüber hinaus ist man sich in spanischen Kreisen durchaus darüber einig, daß 
im Interesse der mittleren und kleinen Bauern besonders deshalb etwas geschehen 
muß, weil die bisher für die so wichtigen Bewässerungsarbeiten ausgeworfenen 
Summen vorwiegend den Zonen mit Großgrundbesitz zugute kamen. Zunächst hat 
die Regierung eine Neuordnung des Pachtverhältnisses in Angriff genommen; aber 
die neu eingesetzten Tribunale arbeiten so langsam, daß D. Santiago de Riba, 
Präsident des katalonischen Agrarinstitutes, feststellen mußte, in manchen Bezirken 
lägen 10000 Revisionsanträge mit 80—100 täglichen Neueingängen vor — ent- 
schieden würde aber wöchentlich nur einer! Die Gefahr droht, daß sich die 
republikanische Regierung durch das mangelhafte Funktionieren der Verwaltung 
die Sympathie der Bauern verscherzt, die noch stets die sichersten Stützen einer 
Staatsumwälzung bildeten. 

Was die radikale Linke angeht, so überschneiden sich bei ihr regionale mit 
politischen Gegensätzen. Die gegenwärtig im Ministerium vertretenen Sozialisten 
gehören der kastilischen Richtung, dem Partido Democratico Socialista Obrero an, 
der der deutschen Sozialdemokratischen Partei auch insofern entspricht, als Hand 
in Hand mit ihm die Union General de Trabajadores als Gewerkschaft arbeitet. 
Die Kommunisten Bakuninscher Richtung stützen sich dagegen auf Barcelona und 
auf die Confederaciön Nacional del Trabajo. An gemeinsame Wahlpropaganda 
dieser beiden Gruppen ist auch in Spanien nicht zu denken, und gerade deshalb 
ist die oft gehörte Vermutung völlig abwegig, Spanien steuere 
in den Bolschewismus. Jedenfalls ist die Gefahr einer Reaktion mit den 
durch sie zweifellos provozierten Aufständen in Katalonien erheblich größer als die- 
jenige einer Bolschewisierung, für die in ganz Spanien, von Barcelona selbst 
äußerstenfalls abgesehen, die Bedingungen fehlen. 

Die spanische Verfassung verleiht alle politischen Rechte Männern und Frauen 
vom 23. Lebensjahre ab. Zu diesen Rechten gehört außer dem Wahlrecht auch 
Volksbegehren und Volksentscheid, an denen sich 15% der Wahlberechtigten be- 
teiligen müssen. Die verfassungsmäßigen Rechte können — Art. 42 — bis zur 
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Dauer von 3 Tagen ohne Zustimmung des Kongresses aufgehoben werden, der aber 
spätestens am 9. Tage nach der Aufhebung zusammentritt und der dann den Aus- 
nahmezustand verlängern kann. Ist der Kongreß aufgelöst, so hat die Regierung 
nur die Verpflichtung, einem für die Übergangszeit errichteten Ständigen Ausschuß 
von ihren Entscheidungen Mitteilung zu machen. Der Staatspräsident muß min- 
destens ho Jahre alt sein; zum Staatspräsidenten dürften aktive Militärs überhaupt 
nicht, Militärs im Ruhestand nur dann gewählt werden, wenn sie mindestens zehn 
Jahre lang nicht mehr aktiv sind. Ebenfalls ausgeschlossen sind Geistliche sowie 
Angehörige irgendeiner regierenden Familie, also nicht nur des spanischen Königs- 
hauses. Die Verfassung sichert dem Staatspräsidenten nur ein suspensives, nicht 
ein absolutes Vetorecht gegenüber den Kongreßbeschlüssen. Dagegen ist der Prä- 
_ sident frei in der Ernennung des Ministerpräsidenten und der Minister, die jedoch 
auf ein Mißtrauensvotum der Mehrheit aller Abgeordneten zurücktreten müssen. 


Das Bauerntum als Staatsgrundlage 


Es bedarf keines weiteren Zitats aus der neuen spanischen Verfassung, um deut- 
lich zu machen, daß ein Werk vorliegt, welches gewollt nichtspanischen, ‚europä- 
ischen‘ Charakter trägt. Man hat in der Verfassung alles verankert, was man zur 
Sicherung der Republik gegen eine zivile oder militärische Diktatur für erforder- 
lich hielt; aber man sucht in ihr, von wenigen Hinweisen abgesehen, vergeblich 
den besonderen spanischen Geist. Die Diskussion um staatsphilosophische, ja um 
politische Probleme überhaupt vollzieht sich in Spanien nur innerhalb einer ganz 
engbegrenzten Schicht. Man übersieht das in Deutschland so leicht. Deshalb ver- 
mitteln so oft auch gut geschriebene und auf Fühlung mit maßgebenden spanischen 
Kreisen beruhende Schilderungen Spaniens ein völlig falsches Bild von Land und 
Leuten. Gewiß — es gibt eine Intelligenz, der immer wieder aus den Kreisen der 
Studentenschaft neue wertvolle Kräfte zuströmen. Daneben aber steht, wie überall 
in der Welt, die große Masse der akademischen Postenjäger, häuft sich der poli- 
tische Flugsand derjenigen, die nach einer spanischen Schilderung1) auf den Engel 
warten, der ihnen alle Arbeit abnehmen wird. All das, Intelligenz und Armselig- 
keit, erheben sich aber auf dem festen Fundament einer Landwirtschaft, in der zwei 
Drittel bis drei Viertel der Gesamtbevölkerung ihr Brot finden. Mag der Pro- 
duktionswert der Industrie unverhältnismäßig hoch liegen: das Bauerntum bildet 
wie seit Jahrhunderten so auch heute das Rückgrat für den Staat, und vom 
Bauerntum her muß die Neuordnung Spaniens vorgenommen werden. Man hat 
den Eindruck, daß der selbstverständliche Konservatismus des Bauern in vielen 
spanischen Gegenden ungesund geworden ist, so ungesund, daß die wenigen aktiven 
Elemente deshalb — und nicht etwa aus politischen Gründen — das Land ver- 


1) Manuel Fernandez Nüfez, Inquietudes de la Nueva Espafia. Madrid 1931. 
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lassen, um in Amerika als Wanderarbeiter tätig zu sein. Dem verbleibenden Rest 
fehlt es am Notwendigsten, an Schulen, da selbst diejenigen, die Schulen besuchen, 
dies nur wenige Jahre tun. Die Zahl der weltlichen Lehrer ist gering, unbefriedi- 
gend auch der Stand ihrer wissenschaftlichen Ausbildung. Auch hier vollzieht sich 
eine verhängnisvolle Selektion. Gerade die Besten werden in die Kreise derjenigen 
gezogen, denen Europa näher steht als Spanien — und sie finden dann den Weg 
aufs Dorf nicht mehr zurück. Hand in Hand mit der geistigen Not geht die leib- 
liche; und hier hat wenigstens die Verfassung den Willen verkündet, die Bauern 
durch Raiffeisenkassen und Genossenschaften für Produktion und Verkauf aus den 
Klauen der Wucherer zu reißen. Der Weg jedoch ist weit, die Arbeit erschwert 
durch den Indifferenzismus der Bevölkerung. 


Nöte neuer Staatsführung 


Wie ihm begegnen? Damit ist das Zentralproblem der spanischen Politik an- 
gerissen. Spanien bedarf der politischen Führer. Es hat einige wenige, 
Azana, Lerroux, Macia: aber sie alle sind populär geworden im Kampf gegen die 
Monarchie, gegen die Verfallserscheinungen. Jetzt soll an Stelle der negativen 
Kritik die positive Leistung treten — dazu bedarf es junger Menschen aus dem 
Volke selbst. Aber sie fehlen. Der Spanier ist, es war schon gesagt, Individualist: 
er will führen, aber er will nicht folgen. Er betont die Gegensätze und verwischt 
das Gemeinsame. In diesem Sinne ist Ortega y Gasset!), 1883 geboren, ein 
typischer Spanier. In seiner herrlichen Verachtung des Massenmenschen hält er 
uns allen einen besseren Spiegel vor als je ein anderer: alle, Revolutionäre und 
Reaktionäre, wollen nur Rechte, keine Pflichten; aber alle sind unmoralisch genug, 
das nicht zuzugeben, sondern sie verstecken sich hinter dem Wohl des Volkes, das 
sie und gerade sie angeblich zu schützen haben, und das zu schützen sie alle Gebote 
übertreten und alle Mitmenschen zermalmen können. Mit diesem zum Überdruß 
wiederholten Hinweis auf das Wohl des Volkes schmeichelt man den Massen. — 
Das ist richtig, allzu richtig: aber was sagt es zum spanischen Problem, das doch 
Ortega y Gasset zunächst am Herzen liegen sollte? Wo ist denn in Spanien der 
Massenmensch? Da steht auf der einen Seite eine Gruppe von Individualisten 
höchster Potenz und voll des Bewußtseins, die Lösung des spanischen Problems 
längst gefunden zu haben, und zwar dadurch, daß man Spanien europäisiere, die 
demokratischen Formen des westlichen Europa und der Weimarer Verfassung 
nachahme. Auf der anderen Seite steht die große Masse des völlig desinteressierten 
Volkes. Zwischen den beiden Extremen arbeitet, sieht man von den katalonischen 
Kommunisten ab, die konservative und die sozialdemokratische Gruppe, die nicht 
im geringsten leugnen, Interessenvertreter zu sein, die einen Vertreter der Land- 


1) Besonders im „Aufstand der Massen“; deutsche Ausgabe des erschütternden Werkes in 
Stuttgart (Deutsche Verlagsanstalt) erschienen, 
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wirtschaft, des Klerus und der industriellen Arbeitgeber, die anderen Sachwalter 
bestimmter landwirtschaftlicher Pächter und vor allem der Arbeiter selbst. Man 
denkt in Spanien gar nicht daran, seine Ansprüche als Ansprüche des ganzen Volkes 
aufzuziehen; man vertritt eine Klasse und überläßt es jeder anderen Klasse, ihre 
Rechte ebenfalls irgendwie zur Geltung zu bringen. Die Masse ist eben in 
Spanien noch gar nicht vorhanden, sowenig, daß Leute, denen das Vor- 
handensein dieser Masse Voraussetzung für das Vorhandensein eines Staates zu sein 
scheint, geradeswegs das Vorhandensein des Staatsgefühls in Spanien leugnen. 

In gewisser Hinsicht ist diese Auffassung irrig; man braucht dem Spanier nur 
im Ausland zu begegnen, um seine nationale Einstellung zu erkennen. Aber trotz- 
dem ist es lehrreich, zu untersuchen, wie es zu der Auffassung vom fehlenden 
Staatsgefühl des Spaniers kommen konnte: der Staat ist für den Bürger schlechthin, 
noch mehr für den Bauer, nicht viel mehr als der nächste Staatsbeamte, mit dem 
er zusammenkommt. Das war aber seit Jahrzehnten der Cacique, gewiß keine Per- 
sönlichkeit, die das Herz in stolzem Nationalgefühl höher schlagen ließ. Weit ein- 
flußreicher war der Geistliche, dessen Staat jedoch nicht Spanien, sondern das 
katholische Weltreich bildet, in dem Spanien zwar die Vormacht, aber eben nur 
eine Macht darstellt. Der König war fern in Madrid; sein Statthalter war der 
nächste höhere Offizier, demgegenüber Schweigen und Gehorchen als höchste 
Tugend galt. Zusammengehörig fühlte man sich also bestenfalls innerhalb der 
Provinz; Spanien war ein Wort, kein Begriff; es wurde erst zum Begriff, wenn 
man durch das Betonen der Nationalität seitens anderer Völker an die eigene 
erinnert wurde. Das aber setzte Aufenthalt im Ausland voraus, und dieser Auf- 
enthalt im Ausland schärfte wieder den Blick für die Mängel der heimischen 
Organisation. Der Spanier im ganzen ist Pessimist und Fatalist, und ihn zum 
Optimisten und Aktivisten zu erziehen, bedarf es spezifisch spanischer Zielsetzungen: 


Europäisierung oder Hispanismus 


So besteht also, wenn man das Paradox auszusprechen wagen darf, das politische 
Problem Spaniens in der Gegenwart darin, erst einmal politische Probleme an Stelle 
persönlicher Gegensätzlichkeiten zu schaffen. In dem Augenblick, in dem nicht 
mehr dieser und jener, sondern ganze politische Gruppen bestimmte Forderungen 
erheben und bereit sind, diese Forderungen zu realisieren, sobald sie selbst an die 
Macht kommen — in diesem Augenblick wird auch die geistige Elite Spaniens 
gezwungen sein, in den politischen Kampf einzugreifen. Sie steht heute weitgehend 
auf dem Standpunkt, sie sei dem Hinabstieg in die politische Arena enthoben. 
Aber dieser Standpunkt, berechtigt für Länder, die überpolitisiert sind, ist un- 
berechtigt in einem unpolitischen Lande wie Spanien. Spanien ist, man kann 
es nicht oft genug wiederholen, heute noch unpolitisch, mag sich auch die 
politische Leidenschaft in einzelnen Vorgängen drastisch manifestieren. Sie ent- 
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springt heute noch der Sympathie für und der Antipathie gegen einen politischen 
Chef, nicht der Zustimmung oder Ablehnung gegenüber einem Problem. Sobald 
einmal durch Entpersonalisierung des politischen Lebens einer allgemeinen sach- 
lichen Diskussion der Weg geebnet ist, wird auch diejenige gesunde Stetigkeit in 
das politische Leben der Nation einziehen, die man seit hundert Jahren so sehr 
vermißt und die nichts mit einem falschen Konservativismus zu tun hat. 

Sobald das wahre politische Problem Spaniens, die Geringfügigkeit des Schritts 
erkannt ist, den man durch Verkündigung der liberalen Verfassung getan hat, so- 
bald die geistige Elite des Landes einen Teil ihrer Aufmerksamkeit von den uni- 
versellen Problemen ab- und den spezifisch spanischen zuwendet: wird man un- 
verzüglich erkennen, daß sich alle von der sogenannten Europäisierung erhofften 
Folgen von selbst einstellen. Man hat Spanien oft ein armes Land genannt; das 
ist sicher für sehr weite Zonen des Landes falsch, zum anderen aber ist erheblich 
größer als die Armut des Spaniers seine Genügsamkeit. Das starke 
Selbstgefühl auch des Ärmsten läßt ihn anspruchslos gegenüber den Dingen der 
Welt sein; den größten Schatz, das Bewußtsein der eigenen Persönlichkeit, das 
immanente Rechtsgefühl und die Einheit mit Gott, kann ihm niemand rauben. 
In dieser Zeit des Kollektivismus ist Spanien der Hort des Individualismus, und es 
wäre ein schlimmer Irrtum, wollte man versuchen, aus diesem Volk von Individua- 
listen, das als Ganzes von dem Interessententreiben in der Politik unberührt ge- 
blieben ist, einen Haufen genormter Halbmenschen zu machen. Nur eine Poli- 
tik, die in ihrer Zielsetzung groß und weit genug ist, das Inter- 
esse dieser Individualisten zu fesseln, ist Spanien angemessen. 


ERNST SAMHABER: 
Der „Sozialismus“ in Chile 


- Die südamerikanischen Revolutionen werden wegen ihrer Häufigkeit in Deutsch- 
land schon nicht mehr ernst genommen. Die neue Umwälzung in Chile darf aber 
mit diesen Revolutionen nicht verglichen werden: die Ziele sind diesmal zu anders- 
artig und die in Frage stehenden Werte zu groß. 

Die Revolution vom 4. Juni 1932 ist in Chile nicht überraschend gekommen. 
Sie war die Explosion eines überhitzten Dampfkessels, dem man das Sicherheits- 
ventil — die politischen Wahlen in parlamentarischen Ländern — genommen hat. 
Daß die neue Regierung sofort mit einem „sozialistischen Programm hervor- 
getreten ist, zeigt, daß es in erster Linie wirtschaftliche Gründe waren, die zum 
Sturz der Regierung Montero beigetragen haben. Wenn man die Revolution auf 
eine allgemeine Formel bringen will, so kann man sagen, daß in ihr der Schuldner 
aufgestanden ist und die ihm aufgebürdeten Lasten abgeworfen hat. Jahrelang ist 
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er in jeder Weise gedrückt und gepreßt worden, bis ihn die Verzweiflung erfaßte 
und er sich mit Gewalt sein „ewiges Recht“ schuf: er stellte einfach seine Zah- 
lungen ein und gab dem Staat eine neue Grundlage. Das ist der „Sozialismus“ 
in Chile. 


Lage der Wirtschaft 


Chile hat seit 1925 einen ausgeglichenen Haushalt, ja, in den Jahren 1928 und 
1929 hatte es sogar einen Überschuß von 16 und 78 Millionen Pesos. Neben dem 
ordentlichen Haushalt gibt es aber auch hier einen außerordentlichen, der die 
„werbenden‘“ Ausgaben enthält und der nicht durch Steuern, sondern durch An- 
leihen finanziert werden soll. Der großzügige Sechsjahresplan 1928—1933 sah 
ursprünglich die Ausgabe von 1500 Millionen Pesos (750 Millionen Mark) für 
produktive Zwecke, Straßen- und Häuserbauten, Bewässerungsanlagen, Förderung 
der heimischen Exportindustrie usw., vor. In den ersten beiden Jahren sind sogar 
weit mehr als die vorgesehenen Summen ausgegeben worden, weil der damalige 
Finanzminister Ramirez sich immer größere Budgetüberschüsse ausrechnete und 
die Nordamerikaner zu immer günstigeren Bedingungen Geld anboten. Insgesamt 
nahm die Staatsverschuldung unter Ibafez (1925—1930) etwa um ı/;oo Millionen 
Pesos zu, daneben stehen aber noch die gewaltigen Summen, die von Hypotheken- 
banken und sonstigen Kreditinstituten in die Wirtschaft hineingepumpt wurden. 
Dann kam der Rückschlag. 

Er traf Chile besonders schwer, weil Kupfer und Salpeter 80 v.H. seiner Aus- 
fuhr darstellen, mit der allein es seine Schulden bezahlen kann; gerade diese 
beiden Rohstoffe sind durch die Weltwirtschaftskrise in Mitleidenschaft gezogen 
worden. Die Salpeterausfuhr ging von 2832900 Tonnen im Salpeterjahr 1929/30 
auf die Hälfte (1 454 610 Tonnen) im folgenden und schließlich auf 750000 Tonnen 
im letzten Salpeterjahr 1931/32 zurück. Nicht ganz so stark hatte die Kupfer- 
ausfuhr zu leiden, immerhin ist sie von 308000 Tonnen 1929 auf 211000 Tonnen 
1931 zurückgegangen, ist aber 1932 um weitere 400% gesunken. Weniger bedeutend 
ist die Eisenerzausfuhr, aber auch sie ist von 1616000 Tonnen 1929 auf 
712000 Tonnen 1931 gefallen. 

Der mengenmäßige Rückgang allein ist noch nicht das schlimmste, er war 
noch dazu mit einem scharfen Rückgange der Weltmarktpreise verbunden. Salpeter 
kostete vor drei Jahren sh ı6/r0, ı93ı sh 10/6 die Tonne, Kupfer, das 1929 
17,77 Dollarcents per Pfund kostete, ging auf 5,5 cts. zurück, Wolle sank von 
20 d auf 6 d per Pfund. 

Wie sehr sich die Verschärfung der Weltwirtschaftskrise in den letzten Monaten 
ausgewirkt hat, erkennt man, wenn man die Ausfuhr in den ersten vier Monaten 
dieses Jahres mit denen des vorhergehenden vergleicht. Danach ist die Ausfuhr 
wertmäßig von /03,8 Millionen Pesos auf 188,9 Millionen gesunken. 
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Welch Elend, welche Verzweiflung steht hinter diesen Zahlen! 
In Chile ist das Verhältnis zwischen Ausfuhr und innerer Produktion nicht wie 
in den großen Industriestaaten so, daß nur ein Bruchteil der Gesamterzeugung 
ins Ausland geht, die Bergwerksproduktion, die mehr als ein Drittel der gesamten 
wirtschaftlichen Produktion Chiles darstellt, wird fast ausschließlich exportiert, und 
von ihr leben die Nordprovinzen, lebt der Staatshaushalt, lebt fast die ganze 
Republik! Als der Zusammenbruch des Außenhandels immer furchtbarere Formen 
annahm, drohte das gesamte Wirtschaftsleben Chiles stillzustehen. Der Staat mußte 
den größten Teil seiner öffentlichen Arbeiten einstellen, die Industrie hatte keinen 
Absatz und schloß die Fabriken; und zu alledem haben unglückliche klimatische 
Bedingungen die Ernte stark leiden lassen. Nach einer Rekordernte von 9,1 Mil- 
lionen Doppelzentner Weizen 1929-1930 brachte die Ernte 1930/31 nur noch 
5,7 und im letzten Jahr 1931/32 6,2 Millionen Doppelzentner Weizen. 

Man muß sich klarmachen, welche Folgen eine derartige Schrumpfung der Wirt- 
schaft, verbunden mit der ungeheuer angewachsenen Schuldenlast, mit sich bringen 
mußte. Chile hatte die Absicht, seine Schulden zu bezahlen, wenn es nur neue 
Kredite bekäme, um über die Krise hinwegzukommen. Aber die Kapitalmärkte, 
an die es sich wandte, waren selbst schwer in Mitleidenschaft gezogen und nicht 
mehr in der Lage, zu helfen. 


Folgen für den Staat 


In dieser Lage konnte nur zweierlei helfen: eine sehr beträchtliche Schuld- 
abwertung und äußerste Sparsamkeit. An der Frage der Sparsamkeit ist der da- 
malige Präsident Ibanez 1931 gescheitert, sein Nachfolger Montero konnte sich 
weder zur einen noch zur anderen Maßnahme aufraffen. Zwar wurde der Staats- 
haushalt von 1931 auf 1932 durch rücksichtslose Kürzungen und Streichungen 
um 2500 von 718 Millionen auf 533 Millionen gestrichen, die Beamten teilweise 
auf ein Drittel ihres allerdings übertriebenen Gehaltes herabgesetzt, die Zahlung 
der Staatsanleihezinsen eingestellt. Aber dennoch ergab der Voranschlag für 1932 
ein Defizit von mindestens ı00 Millionen, d.h. 20 v.H. der Einnahmen. Aber 
Montero hat sich im außerordentlichen Etat die Ausgabe von 200 Millionen Schatz- 
anweisungen genehmigen lassen, um die Arbeitslosen zu beschäftigen, eine reine 
Papiergeldvermehrung. 

Die Frage der auswärtigen Verpflichtungen wurde damit in 
keiner Weise geklärt. Da einfach kein Geld da war, um die ausländischen 
Schulden abzudecken, hat der Staat bereits im Juli die Zahlungen an das Ausland 
eingestellt. Das Devisengesetz bestimmte, daß von den kaufmännischen 
Schulden monatlich 2 v. H. abgezahlt werden sollten; aber im Februar 1932 
war auch für diesen Zweck kein Geld mehr da. Die hängenden Verpflichtungen 
mußten trotz dieses erzwungenen Moratoriums den Importhandel zugrunde richten, 
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wenn man den Wechselkurs fallen ließ. Alles kam also darauf an, diesen auf 
Goldbasis zu halten, damit die auswärtigen Schulden nicht ins Unerschwingliche 
anstiegen. Ein Moratorium hilft der Wirtschaft nichts, wenn sie buchmäßig fest- 
stellen muß, daß sie bankrott ist. 

Im April aber haben die großen Interessenten der Kupfer- und Salpeterindustrie, 
d.h. die Nordamerikaner, durchgesetzt, daß der Kurs offiziell auf die Hälfte 
fallen gelassen wurde! Dadurch brauchten sie nur noch die Hälfte ihrer Devisen 
für die Unkosten in Chile und konnten den Rest dazu verwenden, ihre erdrücken- 
den Schulden an die eigenen Bankiers in USA. und England abzuzahlen. Schon 
vor dem Währungsgesetz haben Kupfer und Salpeter nur Bruchteile ihrer Devisen- 
eingänge der Devisenstelle abgeliefert, in den 6 Monaten, August ı93ı bis Januar 
1932 einschließlich, waren es für Kupfer 9,5 und für Salpeter 3,5 Millionen Dol- 
lars. Den Rest haben sie entweder zum Doppelten im Freihandel an Kapital- 
flüchtlinge verkauft oder im Ausland stehengelassen. Und die Regierung tat nichts 
dagegen, einfach weil sie den Yankees gegenüber keinen Mut besaß. 

Die Unmöglichkeit, ausreichend Devisen von der Kontrollkommission zu er- 
halten, ließ die Einfuhr scharf zurückgehen. War sie schon auf Grund der traurigen 
wirtschaftlichen Verhältnisse von 1,6 Milliarden Pesos (1929) auf 799 Millionen 
(1931) zurückgegangen, so sank sie in den ersten vier Monaten dieses Jahres auf 
ein Viertel des Vorjahres, um im Mai mit 6,5 Millionen Pesos fast zu verschwinden. 
Das bedeutet aber, daß es in Chile keinen Zucker, kein Benzin, 
kein Garn, keine europäischen Industrieartikel mehr gibt, nur 
noch knapp die Rohstoffe für die heimische Industrie. 

Solche Zustände müssen sich in den Preisen auswirken; sie gleichen sich den 
Sätzen der ‚Schwarzen Börse“ an, die den chilenischen Peso nur mit der Hälfte 
seines Wertes, also mit einem Viertel seines ursprünglichen Goldwertes, annehmen. 
Das bedeutet eine Preissteigerung um 30000. Man muß sich vergegenwärtigen, was 
er für die breite Bevölkerung bedeutet, wenn mit der vollen Auswirkung dieser 
Tatsache die bereits auf die Hälfte herabgeschraubten Löhne und Gehälter auf 
ein Viertel entwertet würden. Die dauernden Entlassungen in Industrie und Handel 
vermehrten unterdes die Arbeitslosigkeit, das Elend in Chile wurde immer größer. 
Die Straßen Santiagos sind überfüllt von Bettlern, die bei ziemlicher Kälte — sie 
geht nachts bis unter den Nullpunkt —, in Lumpen gehüllt, häufig barfuß, die 
Vorübergehenden um Almosen angehen. 


Der Weg zum Sozialismus? 


In diese Entwicklung hinein brach die sozialistische Revolution. Sie hat ein 
großzügiges Arbeitsbeschaffungsprogramm aufgestellt, sie hat den Schuldner ein 
sehr weitreichendes Moratorium gewährt, sie will auch gegen den Willen der nord- 
amerikanischen Bankgläubiger die Salpeterindustrie neu beleben. Man hat fest- 
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gestellt, daß dank der Kursentwertung heute die Tonne Salpeter an Bord des 
Salpeterhafens auf ı4 Dollar zu stehen kommt, daß dann aber 30 Dollar Zins- 
belastung auf der Tonne liegen, während der Weltmarktpreis etwa 32 Dollar per 
Tonne beträgt. Unter dieser Schuldenlast bricht die Salpetergesellschaft zusammen 
und mit ihr die Republik, wenn nicht energische Abhilfe geschaffen wird. Diese 
kann nur in scharfer Schuldabwertung bestehen. Übrigens dürften die Verhältnisse 
beim Kupfer ganz ähnlich liegen. 

Damit ist aber eine Bewegung in Gang gekommen, die weit über die Grenzen 
Chiles hinaus von Bedeutung werden wird: die zwangsweise Abwertung der Schul- 
den in Staat und Wirtschaft. Der Zustand der allgemeinen Zahlungserschwerungen, 
der Moratorien und Devisenkontrollen allein kann sich nicht halten, ohne daß es 
zu einer glatten Schuldherabsetzung kommt. Was für Chile von der Salpeter- 
industrie gilt, das läßt sich mit wenigen Änderungen in Argentinien von der 
gesamten Landwirtschaft, in Brasilien vom Kaffee und der Industrie, in Peru 
vom Zucker und der Baumwolle, in Venezuela von der Petroleumindustrie sagen. 
Überall drücken unermeßliche Schuldenlasten. Nach zuverlässigen Berechnungen 
haben allein die Angelsachsen in Ibero-Amerika, d. h. dem Gebiet südlich der Ver- 
einigten Staaten, 45 Milliarden Goldmark investiert — 25 Milliarden die Engländer, 
so Milliarden die Nordamerikaner. Bei der Schrumpfung des Außenhandels ist es 
unmöglich, diese Summen auch nur einigermaßen zu verzinsen, sie müssen auf 
Bruchteile abgeschrieben werden. 

Diese Maßnahme, die nicht freiwillig erfolgen kann, ist der letzte In- 
halt des „Sozialismus“ in Südamerika, wie er sich in der chilenischen 
Revolution vom 4. Juni 1932 zum ersten Male durchgesetzt hat. Alles andere, die 
kommunistische Betriebsform, die Diktatur des Proletariats und andere Forde- 
rungen des europäischen Sozialismus, treten daneben völlig zurück, werden wohl 
auch kaum jemals in Südamerika verwirklicht werden. 

Das zeigte sich auch in Chile. Als die Gefahr bestand, daß der Wehrminister, 
Oberst Grove, trotz seiner einwandfreien Erklärungen sich zu stark von den Ar- 
beiterparteien beeinflussen lassen könnte, setzte das Heer ihn einfach ab, und als 
die Disziplin der Truppen nicht ganz sicher schien, rief Dävila, der Führer der 
sozialistischen Revolution, den früheren Präsidenten Ibafiez wieder zurück und 
trat die provisorische Präsidentschaft mit seiner Unterstützung an. 

Auch Deutschland und die Agrarstaaten des Südostens sind in einer ähnlichen 
Lage wie Südamerika, auch sie sind von ausländischen Schulden erdrückt, die ab- 
gewertet werden müssen, aber bei ihnen spielen die politischen Rücksichten ein® 
größere Rolle als die wirtschaftlichen Erkenntnisse. Vielleicht wird aber auch 
Europa eines Tages zu Lösungen greifen, die denen in Südamerika ganz ähnlich sind. 

(Abgeschlossen im August 1932.) 
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GUSTAV FESTER: 
Das Chaco-Problem 


Die aus dem Wetterwinkel unseres Kontinentes zuckenden Blitze beleuchten grell 
die Unfähigkeit der internationalen Diplomatie; statt an Ort und Stelle im Chaco 
eine Demarkationslinie zwischen Bolivianern und Paraguayern abzustecken und 
alsbald die Grenzfrage endgültig durch Schiedsspruch zu regeln, vergeudet sie nun- 
mehr seit drei Jahren im fernen Washington in höchst unnötigen Verhandlungen 
die Zeit; zuerst diskutierte man darüber, wer eigentlich Anno 30 angefangen habe 
— was wohl niemals genau festzustellen ist —, und dann bemühte man sich, beide 
Kontrahenten zum Abschluß eines Nichtangriffsvertrages zu bewegen, eine der 
törichsten Erfindungen der Nachkriegszeit — stellt sie doch nichts anderes dar als 
eine Tautologie für den Friedenszustand überhaupt. Erst jetzt hat man eine etwas 
fruchtbarere Idee ausgeheckt, nämlich die Nichtanerkennung jeglicher auf Waffen- 
gewalt beruhender Gebietserwerbung; es scheint wirklich, daß dieser panamerika- 
nische Guß kalten Wassers die Angriffsfreudigkeit in La Paz (nomen est omen) 
erheblich herabgekühlt hat. 

Die Hauptschwierigkeit der ganzen Flurbereinigung scheint die zu sein, daß 
beide Gegner mit ihren Argumenten ständig aneinander vorbeireden. Paraguay 
stützt sich auf seine gut begründeten historischen Ansprüche und die Tatsache von 
Verdiensten um die kulturelle Erschließung des Gebietes, Bolivien dagegen in 
„sacro egoismo“ lediglich auf wirkliche oder vermeintliche Lebensnotwendigkeiten. 
Zu einern gerechten Ausgleich gibt es mancherlei Wege; aber im Gegensatz zu 
dem von den Engländern als Schiedsrichtern seinerzeit im argentinisch-chilenischen 
Konflikt bewiesenen common sense hat der panamerikanischen Diplomatie das 
granum salis bisher gefehlt. 


Was will Paraguay? 


Die paraguayischen Ansprüche gehen auf die Provinzialabgrenzung des Vize- 
königreiches Lima (später La Plata) im 16.—ı8. Jahrhundert zurück, wo tatsächlich 
die Provinz Paraguay (bzw. Chiquitos) zeitweise bis etwa zum Rio Grande ge- 
reicht hat, der auch heute noch von einzelnen paraguayischen Ultras als Grenze 
beansprucht wird. Die offiziell verlangte Grenze liegt etwas weiter östlich (siehe 
Skizze) am Rio Parapiti und verläuft im N über den den Chaco begrenzenden 
Höhenzug. Als Kuriosum sei bemerkt, daß diese Grenze auch auf den paraguay- 
ischen Briefmarken erscheint, indes flugs der Gegenkontrahent das ganze Gebiet 
bis zum Rio Paraguay annektierte, wenn auch ebenfalls zunächst nur auf philate- 
listischem Wege. 

In der Frühzeit der lateinamerikanischen Republiken war für die menschen- 
und trinkwasserarme Waldlandschaft des Chaco von keiner Seite ein besonderes 
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Interesse vorhanden. Erst nach dem Zusammenbruch Paraguays im Kriege gegen 
seine mächtigeren Nachbarn fing auch Bolivien an, mit gewissen Ansprüchen her- 


vorzutreten. Nach dem genannten Kriege wurde 1872 die heute noch bestehende 
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Grenze Paraguays gegen Brasilien (Rio Apa) festgelegt, während sich Argentinien 
besonders großmütig zeigte und auf seine Ansprüche auf den nördlichen Chaco 
zwischen Bahia Negra (Puerto Pacheco) im N und dem Pilcomayo im S 1876 
bzw. 1878 (Schiedsspruch des Präsidenten Hayes) verzichtete; es ist zu bemerken, 
daß von Bolivien damals überhaupt nicht die Rede war — — das heute gerade 
auch diese Zone mit verlangt. 

Zwischen Bolivien und Brasilien wurde die alte Kolonialgrenze 1867 erneut 
bestätigt, und nur 1903 (Vertrag von Petropolis) kam für Bolivien, als Gegen- 
gabe für die Abtretung des Acre-Territoriums, noch das eigentümliche „Fenster“ 
zum Rio Paraguay hinzu, etwas oberhalb von Puerto Pacheco. Abgesehen von 
dieser kurzen Flußuferstrecke verläuft, wie die Skizze zeigt, die Grenze stets 
etwas westlich vom Paraguay, doch besitzt Bolivien im NW von der brasilianischen 
Stadt Corumba noch den Hafen von Puerto Suarez, das zwar nicht am Flusse 
selbst liegt, aber mit diesem durch eine Lagune in Verbindung steht. 

Die nach dem Paraguaykrieg einsetzenden Gebietsansprüche Boliviens auf den 
Chaco traten später noch in verstärktem Maße in Erscheinung, nachdem es durch 
die Abtretung der Salpeterprovinzen an Chile von der pazifischen Küste aus- 
geschlossen worden war. Zuerst 1879, dann 1887, 1891, 1894, 1906/07, 1913 wurden 
Grenzverhandlungen mit Paraguay geführt, ohne daß es jedoch je zur Ratifizierung 
der Vereinbarungen kam. Die Skizze zeigt nur eine der verschiedenen Linien, wie 
sie in den meisten Atlanten wiedergegeben ist; auch die anderen Grenzvorschläge 
sehen eine annähernd gleichmäßige Aufteilung des strittigen Gebietes zwischen die 
beiden Kontrahenten vor. Es kam dann schließlich lediglich zu einer provisorischen 
Vereinbarung über den status quo, also schon eine Art von Nichtangriffspakt. 


Und was Bolivien? 


Während nun Paraguay lediglich im N etwas über die Linie des status quo 
(bei Puerto Pacheco) hinausging, schob Bolivien seine „fortines“ genannten Block- 
häuser nach dem Weltkrieg sachte im ganzen Gebiete ostwärts vor und besonders 
längs des Rio Pilcomayo bis unterhalb des Estero Patiio und Salto Palmares, von 
wo ab der Fluß allenfalls schiffbar zu machen wäre. Der Hauptanstoß zu dieser 
Expansion war unzweifelhaft die Erschließung der reichen Petroleumvorkommen 
am Ostabhang der Anden durch die Standard Oil Co. und die Schwierigkeit des 
Abtransportes dieser Reichtümer. Von seiten Argentiniens, dessen Eisenbahn heute 
fast auch die bolivianische Ölzone erreicht, hat man sich, um die eigenen Quellen 
diesseits der Grenze nicht zu schädigen, den Wünschen des Nachbarn gegenüber 
wenig entgegenkommend gezeigt, so daß die Ausbeutung des bolivianischen Anteils 
heute wieder vollkommen eingestellt ist. 

Bolivien wandte sich nun gegen den locus minoris resistentiae, das schwache 
Paraguay, und 1928/29 kam es zu den ersten bewaffneten Zusammenstößen, teils 
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im S bei Fort Boqueron, teils auch im N bei Puerto Pacheco. Daß die damals be- 
gonnenen Plänkeleien dann glücklich zum „Einfrieren“ gebracht wurden, war wohl 
in erster Linie das Verdienst recht deutlicher Mahnungen der mächtigeren Nachbarn. 
Wenn nun dieses Jahr Bolivien aufs neue expansiv wurde, so ist dies nicht nur 
durch die Mißstimmung über die eingangs geschilderten erfolglosen Verhandlungen 
in Washington zu erklären, sondern es spielt wohl auch die Enttäuschung darüber 
eine Rolle, daß Chile und Peru die seit dem Salpeterkriege strittigen Provinzen 
Tacna-Arica teilten, ohne daß man Bolivien (das allerdings hier keine Rechts- 
ansprüche geltend machen konnte) den ersehnten Ausweg zum Pazifik gewährt 
hätte. Ferner schien wohl den bolivianischen Politikern auch die Gelegenheit 
günstig, daß eben sämtliche Nachbarn infolge mehr oder weniger kritischer innerer 
Verhältnisse kaum zu außenpolitischer Initiative geneigt sein mochten. 


Kriegsbericht 


Der Zwist begann diesmal damit, daß Bolivien am 15. Juni nach eigener Version 
das Westufer einer Lagune besetzte, auf deren Ostseite einige verlassene Stroh- 
hütten zu sehen gewesen seien. Nach paraguayischer Auffassung dagegen besetzten 
die Bolivianer eben diesen Stützpunkt, das Fortin C. A. Lopez, ein alter paraguay- 
ischer Besitz, was wiederum das Motiv war, daß die Paraguayer das genannte Fort 
am ı6. Juli zurückeroberten. Wie nun die Angelegenheit im einzelnen auch ver- 
laufen ist, auf alle Fälle bleibt es recht verdächtig, daß die Bolivianer der strittigen 
Stelle den Namen des 100 km entfernten Forts Marschall Santa Cruz „verliehen“, 
doch in der offenbaren Absicht, die öffentliche Meinung gegen Paraguay aufzu- 
bringen, was allerdings nur bei den eigenen Landsleuten gelang. Kriegsbegeisterung 
in La Paz, Opfergaben der Bevölkerung, Truppentransporte zur Front, indes man 
in Paraguay nur allmählich anfing, zur Mobilisation zu schreiten. Gewaltig be- 
jubelt wurden dann in La Paz die Anfangserfolge der Eroberung einiger paraguay- 
ischer Fortines, obwohl man sich die Kriegshandlungen nicht allzu bedeutend 
vorstellen darf, da man die Erbeutung einiger Zelte und eines Maultieres für 
wichtig genug hält, um sie der Welt mitzuteilen. Daß auch auf friedliche Menno- 
nitensiedlungen Bomben abgeworfen wurden, ist tragisch für diese überzeugten 
Pazifisten, die sich in jenem weltfernen Winkel jedenfalls aller Kriegsgefahr 
entrückt geglaubt hatten. 

Vergleicht man nun die beiderseitigen Streitkräfte, so verfügt Bolivien, dessen 
Heerwesen bekanntlich durch General Kundt reorganisiert worden ist, über eine 
Kriegsstärke von 43000 Mann (24 Bat. Infanterie, 8 Batterien Feld- und Gebirgs- 
artillerie, 6 Bat. Pioniere und 20 Flugzeuge), von denen 20000 Mann bei Villa 
Montes (Autotransport von der Bahnstation an der argentinischen Grenze her) 
und den Fortines konzentriert sein sollen. Paraguay kann zu Beginn eines Krieges 
etwa 20000 Mann aufstellen (12 Bat. Infanterie, 6 Batterien, ı Kavallerieregiment, 
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keine Flugzeuge); ferner besitzt es zwei neue Flußkanonenboote, die aber erst im 
Falle des Vordringens der Bolivianer bis zum Rio Paraguay in Aktion treten 
könnten. Hinsichtlich der Kriegsaussichten ist zu bemerken, daß Paraguay bei 
seinem Mangel an Transport- und Kriegsmaterial niemals imstande wäre, den 
Kampf etwa bis zu dem bolivianischen Hochlande zu tragen und sich daher mehr 
oder weniger defensiv verhalten müßte; andererseits hat es den großen Vorteil 
der Nähe der Basis, und es kann auch Waffen und Munition auf dem als inter- 
national anzuschenden Parana-Paraguay-System unbehindert heranschaffen. Bolivien 
dagegen würde im Kriegsfalle keinerlei Material über die chilenischen oder argen- 
tinischen Bahnen beziehen können, und es hätte von der letzten Eisenbahnstation 
bis zur Front Verbindungslinien von mehreren hundert Kilometern zu unterhalten; 
zudem sind die Wege im Chaco miserabel, und etwa im Oktober beginnt dort die 
Regenperiode, die das Gelände weithin unter Wasser setzt. Vollends aussichtslos 
erscheint es, daß die Bolivianer etwa gar die Paraguay-Linie zu forcieren ver- 
möchten. Wenn die Bolivianer auch gute Soldaten und an Zahl und Organisation 
überlegen sein mögen, so darf doch nicht vergessen werden, daß die Paraguayer 
neben ihrer ruhmreichen Kriegstradition an Gelände und Klima besser gewöhnt 
sind. Man wird also höchstens einen Guerillakrieg ohne entscheidende Schläge 
erwarten können, der dann aus Geldmangel oder anderen Gründen bald wieder 
versanden dürfte. 


Lösungsmöglichkeiten 


Hoffentlich gelingt es trotzdem den Bemühungen der Neutralen, noch in letzter 
Stunde diesen recht zwecklosen Krieg zu vermeiden und die beiderseitigen Inter- 
essen dann auch definitiv auszugleichen. Hierzu sind mancherlei Wege gangbar, 
die an dieser Stelle nur kurz angedeutet werden sollen. Vom Standpunkt des 
Kulturinteresses aus hat ohne Zweifel Paraguay das größte Anrecht auf das strittige 
Gebiet, das es bisher allein wirtschaftlich erschlossen hat, wobei es ohne Bedeutung 
ist, daß das Hauptverdienst daran fremden Einwanderern (Mennoniten) und 
fremdem Kapital (argentinische Tanninfabriken) zukommt. Bolivien dagegen, 
gänzlich ohne Einwanderung und mit fast rein indianischer Bevölkerung, hat nicht 
einmal sein eigenes riesiges Stammland nennenswert entwickelt, im Chaco über- 
haupt nichts geleistet und selbst seinen alten Hafen, Puerto Suarez, völlig vernach- 
lässigt. Andererseits soll nun nicht bestritten werden, daß die Entwicklung des 
bolivianischen Territoriums, speziell der Petroleumzone, durch irgendeinen Aus- 
weg sehr gefördert werden könnte. Zweckmäßig erscheint die Anlage einer Rohr- 
leitung, Pipe-line, längs des Pilcomayo, wozu aber nicht unbedingt auch Terri- 
torialhoheit nötig wäre oder wenn, dann genügte ein schmaler Streifen bis zum 
Unterlauf, wo ein Flußhafen auszubauen wäre, indes die Abtretung eines Teils 
des rechten Paraguayufers mit Rücksicht auf die gegenüberliegende Landeshaupt- 
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stadt Asuncion wohl ausgeschlossen erscheint. Im übrigen wäre Bolivien damit 
immer noch nicht an einer Weltverkehrsstraße, denn die Überseeschiffahrt auf 
dem Parana endet bei Santa Fe, wo dann das bolivianische Petroleum in Seetank- 
dampfer umgepumpt werden müßte. 

Vielleicht könnte aber auch die Lösung in der Form gesucht werden, daß 
Bolivien auf dem Wege des Gebietsaustausches von Peru und Chile die Zone von 
Tacna-Arica erwirbt, die für beide Länder von nur sehr geringem Werte ist. Erst 
diese Art der Lösung würde in jeder Hinsicht befriedigen, und auch die eben 
studierte Anlage einer Petroleumleitung westwärts zum chilenischen Hafen Anto- 
fagasta würde die Augen Boliviens vom Chaco ablenken, wo es keinerlei lebens- 
wichtige Interessen hat. 


H. C. H. WOHLTHAT: 
Amerikanische Berichterstatter über Deutschland 


Zwei Gründe veranlassen uns, diesen Bericht eines alten Freundes der Geopolitik in den 
USA. hier aufzunehmen, obwohl das Thema nicht unmittelbar geopohtisch ist: 

Zum einem der Spiegel, welchen der Bericht der deutschen politischen Entwicklung vorhält. 
Mit einem Blick wird die ganze Schwierigkeit unserer Lage, mit dem zweiten die Aufgabe 
klar, die einer klugen und bedachtsamen Außenpolitik und einer weitschauenderen Reichs- 
pressestelle erwächst. 

Zum anderen ist der Aufsatz ein völkerpsychologisches Dokument: er zeigt den gewaltigen 
Auffassungs-Unterschied zwischen den USA. und Mitteleuropa, — eine Kluft, die mittelbar 
leider sehr tiefgehende geopolitische Wirkungen bedeutet. Die Schriftleitung. 


Der politische Kampf um die Macht in Deutschland und die entschiedene For- 
derung der Reichsregierung nach Gleichberechtigung in Wehrfragen haben die Auf- 
merksamkeit des Auslandes weiter in Spannung gehalten. Eine Reihe von ameri- 
kanischen Berichterstattern bemüht sich, der USA.-Öffentlichkeit die Folge inner- 
politischer Krisen und die sich bekämpfenden konstitutionellen Faktoren, Parteien 
und Bünde zu erklären. Die Einstellung Deutschland gegenüber ist keineswegs un- 
sympathisch. Aber die deutschen Vorgänge sind so verschieden selbst von äußerlich 
ähnlichen Fällen in USA., sind so „unamerikanisch“, — daß die Berichterstatter 
selbst daran zweifeln, ob sie ihre Aufgabe erfolgreich durchführen können. 

Diese große Schwierigkeit, die Öffentlichkeit zutreffend zu 
unterrichten, zeigt Bedeutung und Gefahr der Propaganda. Die 
angelsächsische Welt hat das Bewußtsein, im Kampf der Ideen Deutschland ent- 
scheidender geschlagen zu haben als auf den Kampffeldern des Weltkrieges. Die 
amerikanische Ideologie kristallisierte sich dank der Kriegspropoganda in der For- 
mel „für Freiheit und Demokratie gegen Militarismus und Autokratie“. Heute setzt 
sie sich erneut, aber aus der alten Einstellung heraus, mit dem nach nationaler 
Verwirklichung ringenden Teil des deutschen Volkes auseinander. 
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Gleichberechtigung Deutschlands und Abrüstungskonferenz 


Unsere Forderung nach Gleichberechtigung ist in weiten Kreisen des Auslandes 
durch Jahre hindurch nur als theoretisch angesehen worden, während es dem deut- 
schen Volk damit ernst war. Jetzt ist zum erstenmal dies Verlangen von einer deut- 
schen Regierung in einer Form gestellt worden, der nicht ausgewichen werden kann. 
Die amerikanische Regierung ist offiziellgegen eine Aufrüstung 
Deutschlands, während das moralische Prinzip der Gleichbe- 
rechtigung von der öffentlichen Meinung notgedrungen aner- 
kannt wird. Die Schwierigkeit für die Lösung des Problems liegt nach Auf- 
fassung der amerikanischen Presse weniger in der Art der Forderung als in dem 
Charakter der deutschen Regierung. Die amerikanischen Berichterstatter glauben, 
in der jetzigen Führung und besonders in den energischen Äußerungen des Generals 
v. Schleicher zuviel von dem kaiserlichen Deutschland zu erkennen. 

Mit größter Aufmerksamkeit ist in Amerika die Rückwirkung auf Frankreich 
und Großbritannien beobachtet worden. Man ist sich darüber klar, daß in Frank- 
reich ein großer Teil der Bevölkerung glaubt, in der Behandlung Deutschlands, 
ohne Rücksicht auf die übrige Weltmeinung, entsprechend dem Geist von Ver- 
sailles fortfahren zu können. Der scharfe Ton des englischen Memorandums ist 
sodann sehr aufgefallen. Nach nüchterner Betrachtung der in Europa gewechselten 
Schriftstücke glauben die amerikanischen Beobachter, daß Amerika und Groß- 
britannien auf der Abrüstungskonferenz eine strategische Position innehaben, die 
keine Macht außer acht lassen kann, wenn sie sich nicht der Gefahr der Isolierung 
aussetzen will. Die Optimisten sind der Meinung, Deutschland solle die Gleich- 
berechtigung in irgendeiner Form zugestanden werden, während gleichzeitig die 
schwerbewaffneten Mächte sich im nächsten Jahr in Genf zu einer gewissen Be- 
grenzung der Rüstungen verpflichten müssen. Die Pessimisten sehen in dem Zu- 
sammenspiel Frankreichs mit den angelsächsischen Mächten Anzeichen dafür, 
daß man bei einem Mißerfolg der Abrüstungskonferenz Deutschland die Schuld in 
die Schuhe schieben werde. 

Leider wird aber nur an wenigen Stellen zugegeben, daß die Nichtbeachtung der 
deutschen Forderung auf Gleichberechtigung nach zwölf Jahren selbst dem deut- 
schen Volk die Geduld nehmen mußte. Es wird auch nicht mit genügender Sorgfalt 
darauf hingewiesen, wie maßvoll die deutsche Regierung die Freiheit eines sou- 
veränen Staates in der Verwendung militärischer Organisationsformen und des 
Wehrbudgets verlangt, und infolge der leider nicht klaren deutschen 
Außenpolitik übersehen, daß Deutschland keineswegs ein Wett- 
rüsten im alteuropäischen Stil beabsichtigt. Man stellt vielmehr 
fest, daß Deutschland heute nicht mehr die pazifistische Demokratie ist, die man 
nach ı918 erhoffte, und daß Deutschlands Gleichberechtigung wieder von einer 
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Regierung gefordert wird, die unabhängig von parlamentarischer Kontrolle und 
ohne das Vertrauen der Volksvertretung handelt. 


Der ‚„militaristische“ Geist in Deutschland 


Stahlhelm und SA. gelten als Vertreter des Kampfgeistes der „nationalistischen“ 
Bewegung in Deutschland. Sie werden ebenso wie Reichsbanner und Rotfront als 
Privatarmeen bezeichnet. Die beiden letzteren Verbände werden aber nicht, wie 
Stahlhelm und SA., als typische uniformierte Organisationen des „militaristischen“ 
Geistes des neuen Deutschlands aufgefaßt. Die verhältnismäßig kleine Anzahl von 
Amerikanern, die lange genug in Deutschland lebt, um die geistige Entwicklung 
verfolgen zu können, fühlt wohl, daß eine nationale Wiedergeburt vor sich geht, 
dringt aber selten zu einem tieferen Verständnis dessen vor, was sich im deutschen 
Geistesleben abspielt. Es ist den Amerikanern unverständlich, daß der politische 
Glauben das private Leben zahlreicher Deutscher völlig beherrschen kann. Das 
deutsche Ideal selbstloser Aufopferung des einzelnen, besonders des Beamten und 
Offiziers, im Dienst des Staates ist für die amerikanische Allgemeinheit in ihrem 
Lande ein fernes Ziel; denn es verlangt moralische Qualitäten, die in der korrupten 
politischen Organisation der Parteiämter nur selten zu finden sind. Der Durch- 
schnittsdeutsche kann sich kaum einen Begriff davon machen, 
in welchem Maße parteipolitische Interessen die Verwaltung 
Amerikas beherrschen. Umgekehrt erscheint dem Amerikaner das Ver- 
hältnis des Deutschen zum Staat als eine mystische Verbindung. Sie bleibt dem 
Angehörigen eines Landes fremd, in dem der Erwerb materieller Vorteile durch 
ein politisches Amt in modern-verschleierten Formen trotz aller Reformbestrebun- 
gen die Regel bleibt. Die amerikanischen Beobachter neigen deshalb dazu, dem 
deutschen politischen Kampf materielle Interessen zu unterstellen, und unter- 
schätzen die Leidenschaft der grundsätzlichen geistigen Auseinandersetzung. 

Für die meisten Amerikaner ist die demokratische Republik allgemein anerkannt 
die höchste Staatsform. Es ist ihnen nicht ohne weiteres verständlich, daß das 
Deutsche Reich mit seinem visionären Gefühl der deutschen Jugend nicht identisch 
ist mit der Republik der Weimarer Verfassung. Daß Kriegsgeneration und Jugend 
sich in nationalstolzen Verbänden zusammenschließen, können die meisten aus- 
ländischen Beobachter bedauerlicherweise nur aus „militaristischer‘ Propaganda 
der ‚„Reaktionäre“ und Hitlers erklären. 

Bei dem Stahlhelm-Aufmarsch in Berlin ist wohl dem einen oder andern aus- 
ländischen Beobachter aufgefallen, daß die Massen das Deutschlandlied „mit einer 
religiösen Andacht“ sangen, aber als Erklärung der Kundgebung bleibt ihnen doch 
nur der ‚militaristische“ Geist. Allerdings ist das Kriegserlebnis ‚der deutschen: 
Frontkämpfer der Gedankenwelt des amerikanischen Publikums fremd und unver- 
ständlich. Ebenso ist der Einfluß der Kameradschaft auf deutsche Soldaten und das: 
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Entstehen der Bünde aus der Kampfgemeinschaft den Amerikanern unbekannt. 
Gegenüber einer Demonstration in straffen militärischen Formen haben aus- 
ländische Beobachter nur ein Gefühl von Unruhe und daher die Neigung, die 
Formen der Disziplin lächerlich zu machen. In der freiwilligen Unterordnung 
und Opferbereitschaft großer Massen glauben sie Herausforderung und Angriffs- 
lust zu sehen, die über kurz oder lang Teile Europas oder ganz Europa in blutige 
Konflikte stürzen soll. 

Hitler ist in der amerikanischen Öffentlichkeit durch die Art der Bericht- 
erstattung zum Verkünder imperialistischer Machtpolitik geworden, die mit Waffen- 
gewalt ihren Worten Geltung verschaffen will. Er erscheint meist als der direkte 
Nachfahre des angeblichen deutschen Strebens nach Weltherrschaft, gegen das sich 
die Kriegspropaganda richtete. 

Der deutschen Reichswehr wird von den amerikanischen Berichterstattern ein 
wachsendes Interesse zugewendet. Daß sie als neutraler Machtfaktor, nur dem 
Dienst am Staat verpflichtet, in allen Krisenzeiten als entscheidende Gewalt er- 
scheint, ist den Amerikanern nur aus der Kraft einer Kamarilla von Generalen 
zu erklären. Die deutschen und amerikanischen Ansichten über den Platz, den die 
Armee in einer politisch erleuchteten Gemeinschaft einzunehmen hat, stimmen 
durchaus nicht überein. Wenn man auch die aus alter Überlieferung überlegene 
Auswahl und Ausbildung der deutschen Offiziere zugibt, nimmt der Amerikaner 
doch von vornherein an, daß das zivile politische Gehirn dem militärischen Den- 
ken überlegen ist. Hierbei denken sie allerdings an ihre eigene Form der Politik, 
der, wie man zugeben muß, nun wieder der Deutsche einigermaßen hilflos gegen- 
übersteht. Die amerikanischen Beobachter hoffen im Interesse des Reiches, daß 
sich allmählich Politik und Armee in ihren Bezirken völlig trennen werden. Sie 
beachten dabei weder die historische gegebene Stellung der Armee in der deut- 
schen Politik noch die geopolitische Lage des deutschen Volkes im Herzen Europas. 
Nach Ansicht der amerikanischen Beobachter sind Reichswehr und „Privatarmeen“ 
in Sympathie miteinander verbunden. Die deutsche nationale Wiedergeburt wird 
durch den „militärischen“ Geist, der sie erfüllen soll, diskreditiert: er steht im 
Gegensatz zu dem demokratischen Geist der parlamentarisch regierten Länder. 


Hitlers nationalsozialistische Bewegung und das Präsidial- 
kabinett des Reichspräsidenten 


Die Stellung der Reichsregierung ist, nach langen Versuchen, die politischen 
Vorgänge zu erklären, von amerikanischen Berichterstattern so aufgefaßt worden: 
unter Brüning regierte eine parteigebundene Bürokratie; danach berief der Reichs- 
präsident ein „nationalistisches“ Kabinett, das Hitlers nationaler Propaganda den 
Wind aus den Segeln nehmen sollte. (Die Deutung der deutschen Politik und im 
besonderen der Hitler-Bewegung in der amerikanischen Presse folgt im allgemeinen 
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den Auffassungen der deutschen Linkspresse.) Seitdem Hitler in scharfen Gegen- 
satz zum Reichspräsidenten und zu seinem Kabinett geraten ist, erscheint er — 
folgert die amerikanische Presse — in der für ihn unnatürlichen Lage, den Parla- 
mentarismus zu verteidigen, da er in Stimmenmehrheit den Weg zur politischen 
Macht zu sehen scheint. In Amerika glaubt man in Hitler eine ähnliche dem- 
agogische Figur zu erkennen, wie sie zu verschiedenen Zeiten als Volksbeglücker 
über die eigene politische Bühne gezogen sind, um gegenüber den festen Institu- 
tionen der beiden großen Parteien bald wieder zu verschwinden. Wenn Hitlers 
Ziel die Beseitigung der Herrschaft der Parteien war, so scheint es, daß das Kabi- 
nett des Reichspräsidenten diesen Zustand bereits herbeigeführt hat. Da der Weg 
zur Reichs- und Verfassungsreform ebenfalls von der Regierung beschritten wor- 
den ist, so fragen die amerikanischen Berichterstatter, was Hitler darüber hinaus 
eigentlich noch will. Man hält es für fraglich, wie lange Hitler die heterogenen 
Elemente seiner Bewegung durch Hoffnungen und Versprechungen zusammen- 
halten kann. Hitler ist in den Augen amerikanischer Beobachter in steigendem 
Maße den wechselnden Einflüssen aus dem Kreise seiner Unterführer erlegen. 
Man erkennt aber als seine Stärke an, in der Massenversammlung den Gefühlen der 
Menge Stimme verleihen zu können. Abgesehen von unverantwortlichen Äußerungen 
seiner Unterführer, glaubt man in seinen offiziellen Kundgebungen der letzten 
Wochen Anzeichen eines überreizten Temperaments zu sehen, das ihm nicht nur 
beim Reichspräsidenten, sondern auch bei einem Teil seiner Gefolgschaft ge- 
schadet hat. 

Die amerikanischen Beobachter halten Hitler nicht für fähig, einen mussoli- 
nischen Entschluß zum Marsch auf Rom zu fassen. Die Erregung der national- 
sozialistischen Massen scheint ihnen an Psychose zu grenzen. Nur vereinzelt werden 
in Amerika Stimmen laut, die einen Unterschied zwischen demagogischen Führern 
und den inneren Kräften der nationalsozialistischen Bewegung machen, die eben 
dem Gefühl des Volkes entsprachen. 

Das Präsidialkabinett hat in Amerika in seiner Zusammen- 
setzung aus „Junkern“ keine Sympathien. Hitler an der Spitze der 
Reichsregierung bedeutet aber, nach den überwiegenden Äußerungen der amerika- 
nischen Presse, die Aufrichtung der Gewaltherrschaft im Innern und eine Provo- 
kation der Welt durch das nationalistische Deutschland. Man glaubt, daß Hitler 
die Drohung wahr machen werde, Deutschland bis zur Stärke der am besten ge- 
rüsteten Macht auf dem Kontinent aufzurüsten. Aus der Spannung an Deutsch- 
lands Ostgrenze würde dann der europäische Konflikt unvermeidlich sein. Man 
fürchtet, daß die Friedensmaschinerie der Nachkriegsverträge in einem solchen 
Fall sich auch in Europa — wie schon im Fernen Osten — nicht als ausreichend 


erweisen werde, 
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ERNA ÄRNHOLD: 
Eindrücke über Rassengefüge und Zukunft der Philippiner 


Von den verschiedenen Inselgruppen, die die große malaiische oder indonesische 
Inselbrücke bilden, sind die Philippinen wegen ihrer eigenartigen Kultur die bei 
weitem interessantesten. Es ist eine seltsame Mischung, die durch das fast 400- 
jährige Christentum und die damit verbundene alte spanische Kultur, das malaiische 
Erbgut und den neuaufgepfropften Amerikanismus entstanden ist, eigenartig und 
einmalig in der Welt. 

Als die Spanier 1521 auf den fernen Inseln landeten, fanden sie durchaus kein 
„wildes“ oder tiefstehendes Volk vor. Die Eingeborenen standen bereits in leb- 
haftem Handelsverkehr mit China, wo sie Seide und Baumwollstoffe für ıhre 
Kleidung und das bei ihnen sehr geschätzte chinesische Porzellan einkauften. 
Die Chinesen holten dafür von den Philippinen besonders Goldstaub, Perlmutter, 
die Trepang genannte eßbare Seegurke, eßbare Vogelnester und Häute. Geld kannte 
man nicht. Auch mit Japan, Kambodscha, Siam, den Molukken und den Malaiischen 
Inseln standen die Philippiner in vorspanischer Zeit im Warenaustausch. 

Die Urbevölkerung der Inseln sind vermutlich die Negritos, von denen es heute 
noch 25 000 gibt. Sie sind ein kleiner, schwarzer Menschenschlag mit sehr krausen 
Haaren und unterscheiden sich stark von der malaiischen Bevölkerung. Wahrschein- 
lich bilden sie einen gemeinsamen, tiefstehenden Menschenstamm mit den Be- 
wohnern der Andamanen und den Papuas in Neuguinea. Schon vor der Ankunft 
der Spanier waren sie von den eingewanderten Malaien in die unwegsamen Berg- 
länder der Philippinen gedrängt worden, wo sie sich bis heute, besonders im Innern 
der Hauptinsel Luzon und an ihrer Nordostküste, erhalten haben. Kleinere Reste 
finden sich auch auf anderen Inseln, in Mindanao und auf der sehr gebirgigen 
Insel Negros, die von ihnen den Namen erhalten hat. Noch heute haben sie keine 
festen Wohnsitze. Ihre Bogen, für die sie giftige Pfeile benutzen, erreichen ihre 
eigene Körpergröße. Den sehr bezeichnenden Namen Negritos, Negerchen, gaben 
ihnen die Spanier wegen ihrer kleinen Gestalt und ihrer krausen Haare. Auch 
der Name Aetas oder Etas, wie sie sich selber nennen, soll Kraushaar bedeuten. 
Ihre Größe beträgt nur ı35—ıl5 cm, Männer und Frauen sind fast gleich groß. 

Die Einwanderung der Malaien dauerte vermutlich einige Jahrhunderte, daraus 
erklären sich die verschiedenen Stämme und Mundarten, in die sich die malaiische 
Bevölkerung der Philippinen sondert. Sie waren bei ihrer Einwanderung wohl 
bereits ein ziemlich hochstehendes Volk, ihre Götterlehre hatte Anklänge an die 
der Hindu in Indien. Durch Sprachvergleichung hat sich herausgestellt, daß sie 
auf den Philippinen die Haustiere eingeführt haben. Ebenfalls sind alle Bezeich- 
nungen für die ursprünglichen Lebensmittel der Philippiner, Reis, Yams, Zucker- 
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rohr, Kokos, malaiisch. Daraus läßt sich schließen, daß die Etas weder Haustiere 
kannten, noch Getreide bauten. Selbst heute nähren sie sich hauptsächlich von ein- 
gesammelten wilden Früchten. 

Die Malaien der Küstenstriche wurden sehr bald von den Spaniern zum Christen- 
tum bekehrt. Die mehr im gebirgigen Innern lebende Bevölkerung wurde von den 
Mönchen veranlaßt, nach ihrer Bekehrung in die Ebene zu ziehen, wo die Neu- 
bekehrten besser beaufsichtigt werden konnten. Die Igoroten in den Provinzen 
Benguet und Lepanto in Nord-Luzon sind heute die letzten Vertreter der unbe- 
kehrten Bergstämme. Die Spanier konnten sie nie unterwerfen, sie sind kriegerisch 
und waren bis vor wenigen Jahren Kopfjäger. Nachdem sie nun von den Ameri- 
kanern unterworfen sind, wird ihre Bekehrung zum Christentum auch nicht mehr 
lange dauern; damit werden alle ihre Eigenarten verschwinden, wie sie bei den 
bereits seit Jahrhunderten bekehrten Stammesgenossen verschwunden sind. 

Die spanischen Ethnographen haben mit dem Namen Igoroten vielfach Miß- 
brauch getrieben und alle Kopfjäger, die sich auf den Philippinen befanden, 
Igoroten genannt. Mit den Namensbezeichnungen haben es die Spanier überhaupt 
nicht sehr genau genommen. Sie nannten die christianisierten Philippiner Indios, 
mit demselben unzutreffenden Wort wie die Indianer Amerikas. Mit Filipinos 
bezeichneten sie die auf den Philippinen geborenen Kinder der Spanier. Bei den 
heutigen amerikanischen Herren des Landes hat sich die spanische Form Filipinos 
als Gesamtbezeichnung für die zivilisierte Bevölkerung der Inseln eingebürgert. 

Mit dem Namen Moro belegten die Spanier die mohammedanische Bevölkerung, 
die sich heute nur noch auf den südlichsten Inseln vorfindet. Der Islam war 
vermutlich erst kurz vor Ankunft der Spanier auf den Philippinen eingedrungen, 
hatte sich aber stark ausgebreitet. So war Manila, als die Spanier es ı571 er- 
oberten, die Hauptstadt eines mohammedanischen Staates. Die Moros der Philip- 
pinen sind gleichfalls Malaien. Sie wanderten teils von den Molukken, teils von 
Borneo ein und unterscheiden sich nur wenig von den Malaien Nordborneos. Auf 
Sulu trafen die Stämme zusammen und mischten sich mit der vorhandenen Be- 
völkerung. Durch diese verschiedenen Kreuzungen bestehen sie heute aus fünf 
verschiedenen Stämmen auf Sulu und Mindanao mit fünf verschiedenen Mund- 
arten. Einheitlich ist ihnen nur der gemeinsame Glaube, der Islam, und eine 
dadurch bedingte Kultur. Da Seeräuberei und damit verbundener Sklavenhandel 
bis in die neueste Zeit ihre Hauptbeschäftigung bildeten, so kam noch mehr 
fremdes Blut hinzu. Sollten sie wirklich einst, wie die Spanier annahmen, ara- 
bisches Blut besessen haben, so ist davon nur noch ein verschwindender Bruchteil 
übrig, weniger als im spanischen Volke selbst. Der Hauptdialekt der Moros ist 
die Sprache von Sulu, wo sich als religiöser Mittelpunkt das Grab eines Heiligen 
befindet, das auch mit Mekka in Verbindung steht. Die Moros fertigen eigenartige 
Gewebe, Waffen, Schnitzereien und Flechtereien und haben manches an Sitten 
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und Bräuchen aus der vorchristlichen Zeit bewahrt. Auch der Charakter der Philip- 
piner wandelte sich je nach dem Glaubensbekenntnis, die mohammedanischen sind 
tapfer und kriegerisch, während die christlichen sanft und ein wenig träge sind. 

Alle nichtchristlichen Völker zusammen zählen nur eine Million unter den 
19 Millionen Bewohnern der Philippinen. Unter ihnen sind die Moros mit 00 000 
die stärksten. 

Von den christlichen Philippinern heben sich als Oberschicht die Mestizen ab, 
die sich wiederum in spanische Mischlinge und Chinesen-Mestizen sondern. Schon 
vor den spanischen Zeiten waren die Philippinen ein Ziel der Auswanderung für 
die Südchinesen, besonders aus Amoy, das den Handel führte. Die Einwanderer 
waren vorwiegend einzelne Männer. Wollten sie auf den Philippinen eine Frau 
nehmen, so wurden sie von der allmächtigen spanischen Geistlichkeit gezwungen, 
sich taufen zu lassen, wobei sie auch spanische Familiennamen bekamen. Viele 
von ihnen kehrten im Alter nach China zurück, während mit ihrer philippinischen 
Frau auch deren Kinder auf den Philippinen zurückblieben. Diese Kinder, die 
Chinesen-Mestizen, hielten ihres Christentums wegen zur Heimat der Mutter und 
verachteten ihren chinesischen Vater. Sie hätten ihm dankbar sein müssen, denn 
sie haben von ihm die größere Rührigkeit geerbt. Viele von ihnen sind reiche 
Kaufleute. Auch die meisten der heute führenden philippinischen Politiker haben 
chinesisches Blut in den Adern. 

Diese Oberklasse der Philippiner, ob sie nun mehr spanisches oder chinesisches 
Blut aufweist, steht dem Empfinden der weißen Rasse näher, als es gewöhnlich 
Chinesen oder Japanern gegenüber der Fall ist. Selbst die Amerikaner, die in 
ihrem eigenen Lande so wenig wohlwollend gegen ihre fremdrassige Bevölkerung 
sind, haben eine günstigere Einstellung gegenüber den Philippinern. Der ameri- 
kanische Generalgouverneur Stimson rühmt sie in seinem Jahresbericht von 1928 
in folgenden Worten: „Der Filipino ist, verglichen mit anderen östlichen Völkern, 
mit einer solchen natürlichen Freundlichkeit und einem so gastfreundlichen 
Charakter begabt, und er hat während der 300 Jahre der spanischen und amerika- 
nischen Herrschaft auch schon so große Fortschritte in der Zivilisation gemacht, 
daß er der leichtest zu behandelnde Mensch der Welt ist, sobald ihm nur seine 
weißen Kollegen mit dem nötigen Takt begegnen.“ 

Wenn die amerikanische Regierung trotzdem bisher nicht ihr Versprechen ein- 
gelöst hat, den Philippinern ihre Freiheit wiederzugeben, wie sie es längst mit 
Kuba (?) tat, so sind hauptsächlich wirtschaftliche Gründe dafür ausschlaggebend, 
müßte man doch den Verlust des großen Kapitals befürchten, das bereits von 
Amerikanern in den Philippinen angelegt wurde. Da man sich aber scheut, das 
einzugestehen, so müssen andere Bedenken als Vorwand dienen, wie der oft ge- 
äußerte, die Philippiner seien noch nicht reif für Selbstverwaltung. Bei der jetzigen 
Weltwirtschaftskrise würde freilich ein Loslösen der Kolonie von Amerika den 
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wirtschaftlichen Ruin der Philippinen zur Folge haben, durch den damit bedingten 
Fortfall der Zollfreiheit, den philippinische Produkte, Zucker, Kokosnußöl, Manila- 
hanf, in den Vereinigten Staaten genießen. Gegenwärtig erfolgen etwa drei Viertel 
des philippinischen Gesamthandels mit dem Mutterlande. 

Die philippinischen Politiker erstreben zwar die baldmöglichste Errichtung einer 
vollständigen und unumschränkten Republik, wünschen aber vorsichtigerweise jeder- 
zeit den finanziellen Beistand der Amerikaner und den Schutz der amerikanischen 
Flotte. Selbst wenn Amerika auf seinen befestigten Stützpunkt in Ostasien ver- 
zichten würde, so würden sich doch die Philippiner nicht allzulange ihrer Freiheit 
erfreuen; denn längst schon hat Japan sein Auge auf das reiche Inselland ge- 
worfen. Den Weltkrieg haben die Japaner bereits benutzt, um sich wirtschaftlich 
auf den Philippinen einzunisten. Die Einwanderung ist stark angeschwollen, man 
sieht japanische Fischerboote in der Bai von Manila, Hanf- und Zuckerpflanzungen 
sind in ihren Besitz übergegangen. Auch Bergwerke werden von ihnen ausgebeutet, 
und mehrere neu eingerichtete Schiffahrtslinien sorgen für eine schnelle und 
bequeme Verbindung mit Japan. Die geringe Bevölkerung, dazu die Land- 
flucht der Gebildeten sind dabei eine große Gefahr für die Philippinen. In 
den am dichtesten bevölkerten Provinzen, das ist die Umgebung von Manila und 
die Insel Cebü, kommen weniger als 100 Einwohner auf eine englische Quadrat- 
meile (39 auf den Quadratkilometer). Die große Insel Mindanao hat sogar weniger 
als 20 auf die Quadratmeile (7,8 auf den Quadratkilometer), Japan dagegen besitzt 
bereits über 400 Einwohner auf die Quadratmeile (170 auf den Quadratkilometer, 
969 auf das Ackerland bezogen). Da die Japaner bekanntlich auch die ehemaligen 
deutschen Südseekolonien verwalten, so halten sie die Philippinen gewissermaßen 
eingeschlossen. Aber das Rassenbewußtsein der Philippiner wehrt sich gegen die 
Japaner, die ganz anders geartet, viel zielbewußter und rücksichtsloser sind. Auch 
Niederländisch-Indien und Großbritannien, die Nachbarn im Westen, haben ein 
Interesse daran, daß die Philippinen nicht der gelben Besitzergreifung verfallen. 
Aus demselben Grunde der Selbsterhaltung hat sich Australien der gelben Ein- 
wanderung widersetzt, trotzdem dort sogar nur 2 Einwohner auf eine Quadrat- 
meile kommen. Das Schicksal der Philippinen aber wird vielleicht über das Selbst- 
bestimmungsrecht seiner Eingeborenen grausam hinweggehen. Es wird, wie bisher 
alles in der Geschichte der Philippinen, nur der unbedeutendere Teil eines viel 
wichtigeren Geschehens sein. Die Entdeckung der Inseln war ein Teil der ersten 
Weltumseglung, ihre Befreiung von Spanien nur ein Teil des spanisch-amerika- 
nischen Kolonialkrieges, und die Zukunft des Landes wird ein Teil eines der 
größten Weltereignisse sein: des Kampfes der weißen und der gelben Rasse um 
die Vorherrschaft im Stillen Ozean. 
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PERCY MEYER: 
Sibiriens geopolitische Tragik 


Weiße, Gelbe, Indigene im Kampf um den Lebensraum 


Sibiriens Ausdehnung 


Räumlich umfaßt Sibirien den ausschlaggebenden Teil Russisch-Asiens, verwal- 
tungspolitisch gehört es zur Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjet-Republik 
(RSFSR.). Sibirien — — ein ungeheurer, größtenteils dünn besiedelter Gebiets- 
komplex von annähernd 12,5 Mill. qkm zwischen Uralgebirge und Stillem Ozean. 
Im Hinblick auf seine „unbegrenzten Möglichkeiten“ wird seit einigen Jahrzehnten 
auf Sibirien als ein zukünftiges Amerika hingewiesen. Eine Auffassung, die nach 
Lage der Dinge nicht unwidersprochen bleiben kann: statthaft wäre höchstens 
ein oberflächlicher Vergleich Nordasiens, also Sibiriens, mit dem eigentlichen Nord- 
teil Nordamerikas — mit Kanada. Wie dieses ist Sibirien für den Weißen vor allem 
im Südwesten siedlungsfähig. Hier findet die osteuropäische Gras ebene 
(Steppe) ihre, nur teilweise durch die Ausläufer des Uralgebirges unterbrochene 
Fortsetzung. Man hat überhaupt scharf zwischen dem kleineren West- und dem 
größeren Ostsibirien zu unterscheiden, beginnen doch schon am Unterlauf des 
Jenissei Höhenzüge, die sich von dort aus fast ununterbrochen durch den Süden 
des Riesengebiets bis zum Stillen Ozean erstrecken. Dem Russen, der zusammen 
mit dem Ukrainer ursprünglich gar nicht Küsten- oder Gebirgsbewohner war, 
es auch in den letzten ein bis zwei Jahrhunderten kaum geworden ist, sind die so 
andersgearteten Lebensbedingungen Mittel- und Ostsibiriens ungewohnt. Im Westen 
bildet die große sibirische Eisenbahnlinie (Magistrale) beinahe die Nordgrenze der 
Siedlungsmöglichkeit. Die ausgedehnte Zone des Urwaldes — nach einem tura- 
nischen Lehnwort: die russische Taiga — kommt auch für osteuropäische Kolo- 
nisten nur wenig in Betracht, noch weniger die weiter nördlich gelegene Tundra, 
d. i. die finnisch-russische Bezeichnung für Moos- und Sumpfsteppe. Wohl sprechen 
die Sowjetblätter seit einigen Jahren auch von der landwirtschaftlichen Erschließung 
der sibirischen Mittel- und Nordzone. Allein über akademische Erörterungen 
ist man nicht hinausgekommen, stellen doch Klima und Landschaft der Urbar- 
machung unüberwindliche Schwierigkeiten in den Weg. Das eigentliche 
sibirische Siedlungsgebiet beschränkt sich gegenwärtig auf den 
Nordwestteil Kasakstans mit dem besonders fruchtbaren Semi- 
palatinsk und den Südstrich des eigentlichen Gaues Sibirien, 
etwa von der sibirischen Eisenbahn nicht ganz bis zur dzungarisch-mongolischen 
Grenze. Räumlich ist das kaum der zehnte Teil Gesamtsibiriens; dort ist auch die 
Mehrzahl der russisch-ukrainischen Bevölkerung des Landes zu finden. Die süd- 
westsibirische Tiefebene bringt Weizen, stellenweise Mais und anderes Getreide 
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hervor, kennt den Bastfaserbau und hat eine verhältnismäßig entwickelte Vieh- 
zucht, überhaupt eine nach Lage der Dinge ansehnliche Landwirtschaft, die dem 
äußersten Süden Ostsibiriens fehlt, vom ungeheuren eigentlichen Norden nicht zu 
sprechen: über den sechzigsten Breitengrad hinaus besteht prak- 
tisch kein Ackerbau mehr. 


Die Menschen 


Im Jahre ıgır sollen in Russisch-Asien 18,6 Mill. Menschen gelebt haben, davon 
9,9 Mill. in Mittelasien und 8,7 im eigentlichen Sibirien, von der letzteren Zahl 
aber zwei Drittel im Südwesten. Nicht viel mehr als die Hälfte bildeten damals die 
russischen Kolonisten (Pioniere, Strafverschickte, Übersiedler) und deren Nach- 
kommen, den Rest teilweise noch nomadisierende eingeborene Stämme. Die sowjet- 
statistische Nachschreibung vom Jahre 1930 will für ganz Sowjetasien 28,5 Mill. 
Menschen ermittelt haben, davon 13,5 Mill. in den Ländern Uralgebiet, Kasakstan 
mit Semipalatinsk, Gau Sibirien, Jakuten-Republik, Buräten-Mongolen-Republik 
und Gau Ferner Osten (die wir in Groß-Sibirien zusammenfassen), unter Aus- 
schluß des viel dichter bevölkerten und fast rein turanisch-mohammedanisch oder 
mongolisch-buddhistisch gebliebenen Mittelasiens. Der Sibirjak oder sibirische 
Russe ist, sehr grob gerechnet, ungefähr zu 50 v. H. russischer (großrussischer) 
Herkunft. Mutmaßlich können 30 v. H. der heutigen Sibiriensiedler ihren Ursprung 
auf die ethnographische Ukraine zurückführen. Von den verbleibenden 20 v. H. 
wird etwas über die Hälfte indigener Bluteinschlag sein, während der kleinere 
Rest auf deutsche, lettische, estnische und andere nichtrussische Kolonisation zu- 
rückzuführen ist, neben der Nachkommenschaft Verschickter verschiedenster 
Volksangehörigkeit: Kaukasier, Abkömnilinge polnischer Verbannter, ja sogar 
schwedischer und anderer Kriegsgefangener. Von den fremden Volksresten unter 
den Siedlern haben sich hauptsächlich die Deutschen national erhalten, deren 
Mehrzahl übrigens hier erst in den Weltkriegsjahren zwangsweise ansässig gemacht 
wurde. Geschlossene ukrainische Sprachbezirke, wobei die Umgangssprache sich 
mehr und mehr dem Russischen nähert, findet man heute nur stellenweise in 
Westsibirien und, was besonders kennzeichnend ist, noch im äußersten Ostsibirien, 
nämlich im Küstengebiet. Dort sind die Amurkosaken strichweise ganz 
überwiegend ukrainischer Herkunft und haben sich bis zum Kriege ihr Volkstum 
ziemlich erhalten können. Überhaupt bildet das Küstengebiet in mancherlei Hin- 
sicht eine Ausnahme von dem, was sonst hier über Ostsibirien und seine geringe 
Eignung zu Siedlungszwecken gesagt ist. Ein Blick auf die Landkarte und die tief 
nach Süden vorspringende, im Bereich des 45. Breitengrades klimatologisch der 
japanischen Insel Yesso (Hokkaido) ziemlich gleichkommende Landzunge erklärt 
alles. Die bis jetzt siedlungspolitisch erschlossene Zone dringt vom europäischen 
Rußland als ein fast 500 km breiter Keil, etwa von Orenburg bis Troizk aus, in 
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Westsibirien ein, durchschneidet dieses ganze Gebiet, immer längs, meist südlich 
der sog. Eisenbahnmagistrale verharrend, nicht ganz bis zur äußersten westmongo- 
lischen Grenze, folgt weiter der schon erwähnten Großeisenbahnlinie bis zum 
Baikalsee und findet alsdann seine sich stetig verdünnende Fortsetzung längs Amur 
und Ussuri nicht ganz bis Wladiwostok. Aber schon von Mittelsibirien an ist die 
Siedlungslinie immer häufiger mit indigenen Volkszungen und -inseln durchsetzt, 
wie auch ihrerseits die aus Osteuropa stammende Kolonisation zahlreiche Ver- 
ästelungen nach allen Richtungen hin ausstreckt, meist die Flußtäler bevorzugend 
und die finnisch-tatarisch-mongolischen Volkssplitter verdrängend oder aufsaugend. 
Diese ethnographische Erscheinung in Südsibirien ist nichts anderes als eine Fort- 
setzung derselben volklichen Entwicklung im Norden und Östen Europäisch-Ruß- 
lands. Gerade das Jahrhunderte lange Zusammenleben mit finnisch-ugrischen und 
turanisch-mongolischen Stämmen erklärt den asiatischen Bluteinschlag, 
den man bei den Russen Sibiriens noch häufiger findet als in Osteuropa. Das 
Schrifttum über das Sibirien des 19. Jahrhunderts bietet viele Beispiele dafür, daß 
jüngere Siedler sich tatarische, kirgisische und andere indigene Frauen nahmen. 
Zeitweilig war der Brautraub nicht selten. Umgekehrt freilich gehörte und 
gehört zum Teil heute noch die Einheirat von Russinnen in fremdvolkliche Häuser 
hierzulande nur zu den Ausnahmeerscheinungen. 


Sibiriens Schicksal 


Mit diesen Betrachtungen gelangen wir zu einer wissenschaftlich wie politisch 
aufschlußreichen Erkenntnis: das russische Volk hat es im Gegensatz zu den 
Angelsachsen und den ihnen verwandten Deutschen, Holländern, Skandinaviern 
von vornherein nicht vermocht oder auch nicht gewollt, die Orts- 
bevölkerung im Neuland unmittelbar aufzureiben, soweit nicht 
Feuerwasser und eingeschleppte Seuchen mittelbar dazu beitrugen. Allerdings ent- 
spricht die russisch-sibirische Versippung noch lange nicht derjenigen der Spanier 
und Portugiesen mit den Mittel- und Südindianern in Latein-Amerika. Man kann 
in Sibirien von einem Mittelding zwischen den beiden amerikanischen Gegensätzen 
sprechen. Verständlicherweise ist die seelische, geistige und körperliche Beschaffen- 
heit, also die Artung der Eroberer und Besiedler von Neuland, ausschlag- und 
richtunggebend für die weitere Volksgestaltung im erschlossenen Gebiet, demnach 
auch, wenigstens mittelbar, für seine politische und sonstige Entwicklung. Die geo- 
politische Tragik Sibiriens liegt darin, daß sein siedlungsfähiger Südstrich allzu 
dünn ist: er erinnert an die Konturen einer mit dem dickeren Oberleib nach Westen 
gerichteten Riesenschlange, deren nadelspitzes Schwanzende sich an der Küste des 
Stillen Ozeans verläuft. Um beim Bilde zu bleiben, klammert sich das lang- 
gestreckte Wesen an asiatische Länder, die zum Teil verhältnismäßig dicht 
bevölkert sind. Vergleicht man wiederum die sibirische Siedlungszone mit. 
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einem militärischen Umfassungsmanöver, erscheint es als überaus gewagt. Nur 
eines nachhaltigeren Vorstoßes bedarf es, besonders östlich des Baikal, um die 
schüttere Linie zu durchbrechen und aufzurollen. Die dünne russische Sied- 
lungszone in Sibirien zu einem lebensfähigen Gürtel auszu- 
bauen, muß schon aus den vorerwähnten Gründen schwer oder 
unmöglich erscheinen. Der bevölkerungspolitisch wie strategisch am meisten 
bedrohte sibirische Ostabschnitt hat im Süden die Mandschurei zum Nachbar 
mit einer in den letzten dreißig Jahren sprunghaft von rund 2 auf 29—30 Mill. 
angewachsenen Einwohnerzahl, mehr, als Sibirien und Mittelasien zusammen auf- 
weisen, deren erdrückende Mehrzahl die Chinesen bilden. Wie auch immer die 
politischen Geschicke der Mandschurei sich gestalten mögen, — ein Großteil 
dieses Landes wird der weiteren chinesischen Besiedlung vorbehalten bleiben. Für 
die Japaner, deren Kolonisationsfähigkeit auf dem asiatischen Festlande immer 
noch in Frage steht, käme als Siedlungsland theoretisch allenfalls der klimatisch 
Nordjapan ähnelnde mandschurische Mittelosten in Betracht, für die weitere sied- 
lungspolitische Ausbreitung der Koreaner aber näherliegende Teile des Südens. 
Der Bodenkrieg in den Küstenländern des Japanischen und Gelben Meeres ist aber 
heute noch gar nicht zur vollen Entwicklung gelangt. Staatliche Politik, für die 
zunächst in der Hauptsache Japan in Frage kommt, kann gewisse Entfaltungs- 
möglichkeiten fördern oder hemmen — die natürlichen Bedingungen in ihrem 
Sinne zu beeinflussen, wird sie schwerlich imstande sein. Der Volksdruck aus der 
Mandschurei nach Sibirien muß steigen. In der Mongolei, deren Steppencharakter 
die Ansässigmachung eines Insel- und Bergvolkes praktisch so gut wie ausschließt, 
stehen die siedlungs- und bevölkerungspolitischen Entscheidungen erst recht noch 
bevor. Im Norden des Landes, südlich des Baikal-Gebiets, haben sich, ähnlich wie 
in der Nordmandschurei, hier und da russische Emigranten niedergelassen, 
während der chinesische Volkskörper erst seit kurzem vom Südwesten her, einst- 
weilen nur tastend, vorzudringen beginnt; denn die Mongolei ist vielfach noch 
Wildnis, der Mongole selbst freiheitsliebend, ja oft kriegerisch und daher vom 
Untersiedler — und das ist der Chinese — gefürchtet. 

Zukunftsentscheidend für die russische Randsiedlung in Nordasien ist in erster 
Linie neben der Kontinentalpolitik Japans das Vordringen der Chinesen in der 
Mandschurei, erst in zweiter Linie die Volkszunahme der Indigenen. Im Augenblick 
brennend ist aber die mandschurische Frage. Moskau hat ihre Verschärfung schon 
vor einigen Jahren vorausgesehen. Mit aus diesem Grund erfolgte die schon im 
ersten Fünfjahrplan vorgesehene Verschiebung des industriepolitischen Schwer- 
gewichts nach Osten. Das Uralo-Kusnetzker Kombinat bildet die erste 
Etappe auf diesem Wege, Magnitogorsk im Herzen Westsibiriens die zweite. 
An ein Angarostroi, unweit des Baikal, ähnlich dem eben fertig gestellten 
Dnjeprostroi, wird gedacht. Großanlagen in und um Wladiwostok sollen das 
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Schlußglied der intensiveren wirtschaftlichen Erschließung, nun auch seiner weiteren 
Teilbesiedlung bilden. Dazu die geplanten neuen Eisenbahnlinien. 

Wird die für die sibirische Randsiedlung nun schon hochernst gewordene Gefahr 
dadurch zu bannen sein? Nach menschlichem Ermessen kaum, denn Sibiriens 
geopolitische Tragik scheint kaum zu wenden. Dabei wurde die Ge- 
fahr un die Jahrhundertwende erst durch die von St. Petersburg aus veranlaßte 
verkehrstechnische Erschließung der Mandschurei, eben durch die Ostchine- 
sische Eisenbahn heraufbeschworen. Wie es scheint, ist der damit ins Rollen 
gekommene Stein, ist der Rückfall Sibiriens an das gelbe Volkstum nicht mehr 
aufzuhalten. 


ALBRECHT HAUSHOFER: 


Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


Der beginnende Südsommer sieht den vor einem halben Jahr scheinbar fried- 
lichen lateinamerikanischen Bereich in unruhiger Bewegung. Eine kurze Übersicht 
der tatsächlichen Vorgänge in den einzelnen Staaten sei vorausgeschickt, bevor wir 
den Versuch machen, die sehr verschiedenartigen Einzelbewegungen auf einen ge- 
meinsamen Nenner zu bringen. In Brasilien ist der seit Monaten herrschende 
Bürgerkrieg beendet worden. Die aufständischen Kräfte von Sio Paulo waren 
nicht stark genug, sich gegen die Bundesregierung durchzusetzen, nachdem die er- 
hoffte Unterstützung aus anderen Staaten teilweise vollkommen ausgeblieben, teil- 
weise nicht stark genug war, um die Bundesregierung zu zwingen, erhebliche Kräfte 
von der Front im Parahyba-Tal abzuziehen. Nach ungewöhnlich schweren Kämpfen 
haben die Revolutionäre von Säo Paulo die Waffen gestreckt — aber unter ver- 
hältnismäßig milden Bedingungen, die entweder zeigen, daß die Bundesregierung 
sich nicht als Beherrscherin der Lage fühlte, oder beweisen, daß Getulio Vargas ein 
Mann von größerer Weitsicht ist als die meisten südamerikanischen Politiker. Eine 
dauernde Unterdrückung des wirtschaftskräftigsten Staates — und das ist trotz der 
Fortschritte von Minas Geraes und Rio Grande do Sul noch immer Sio Paulo — 
ist nicht möglich. Eine Bundesregierung, welche diesen Versuch machte, würde 
immer mit der Möglichkeit bewaffneten Widerstands zu rechnen haben und schon 
dadurch unfrei sein. Das schmale, relativ dicht besiedelte Kerngebiet Brasiliens wird 
niemals die großen Aufgaben lösen können, die mit der Entwicklung des Nord- 
ostens und des Inneren noch zu lösen sind, wenn von Rio de Janeiro her der Ver- 
such gemacht wird, zentralistisch über die berechtigten Eigeninteressen der einzelnen 
Teilgebiete hinwegzugehen. Jeder solche Versuch ist in der brasilianischen Geschichte 
bisher gescheitert, jeder hat zugleich eine Bedrohung der Grenzgebiete, besonders 


der südlichen gebracht. Die Uruguay-Grenze ist noch immer eine sehr empfind- 
liche Linie. 
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Gespannt sind zur Zeit die Beziehungen zwischen Montevideo und Buenos Aires, 
nicht aus zwingenden außenpolitischen Gründen, sondern lediglich deshalb, weil 
die Entfernung über den La Plata zu gering ist, als daß die argentinische Regierung 
die Bewegungen der verbannten Führer der Gegenpartei, die sich in Montevideo 
aufhalten, außer Auge lassen könnte. Die Untersuchung eines zu Besuch nach 
Buenos Aires gekommenen uruguayischen Kriegsschiffes durch argentinische Polizei 
hat den kleinen Nachbarstaat mit Recht gekränkt. So herrschen an der Mündung des 
La Plata unfreundliche Gesinnungen, auch wenn der diplomatische Verkehr nach 
mehreren Monaten des Abbruchs wieder aufgenommen worden ist. Den Paraguay 
aufwärts ist man trotz einer Untersuchungskommission des Völkerbundes und drin- 
gender Ermahnungen der Panamerikanischen Union noch immer bei unfreund- 
lichen Handlungen. Der Kampf um die Außenposten im Chaco zwischen Paraguay 
und Bolivien geht mit zahlenmäßig geringen Streitkräften weiter. Ein Ergebnis 
dieses Krieges ist vorläufig nicht abzusehen. 

In einem anderen umstrittenen Grenzgebiet halten sich die Staaten vorläufig 
zurück: am oberen Amazonas haben es eifrige, vor allem aber in ihrem Handels- 
gewinn gekränkte Bürger von Peru auf eigene Faust unternommen, Kolumbien 
den ihm von Peru in einem eigenen Staatsvertrag zugestandenen Amazonas-Hafen 
Leticia wieder zu entreißen; ein Vorgang, der an erprobte Methoden des Kolonial- 
zeitalters erinnert, aber in Bogotä auf wenig Verständnis stößt. Der Gegenwarts- 
wert von Leticia ist gering; es ist ein kleiner Flecken ohne Verbindungen zum 
Hinterland. Kommt es aber einmal dazu, daß das reich von der Natur bedachte 
Südostgebiet von Kolumbien wirtschaftlich entwickelt wird, so kann der freie Zu- 
gang zum Amazonas von großer Bedeutung sein. So ist kaum anzunehmen, daß 
Kolumbien zugunsten des Handelsmonopols von Iquitos auf Leticia verzichten wird; 
die peruanische Regierung kommt dabei in ähnliche Verlegenheiten wie die italie- 
nische beim Handstreich d’Annunzios auf Fiume. Im Innern steht keine der beiden 
Regierungen fest, weder die Regierung Herrera in Kolumbien noch die Regierung 
Cerro in Peru. Unruhen im nördlichen Peru wurden unterdrückt, die Führer der 
reformistischen Gegenpartei wurden teils verbannt, teils ins Gefängnis geworfen, 
wie der Präsidentschaftskandidat Haya de la Torre, der ein ähnliches halb sozia- 
listisches Programm der Fremdenabwehr und der Agrarreform vertrat wie die sieg- 
reichen Revolutionäre in Chile. Dort ist wieder ein kurzer Umsturz erfolgt — 
vermutlich nicht der letzte in einer bereits langen Reihe. 

Die Rolle, welche die Fliegertruppen neuerdings bei Revolutionen spielen 
(sie haben in Chile z. B. die Marine als Revolutionsvortrupp abgelöst), verdient 
eine besondere Bemerkung: die schnelle Beweglichkeit der Flieger macht sie be- 
sonders geeignet zu plötzlichen Vorstößen. Wenn Bombenflieger über einem 
Präsidentenpalais kreisen, ist es schwer für den Präsidenten, standhaft zu sein — 
selbst dann, wenn er den größten Teil der schwerfälligeren Truppen und das Land 
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als Ganzes hinter sich weiß. Die Flieger zu fassen, ist schwer, solange sie in der 
Luft sind. Aber sie können sich nicht unbeschränkt in der Luft halten, und wird 
in der Zwischenzeit ihr Flugplatz von anderen Truppen besetzt, sO ist die Dauer 
ihrer Erfolge zweifelhaft, und selbst die Flucht ins Unbekannte — wie sie beim 
letzten chilenischen Staatsstreich vorkam — ist kaum ein geeignetes Mittel, die 
Früchte eines Staatsstreiches zu retten. Daher haben sich alle von den Fliegern in 
den Sattel Gehobenen nur wenige Stunden halten können; was allerdings längst 
nicht besagt, daß alle von ihnen aus der Herrschaft Beseitigten die Herrschaft 
wieder an sich hätten reißen können. Der Typ der von Fliegern geleiteten Revo- 
lution ist ein neuer; er wird nicht auf Chile beschränkt bleiben und verdient, schon 
aus allgemeinen Gründen, in seinem Ablauf beobachtet zu werden. Auch internatio- 
nale Verwicklungen können daraus entstehen: was geschieht, wenn eine revolutio- 
näre Fliegertruppe plötzlich über die Grenze flüchtet? 

Ein Grenzfall ganz anderer Art hat sich in Ekuador abgespielt. Dort wurde der 
gewählte Präsident Bonifaz gewaltsam an der Übernahme des Amtes gehindert mit 
der Behauptung, er sei gar nicht ekuadorianischer Staatsangehöriger, sondern nur 
der Vorgeschobene einer benachbarten, aber nicht befreundeten Macht. Das End- 
ergebnis sind Neuwahlen. 

Eine Bedeutung weit über den betroffenen Kleinstaat hinaus kann die Festigung 
der revolutionären Regierung in Salvador haben. England hat, entgegen der bis- 
herigen Gepflogenheit in Mittelamerika, die neue Regierung anerkannt, trotzdem 
sie den Interessen der Vereinigten Staaten entgegensteht. Dem englischen Schritt 
haben sich andere europäische Mächte angeschlossen; der Kommentar aus Washing- 
ton ist wenig freundlich. Nicht ganz mit Unrecht. Nach den gemachten An- 
kündigungen steht der Termin, zu dem die amerikanische Marinetruppe aus Nika- 
ragua zurückgezogen werden soll, nahe bevor. Eine Revolution in Nikaragua steht 
dann in sicherster Aussicht. Welche Haltung soll man dann in Washington ein- 
nehmen, wenn Gefahr besteht, daß nach dem Beispiel von Salvador auch eine Revo- 
lution in Nikaragua, die sich entschieden gegen die amerikanischen Interessen 
wendet, von England und anderen Mächten anerkannt würde? Ob man sich unter 
diesen Umständen nicht entschließen wird, die Truppen lieber gleich dort zu belassen? 

Widerstand gegen allzu yankeefreundliche Regierungen schlägt auch auf die west- 
indische Inselwelt hinüber: In Kuba sind alle Versuche, die Opposition gegen den 
Präsidenten Machado zu stillen, gescheitert. Der Widerstand gegen Machado hat zu 
terroristischen Anschlägen geführt, von denen Kuba längere Zeit frei gewesen war. 

In Mexiko hat sich die innere Lage unblutig, aber doch deutlich verschärft: Ex- 
präsident Calles, der Führer der Nationalrevolutionären Partei, hat nach dem 
Kriegsminister Amaro und dem Interimspräsidenten Portes Gil auch den legitimen 
Präsidenten Ortiz Rubio zum Rücktritt gezwungen, weil er eines allzu milden Vor- 
gehens gegen die ausländischen Interessen und die Kirche verdächtig schien. Der 
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Nachfolger von Rubio, General Rodriguez, scheint von Calles unmittelbar abhängig 
zu sein und hat in den wenigen Wochen seines Amtes den unter der Asche glühen- 
den Streit mit der Kirche zu neuen Flammen entfacht: der päpstliche Nuntius 
wurde ausgewiesen; Unterdrückungsmaßnahmen gegen die Kirche im einzelnen ein- 
geleitet. So steht auch Mexiko vor einer neuen Periode innerer Unrast. 

Fragt man nach den Gründen dieser allgemeinen Friedlosigkeit im lateinischen 
Amerika, so wird man die Wirtschaftskrise genau wie anderwärts nur insofern ver- 
antwortlich machen dürfen, als sie eine Reihe von schwachen Stellen im Gefüge 
der Staaten immer wieder aufdeckt. Der Weg, der von der Wirtschaftsnot zur 
Revolution führt, ist freilich in Südamerika nicht mit europäischen Maßen zu 
messen. Von wenigen großen Hafenstädten und Bergbaugebieten abgesehen, gibt es 
in Südamerika kein großstädtisches Proletariat. Aber es gibt, vor allem in den 
Andenstaaten, eine alte, eingesessene Landbevölkerung fremder Rasse, die von 
den Kolonisatoren unterdrückt worden sind. Es gibt in Lateinamerika zwei Herren- 
schichten: eine ältere, spanische (in Brasilien: portugiesische), die bis zum Ausbruch 
der Revolution in Mexiko überall die Herrschaft geführt hat; eine jüngere, orts- 
und bodenfremde, die „Gringos“, die Vertreter hauptsächlich angelsächsischer 
Kapitalmacht. Der Widerstand der Völker geht bald gegen die eine, bald gegen die 
andere, bald gegen beide: letzteres z.B. in Mexiko und Chile. Die chilenische 
Entwicklung ist insofern im europäischen Sinn die am meisten „fortgeschrittene“, 
als dort mit einem zusammenbrechenden Monopolkapitalismus durchaus moderne 
wirtschaftliche Probleme zugleich mit steigendem Nationalismus gegeben sind. Der 
Weg zur Umwälzung — technisch betrachtet — ist freilich in fast allen Ländern 
derselbe. Entscheidend ist immer die Unzufriedenheit der Truppe, des Offiziers- 
korps, die sich gegen die jeweilige Zivilregierung in dem Augenblick wendet, in dem 
diese unter dem Druck der Wirtschaftskrise darangehen will, an den aufgeblähten 
Heeresetats zu kürzen. Versuche dieser Art haben in Südamerika immer wieder zu 
Revolutionen geführt. Die neuen Regierungen sind dann früher oder später ge- 
zwungen, an das gleiche Problem heranzugehen; sie stoßen dabei auf die gleichen 
Widerstände — und kommen dann leicht dazu, den Versuch der Ablenkung der 
Mißstimmung zu machen: sei es gegen den Nachbarn (Peru-Ecuador-Kolumbien; 
Bolivien-Paraguay; Argentinien-Chile), sei es gegen den fernen Geldgeber und Geld- 
sauger. Populär ist beides. Wirksam ist auf die Dauer nur das zweite, wenn es mit 
jener Zähigkeit verfolgt wird, die bis jetzt in Lateinamerika nur einmal erreicht 
worden ist: in Mexiko. 

Es hat einen gewissen Reiz, die innere Entwicklung Spaniens mit der seiner 
Tochterstaaten zu vergleichen. Aus der sozialen und wirtschaftlichen Struktur Spa- 
niens ist das koloniale Südamerika gewachsen; eine Reihe von schwierigen Fragen 
steht in gleicher Weise vor der spanischen Republik, wie sie vor den südamerikani- 
schen Staaten teils gestanden hat, teils noch steht: die regionale Gliederung; 
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die Grundbesitzverteilung; die Auseinandersetzung mit der mächtigen katholischen 
Kirche. Der gescheiterte Generalsputsch in Sevilla hat der Regierung Azana die Mög- 
lichkeit gegeben, die Agrarreform durch Beschlagnahme großer Güter sehr schnell 
in Gang zu bringen; mit der Kirche ist bis jetzt der offene Konflikt vermieden 
worden; das katalanische Statut — mit einem sehr weitgehenden Recht der Selbst- 
verwaltung für den fortgeschrittensten, etwa ein Fünftel der Gesamtbevölkerung 
umfassenden Teilraum — ist angenommen und scheint endgültig gesichert. 
Beachtung verdient die Wiederaufnahme alter Wünsche gegenüber Tanger bei 
einer gewissen Rio de Oro-Müdigkeit: nicht ‚weil das Tanger-Statut tatsächlich sehr 
merkwürdige Verhältnisse schafft, sondern weil französisch-spanische Besprechungen 
über Marokko und Westafrika in einem weiteren Zusammenhang gesehen werden 
müssen. Die letzten Manöver der italienischen Luftflotte — die unter Balbo zu 
einer sehr wirksamen Waffe ausgebaut worden ist — sind in Frankreich genau 
beobachtet worden; sie haben zu eingehenden Überlegungen über die Sicherheit der 
Linie Constantine—Marseille für den Fall eines Konfliktes geführt. Die Verbin- 
dung von Südfrankreich und Nordafrika — die während des Weltkrieges von den 
deutschen U-Booten nicht wirksam genug gesperrt werden konnte — ist militärisch 
für Frankreich von ähnlicher Wichtigkeit wie der Suezkanal für England. Sie wird 
östlich von dem französischen Korsika und dem italienischen Sardinien überwacht; 
unmittelbar an der Strecke aber liegen die im modernen Sinn unbefestigten spani- 
schen Balearen. Mag man der Geopolitik allzuviel strategische Gedanken vorwerfen: wir 
können den Hinweis auf die Lage der Balearen (die ja schon einmal im achtzehnten 
Jahrhundert zu einer Besetzung Mallorcas durch die Engländer geführt hat) nicht 
ganz unterdrücken, wenn wir von Herriots Madrider Freundschaftsbesuch erfahren. 
Kleinere Mittelmeersorgen hat Frankreich im Osten. Seit England dem König- 
reich Irak die äußere Unabhängigkeit gegeben hat, ist Frankreich die Führung im 
nordarabischen Bereich vollends entglitten (im südarabischen arbeiten mit be- 
merkenswerten Erfolgen von Erythräa aus die Italiener; fürstliche Reisen sind auch 
dort als Werbemittel aufgekommen; der Prinz von Wales als erster Reisender der 
Nation hat Schule gemacht...). Das Königreich Irak ist nun formell in den 
Völkerbund aufgenommen worden; das englische Ziel ist, auch für Palästina eine 
Form zu finden, die ebenso wie in Ägypten und im Irak die entscheidenden Macht- 
mittel in englischen Händen läßt, den Völkern aber doch so viel Selbstverwaltung 
gibt, daß sich die breiten Interessentengruppen damit zufriedengeben. Es hat sich 
gezeigt, daß dieser Zustand mit Königen leichter zu erreichen ist als mit Parla- 
menten und Volksparteien. Die Franzosen in Syrien sind nun in der schwierigen 
Lage, daß ein geeigneter Kronprätendent ihnen nicht zur Verfügung steht, und daß 
vor allem die vielfältige Volkszusammensetzung des Syrien- und Libanon-Mandats 
die Einsetzung einer indirekten Regierung sehr erschwert. Die syrischen Nationalisten, 
welche bisher die französische Verfassungspolitik in Syrien gedeckt haben, sind von 
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dem Bündnis nunmehr zurückgetreten; damit geht Syrien Schwierigkeiten entgegen, 
die im Irak vermieden worden, in Ägypten wenigstens zur Zeit überwunden sind. 

Ein anderer ostmediterraner Staat hat dagegen in jüngster Zeit eine positive 
Wandlung erlebt. Die griechischen Wahlen haben zunächst das erwartete Ergebnis 
gehabt: Altgriechenland hat überwiegend royalistisch, Neugriechenland venizeli- 
stisch gewählt. Eine Mehrheit erreichten weder die einen noch die anderen. Nun hat 
der Royalistenführer Tsaldaris angesichts der wirtschaftlichen Not und gegenüber 
der Gefahr unabsehbarer Verfassungskonflikte seine Bereitschaft zu loyaler Mit- 
arbeit erklärt und damit wenigstens für den Winter eine Koalititionsregierung mög- 
lich gemacht, die zunächst — neue Wahlen abhalten soll! 

Die benachbarte bulgarische Regierung hat mit den jüngsten Gemeindewahlen 
schlechte Erfahrungen gemacht: kommunistische Mehrheiten selbst in Sofia. Ein 
starker Beweis für die allgemeine Not des Volkes, das am meisten von allen süd- 
osteuropäischen Stämmen ein Bauernvolk ist. 

Nachrichten von Bauernaufständen kommen auch aus Südslawien — hier freilich 
weniger von der Wirtschaftsnot als von der Unterdrückung aller nichtserbischen 
Gebiete durch die Serben bestimmt. Es mehren sich die Anzeichen dafür, daß in 
Kroatien eine ähnliche Stimmung emporwächst, wie sie seit Jahren in Mazedonien 
besteht. Sie könnte den Bestand des Staates gefährden. Wir haben schon in früheren 
Berichten davon gesprochen, daß die Einheit Südslawiens auf die Dauer nur dann 
belıauptet werden kann, wenn den einzelnen Völkern und Teilgebieten ein weites 
Maß von autonomen Rechten gewährt wird. Kroatien und Serbien sind historisch 
und kulturell viel zu verschieden, als daß die einseitige Beherrschung des einen 
durch das andere Dauer verspräche. Heute versucht man es von Belgrad aus mit 
erprobten Mitteln der Unterdrückung: Verstärkung der serbischen Garnisonen in 
Kroatien, Zerschlagung der alten Verwaltungseinheiten, Zentralisierung auch des 
Wirtschaftslebens nach Belgrad, Verhaftungen und Verschickungen. Es ist eine miß- 
liche Sache, wenn man „erlöste Gebiete“ nicht anders zu regieren versteht... 

Leider scheint der Regierungswechsel in Rumänien auch dort eine Verschlimme- 
rung in der leidlich gebesserten Behandlung der fremden Volksgruppen zu ver- 
heißen. Die Absicht, das von Jorga geschaffene, von Vajda-Vojevod beibehaltene 
Unterstaatssekretariat der Minderheiten zu beseitigen, zeugt von geringem Ver- 
ständnis für die Aufgaben eines Staates mit vielen Völkern; der Siebenbürger Maniu 
beginnt seine zweite Ministerpräsidentschaft mit einem wenig verheißungsvollen 
Schritt, wenn er auf dieser Streichung beharrt. Man sagt, diese Streichung sei von 
den französischen Finanzberatern empfohlen: ein Beispiel mehr für die gefähr- 
lichen Nebenwirkungen der französischen Finanzpolitik im Südosten. Der rumä- 
nische Regierungswechsel selbst ist nur aus den Einwirkungen der französischen 
Außenpolitik zu verstehen. Frankreich drängt auf den Abschluß eines Nichtangriffs- 
paktes mit Rußland, der das Wort Bessarabien vermeidet (ein für Rumänien völlig 
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wertloses, für Frankreich und Polen freilich sehr willkommenes Papier); das neue 
Kabinett Maniu-Titulescu hat die schwierige Aufgabe, einen derartigen Abschluß 
zu vermeiden, ohne doch den französischen Bundesgenossen zu verstimmen. Den 
Mut zum Absprung aus dem französischen Südostsystem hat Rumänien noch nicht 
gefunden, trotzdem sich immer deutlicher zeigt, daß die Finanzkraft, die noch hinter 
dem Tardieuplan stand, am Erlöschen ist: Das hat die Konferenz von Stresa erwiesen. 

Die steigenden Schwierigkeiten der französischen Finanzlage haben bewirkt, daß 
die Anleihepolitik für den Osten und Südosten von den französischen Sachver- 
ständigen aufgegeben wurde. In Stresa hat man keine Fortsetzung der bisherigen 
Politik empfohlen; es gibt keine Kredite für die Südoststaaten mehr (genau so, wie 
es kein französisches Kapital für die Gdingener Kohlenbahn mehr gibt). Der An- 
leiheplan für Österreich war der letzte Schachzug alten Stils; die Empfehlungen 
von Stresa sind zugleich eine Verurteilung der Behandlung, die man Österreich 
in Lausanne hat zuteil werden lassen. Wird die österreichische Regierung daraus 
die Konsequenzen ziehen? 

Die Bedeutung der Konferenz von Stresa erschöpft sich aber nicht mit der An- 
wendung ihrer Grundsätze auf die österreichische Anleihe. Die Auffassung, daß 
den Donaustaaten nur unter Beiziehung der großen Abnehmer-Länder, in erster 
Linie des Deutschen Reiches, geholfen werden kann, hat sich allgemein durch- 
gesetzt. Das von Prag, Budapest und Warschau vertretene „kleine Mitteleuropa“, 
das an den Grenzen des Deutschen Reiches zu Ende sein sollte, hat sich als wirt- 
schaftspolitische Irrealität ausgewiesen. Es ist unter diesen Umständen seltsam, daß 
die ungarische Politik unter Gömbös stärker an der Auffassung des Tardieu-Planes 
festzuhalten scheint als einige der näheren Verbündeten Frankreichs im Südosten. 

Theoretisch haben nun alle maßgebenden europäischen Staaten dem Prinzip der 
Präferenz in Mitteleuropa zugestimmt; eine Periode allgemeiner neuer Handels- 
vertragsverhandlungen steht bevor; italienische Präferenzverhandlungen mit Argen- 
tinien, Skandinavienfahrten des Prinzen von Wales beweisen, daß das neue System 
der Präferenzverträge nicht auf Mitteleuropa beschränkt bleiben wird. Von der 
Ausgangsposition der einzelnen Staaten hängt bei diesen Verhandlungen vieles ab; 
man fragt sich, ob es zweckmäßig ist, wenn man gerade die besten und zahlungs- 
fähigsten Nachbarn durch eine Agrarpolitik der Nadelstiche zu anderen Ver- 
bindungen abdrängt... 

Die Beschlüsse von Ottawa — sie sind nunmehr in den Einzelheiten veröffent- 
licht — bringen für manchen außerbritischen Staat große Nachteile mit sich; 
man ist in England mit erprobtem Geschick bemüht, gerade die Beziehungen zu 
solchen Staaten zu festigen. Man vergleiche nur den Empfang des Prinzen von 
Wales in Dänemark und Schweden mit dem der deutschen ‚„Tomaten-Kommis- 
sion“ in den Niederlanden! 

An einer wichtigen Stelle versagt freilich auch die britische Verhandlungs- 
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kunst: auch die neueste Aussprache mit De Valera hat keine Verständigung ge- 
bracht. Der irische Führer will Zugeständnisse haben, die keine britische Regierung 
bewilligen kann — darunter als Wichtigstes die Vereinigung Ulsters mit dem Frei- 
staat, d. h. die Auslieferung der dortigen Anglo-Protestanten an die irisch-katho- 
lische Mehrheit des Freistaats. Die geographische und historische Einheit der 
irischen Insel steht hier gegen die tiefe Feindschaft ihrer beiden Völker. Wirt- 
schaftlich ist das industrielle Ulster auf den agrarischen Freistaat in ähnlicher 
Weise angewiesen, wie der Freistaat auf das industrielle Großbritannien. Was 
heute vor sich geht, ist ein Kampf der wirtschaftlichen Aushungerung, der am 
wenigsten England, am meisten den Freistaat selber trifft, dessen Landwirtschaft 
von Monat zu Monat tiefer in die Absatzkrise gerät, die das arme Land nicht 
unbeschränkt lang ertragen kann. Zugleich leidet aber auch Ulster unter der Ab- 
sperrung seiner Landgrenze; die Arbeitslosenunruhen in Belfast sind nicht zu- 
letzt darum so viel gefährlicher gewesen als die entsprechenden Vorgänge auf der 
britischen Hauptinsel, weil durch die Absperrung der irischen Landgrenze die 
Lebensmittelpreise in Belfast unvergleichlich mehr gestiegen sind als in Eng- 
land. — Ob Neuwahlen in Irland die Regierung De Valera bestätigen würden, 
ist eine schwer zu entscheidende Frage; es ist sehr zweifelhaft, ob die weitere Ent- 
wicklung in Irland sich an die verfassungsmäßig gewiesenen Bahnen halten wird. 

Ein Bild ruhiger, maßvoller Schwankung haben hingegen die Wahlen in Bel- 
gien, Schweden und Dänemark ergeben. In Schweden, wo die Rechte am Ruder 
war, gab es eine Bewegung nach links, in Dänemark, wo die Linke regiert, gab es 
eine Bewegung nach rechts; die belgischen Ergebnisse sind (vor allem in den 
flämischen Bezirken) nicht auf eine einfache Formel zu bringen (das klare Er- 
gebnis in Eupen-Malmedy, das die deutsche Auffassung von der seinerzeitigen 
„Volksabstimmung“ wieder einmal gründlich rechtfertigt, sei allerdings besonders 
hervorgehoben). 

Die französischen Senatswahlen haben die herrschende Richtung bestätigt; in 
England ist die mittlere Richtung des Liberalismus, nach einem Jahr der Regie- 
rungsbeteiligung, in sich unsicher und schwankend, wieder aus der Regierung aus- 
geschieden. All das sind Vorgänge, die nur der Vollständigkeit halber aufgezeichnet 
werden. Von Bedeutung sind sie nicht gegenüber der gleichzeitig Anfang November 
erfolgenden Entscheidung, ob das deutsche Volk einen Reichstag wählt, der im- 
stande ist, seine Aufgaben zu erfüllen, und ob in Amerika die zwölfjährige Herr- 
schaft der Republikaner zu Ende geht. 

Die Wahlen in Maine, dem nordöstlichsten der atlantischen Staaten, die der 
Präsidentenwahl um einige Wochen vorausgehen, werden im allgemeinen als Wahl- 
barometer benutzt. Maine ist einer der sichersten republikanischen Staaten. Er hat 
diesmal mit einer knappen Mehrheit einen demokratischen Gouverneur und einen 
demokratischen Senator gewählt. Danach läßt sich das Ergebnis in den sogenannten 
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„zweifelhaften“ Staaten mit einiger Gewißheit voraussagen. Daß Hoover einige 
der von ihm 1928 eroberten Südstaaten halten könnte, ist ausgeschlossen. An- 
gesichts der Agrarnot der nordwestlichen Farmerstaaten ist auch dort nicht viel 
für Hoover zu erwarten. Zusammengefaßt ergibt sich also die große Wahrschein- 
lichkeit, daß der nächste Präsident der Vereinigten Staaten Franklin Roosevelt 
heißen wird; wir halten sogar einen ausgesprochenen „land-slide“ zugunsten Roose- 
velts für möglich und müßten im nächsten Bericht unsere Überraschung bekennen, 
wenn Hoover sich behauptet hätte. 

Ein Sieg Roosevelts würde die Politik der Vereinigten Staaten für die nächsten 
vier Monate bis zum Amtsantritt des neuen Präsidenten vollkommen lähmen; die 
weiteren Folgen wären inneramerikanisch zunächst die Beseitigung der Prohi- 
bition, und der Versuch, ihrer Folgen in den großen Städten wenigstens teil- 
weise Herr zu werden, und eine sozial beweglichere, vielleicht experimentierende 
Wirtschaftspolitik; nach außen eine Lockerung der Schutzzölle, größere Freiheit 
der Handelspolitik und ein vorsichtiges, sehr vorsichtiges Zurücklenken in die 
außenpolitischen Spuren Wilsons. In Genf und in Tokio wird man die Ergebnisse 
der Wahl mit der gleichen Spannung erwarten wie in Washington selbst. 


KArL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Dürftige Aussaat gibt karge Ernten. Wenn der Herbstwind über die Nachlese 
pfeift, die von Genf, Lausanne, wieder Genf, Ottawa und Stresa, der begleitenden 
Preßgeräusche entkleidet, noch so weit wahrnehmbar übrigblieb, daß sie auch ab- 
seits der Luxusaufenthalte der atlantischen Welt auf ihren Gehalt an Spreu und 
Erntewert abgeschätzt werden kann, dann ist diese Ernte von grausiger Dürftigkeit. 
Ihr Sinnbild bleibt (26. 9. 32) der Lytton-Bericht des Völkerbundes, dem lange vor- 
her selbst ein so kosmopolitischer Mann wie Graf Coudenhove das Totenlied von 
seiner Agonie sang, während dem Bericht seiner Kommission Graf Uchida schon 
im Entstehen die Belanglosigkeit für Japan und seinen Bundesgenossen Manchukuo 
und das zerfahrende, von seinen alten und neuen Göttern verlassene China weis- 
sagte. 

Vier Wochen, ehe der Lytton-Bericht in Genf fällig war, hatte Japan durch den 
Mund des Grafen Uchida am 25. August 1932 vor seinem Reichstag sein letztes 
Wort gesagt. (Wie Owen M.Green im „Spectator“, 3.9.32; S.280, unter dem Titel: 
„Far Eastern Perils“, in dem auch sonst viel Zutreffendes steht und abgewogen 
wurde, richtig geschrieben hatte.) 

War es nötig, dieses letzte Wort formell herauszufordern? Hatte niemand in: 
Genf mit offenen Augen den „Report on Progress in Manchuria‘“ (1932) von 
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Dr. Seiji Hishida gelesen, niemand die bedeutsame Schwenkung von „Temps“ und 
„Times“ (u. a. 8. 8. 32; 31. 8. 32) auf die japanische Seite wahrgenommen? Sah 
niemand, wie das innere Gefüge Chinas reißend schnell auseinanderwich, wie der 
einzige Mann, der alle anderen Nationalisten um Haupteslänge überragte, Chiang 
Kai Shek, von einem Ränkespiel seiner Mitregierenden zum anderen an Macht ver- 
lor, die Dinge zu meistern? Schloß man die Augen gegen die Tatsache, daß nahezu 
eine Million Quadratkilometer und go Millionen Menschen darin immer noch eher 
der Komintern als Nanking oder gar Kanton gehorchten? Hätte nicht die furcht- 
bare Komödie des Luft- und Seemeutereispiels zwischen Kanton, Hoihow-Hainan 
und Kwangsi, die himmelschreiende Unfähigkeit der Gruppe Hu-Han-Min, Sun-Fo, 
Wang-Ching Wei und Eugen Chen zur Bewältigung des von ihr angerichteten 
Lähmungszustandes als warnendes Zeichen genügt, daß der Völkerbund Welten- 
richter, Kinderfrau und Exekutor in einer Person hätte sein müssen, um das China 
von heute vor sich selbst zu schützen, geschweige denn vor J apan? 

Gewiß! Es gibt mitten im unheilverkündenden Vogelflug auch positive Leistun- 
gen genug, die zeigen, was bei tüchtigem Zugreifen auch in depressiven Zeiten auf 
dürftigen indopazifischen Gebieten zu leisten wäre, um wieviel mehr auf guten 
und dankbaren Böden, wie der mandschurische und viele andere. Dazu gehört aus 
dem Übergangsbereich der Fortschritt von Riza Shah Pehlewis großer Idee der 
persischen Überlandbahn. Im rüstigen Zusammenbau von Norden und Süden her, 
auf die Einnahmen des Tee- und Zucker-Monopols gegründet, die etwa 20 Mill. RM. 
jährlich abwarfen, hat sie im Norden vom Hafen Bander Shah her den Endpunkt 
Shahi, vom Süden, von Bander Shapur aus über Ahwaz und Shush Salehbad nörd- 
lich Dizful erreicht, und wird — wenn auch im langsamen Tempo des Monopol- 
ertrags — über Firuzkuh_—Teheran— Kazwin—Hamadan—Burujird die Berge von 
Elburs und Luristan überwinden und eine völlige Verkehrsverlagerung bewirken, 
ohne Persien fremdem Kapital und Einfluß unterworfen zu haben. 

Das wäre die Art gewesen, wie China seine Verkehrshoheit und mit ihr andere 
Hoheiten und Länderbestände hätte retten können, aber freilich ohne Marktgeschrei 
und lärmende Studentenpolitik, unter vielen Kompromissen mit der Japanpolitik 
der Shidehara-Gruppe. Das klingt paradox — aber mit Recht sagt A. T. Wilson in 
einer ausgezeichneten, sarkastischen Besprechung von Sir Frederick Whytes Buch: 
„The Future of East and West‘ (Spectator, 27. 8. 32; S. 265), „nur durch Paradoxe 
könne die Wahrheit gefunden werden, namentlich so, wie sie Sir Frederick Whyte 
über Indien suche“. 

Da Sir Frederick Whyte, ähnlich, wie Sir Francis Younghusband, und vielleicht 
etwas früher Gordon ein unverwüstlicher Optimist bleiben konnte — trotz aller- 
hand Erfahrungen, die er (von 1920— 1925 Präsident der indischen gesetzgebenden 
Versammlung, und von 1929—1932 politischer Ratgeber der chinesischen National- 
regierung) reichlich in indopazifischen Landen gemacht hat, — können wir sicher 
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mancherlei Erkenntnis aus seinen drei größeren Werken, namentlich aber aus die- 
sem letzten gewinnen. Die erschütterndste darunter ist sicher der Gedanke, die 
Kasten statt der westlichen Territorialeinteilungen als Grundlage des Wahlrechts 
zu verwenden, und so die Werke von Montagu, Chelmsford, Lord Irwin, Sir John 
Simon, Lord Lothian und die jüngste kommunale Regelung in einen großen Papier- 
korb zu fegen, der ihm nach Wilson überhaupt die am meisten geeignete Wahlurne 
zu sein schiene. 

Aber freilich an anderer Stelle des gleichen Buches steht geschrieben: „Je mehr 
die Inder völlig verantwortlich für ihre eigene politische und soziale Wohlfahrt 
gemacht werden, desto sicherer und schneller wird ihre Fähigkeit dazu wachsen; 
aber che sie nicht selber leiden und zahlen müssen für ihre eigenen Fehler, wird 
sich kein wahrer und wirklicher Fortschritt einstellen.“ Mit Recht hakt hier A. T. 
Wilson bei den zweifelsschweren Worten Fortschritt und eigen (own) ein. „Wir 
selbst allein, in unserm Eigen“, sei ja doch auch der Sinn des irischen ‚Sinn fein“, 
und wenn man unfähig gewesen sei, den Separatismus in Irland zu vermeiden, 
werde man es im größeren Maßstab in Indien auch nicht können. 

Aber „hier ist wahrhaftig Optimismus“ heißt es auch über den andern Satz: 
„Genf kann für China planen, und wenn es nötig ist, den Fünfjahrplan für chine- 
sische Bedürfnisse anpassen.‘ (Wird dazu nicht Moskau glauben, daß man ihm das 
noch viel besser überließe, als angelsächsischen Beratern?) „Und wenn die gegen- 
wärtigen Anfänge einer Kooperation zwischen China und Völkerbund‘“ (die ja auch 
Japan angeblich als letztes Ziel sucht, vgl. Uchida, allerdings als dritter im Bunde 
mit China und Manchukuo!) „nicht durch die politische Enttäuschung über die 
Leistungen des Völkerbundes im Japanstreit gehemmt werden, vermögen wir mit 
einer nüchternen und beherrschten Zuversicht in die Zukunft zu blicken.“ 

So begeistert wie manches andere klingt nun dieser „Optimismus“ nicht mehr. 
Und dennoch wirkt er nach dem Effekt der Aufnahme der aufgedrängten Neu- 
ordnung in Indien und des Lytton-Berichtes über die Mandschurei wie tragische 
Ironie. Die bittere und scharfe Ablehnung der Hindu-Mehrheit gegenüber Macdo- 
nalds Lösung; die Unzufriedenheit des so sehr begünstigten Isläm (z. B. in Punjab 
und Bengalen), obwohl seine Vertreter ihren Vorteil erkennen; die Sezession der 
Sikhs kann man in den Einzelheiten, z.B. in der „Times“ vom 22.8. 32, im wesent- 
lichen Wortlaut der betr. Resolutionen nachlesen. Das geopolitische Gesamtergebnis 
ist die hier längst vorausgesagte Unzufriedenheit aller mit der aufgedrängten Wahl- 
körperlösung, die überall als ungerecht empfunden wird, weil sie in Wahrheit für 
den Fremdherrn die gerechtest-mögliche ist und eine Einigung im Innern so un- 
möglich ist wie in China — solange Majorität und nicht Autorität entscheidet, wie 
immer noch in Japan. 

Gleichviel, welche Quellen man zur Hand nehme: ‚Iswestija“ oder „Sa Indu- 
strialisaziu‘‘; „Manchester Guardian“ oder ‚Times; „The Peoples Tribune“ von 
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Tang Leang Li, z.B. Bd. III; Nr.2 vom 16. 8.32 oder „China Forum“ über Wang 
Ching-weis Resignation oder „Transpacific“ und „Pacific Affairs“ — der Eindruck 
bleibt, daß Japan sich zu Nordchina verhält, wie ein Panzerbug zu einem ausein- 
anderfahrenden Floß, geladen mit ‚financial bankruptcy“; innerem Streit — wie 
zwischen Chiang Kai Shek und Wang Ching-wei, diesem und dem talentlosen 
Schützer des Nordens, Chang Hsue Liang; mit „hopeless failure“; „increased pres- 
sure from without“, d. h. von Japan her, ohne Entlastung durch die innen gebun- 
denen Sowjets und die egozentrischen USA.; „increased pressure from within“, d.h. 
durch die Roten Heere, die steigende Arbeiteropposition und Streiklust. (Die böse 
Reihenfolge ist dem „China Forum“ entnommen!) 

Zum Wirtschaftsniederbruch trägt natürlich bei, daß die Golderträge der 
mandschurischen Hauptzollstellen des Seezolls nun in die Taschen von Manchukuo 
fließen, mit Ausnahme des bis jetzt noch freien Aigun: das sind Lungchingtsun mit 
etwas mehr als 1/, Mill. Haikwantaels 1931; Antung mit mehr als 31/,; Newchwang 
mit 33/,; Harbin mit 51/, und Dairen mit 121), — bei einer augenblicklich höchst 
entwickelten japanischen Einfuhr —, worüber Sir Frederick W. Maze, der 
minder glückliche Nachfahr Sir Robert Harts, als einen „Act of International Bri- 
gandage‘‘ klagt (Peoples Tribune 1932, S. Dr). 

Die internationalen Raubsitten sind durch die legitimen Vorgänger der heute 
noch amtierenden Regierungen der Westmächte und ihrer usamerikanischen Freunde 
ı91/, eingeführt worden; und so wird sich der chinesische Seezollinspektor dort, 
vor den eigenen Türen, vergeblich beklagen. Aber das große Rätsel ist, warum — 
trotz den steigenden roten Erfolgen in Mittelchina — die Sowjets sich mit ihrer 
sphinxartigen Zuschauerrolle begnügen, obwohl sie im ganzen etwa 200000 Mann 
in Ostasien versammelt haben mögen und mit ziemlichen Kosten und Beschwerden 
für die ansässige Bevölkerung dort verpflegten. Aber abgesehen von den Minder- 
leistungen im Verhältnis zu den Planzahlen an und für sich, gerade bei den von 
der Zentrale abgelegenen Wehrindustriegebieten im Ural und Zentralasien (H. v. 
Schwanebach: Sowjetarbeit 1932; Arbeitgeber; S.417 ff.) ist daran weitsichtige 
Asienpolitik schuld. 

Auf die Büsche, darin diese und die Rote Armee sich an der mongolischen 
Grenze, am Amur und Ussuri verbarg, klopfte etwas keck, aber nicht ungeschickt 
Ende Juli Howard L. Haag in Charbin; und „North China Daily News“ (29. 7. 32) 
sowie „Iranspacific“ (25. 8.32, S. 16) nahmen die herausfliegenden Vögel, durch- 
aus nicht nur Enten, freundlich in ihre Spalten auf. 

„Sowjetrußland fühlt sich momentan nicht stark genug, um den Kampf mit 
Japan an der mandschurischen Grenze aufzunehmen.“ „Die Sowjets haben die 
Mandschureistellung als verloren aufgegeben, nicht aber die mongolische.“ „Die 
chinesische Ostbahn ist durch den neuen Netzausbau entwertet (namentlich Kirin— 
Tunghwa—Nord-Korea kommt hier in Frage).“ „‚Die CEB. ist im [Eisenbahn-] Rennen 
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an letzter Stelle.“ „Die Sowjetstellen in Charbin werden nur noch ihre Rückstände 
einziehen, die Reststellung möglichst teuer verkaufen und dann die Bude schließen.“ 

„Wichtig ist den Sowjets die Anerkennung durch USA., aber das wird noch ı—2 
Jahre dauern, und dann wird es zur mandschurischen Kooperation zu spät sein, SO 
sehr ein weitsichtiger Teil usamerikanischer Unternehmer dafür wäre!” — „Wir 
müßten den Sowjets halbwegs aus wirtschaftlichen Gründen entgegenkommen; aber 
Wirtschaftskrise und Wahlspektakel verhindern vorerst diesen Ausweg aus der Sack- 
gasse [in USA.].“ — „Die Sowjetregierung ist eine gewaltige Barre zwischen Ost 
und West; erst die Anerkennung der SSSR. durch die USA. wird diese Schranke 
wegräumen (?) und ein normales Leben zwischen Ost und West wieder ermöglichen.“ 

„Wird man an einen Krieg zwischen Sowjets und Japan glauben können? Die 
Frage hängt in der Luft, und alles spricht davon, stellt aber meist die Frage falsch.“ 
— „Ein Krieg kommt nicht wegen der Mandschurei, die Rußland schon verloren 
hat, sondern, wenn sich Japan an der Mongolei vergreift, die Rußland nicht auf- 
gibt.“ — „Nur in diesem Fall wäre der Krieg unvermeidlich (was wir ja auch 
unsern Lesern schon manchmal gesagt haben). — „Amerika unterstützt nicht, wie 
so oft gesagt wird, die Sowjets in einer antijapanischen Politik; es sucht nur wirt- 
schaftspolitische Helfer und gautscht im Osten zwischen zwei Stühlen.‘“ — ‚Jeder 
entscheidende Schritt der USA. bringt große Verwicklungen mit sich und droht mit 
weltweitem Krieg.‘ — ,„Wir aber stehen vor allem in einem Kampf um Märkte; 
darum schickt Amerika Spezialisten nach Sowjetrußland und sucht Abkommen mit 
ihm. Von politischen Verträgen kann erst gesprochen werden, wenn die Anerken- 
nung da ist; aber immerhin nähern uns Marktinteressen und Wirtschaftsabkommen.“ 
Soweit dieser YMCA.-Diplomat! 

Inzwischen verfahren die Sowjets (unter sorgfältiger Benützung der eigenen 
Kriegserfahrungen während der westmächtlichen Abreißungskriege) nach dem 
Grundsatz: Vorsicht ist die Mutter der Porzellanerhaltung, und haben in ange- 
wandter Wehrgeopolitik zwei große Rüstungszentren weitab von Flug und Schuß 
beiderseits des Ural und in Zentralasien aufgebaut, um sie in größtem Stil zu voll- 
enden, vollbewußt, daß ihr asiatisches Prestige dadurch außerordentlich gehoben 
wird. Nebenbei haben wir hier einzufügen, daß wir eine japanisch-russische Ver- 
wicklung für ein großes Unglück für Mitteleuropa halten würden, weil sie sowohl 
den geopolitischen Druck Japans auf die angelsächsischen Seemächte wie den 
natürlichen Rückstoß des eurasiatischen „Drehpunkts der Geschichte“ (,‚Pivot of 
history‘) gegen die nahöstlichen Dränger der Deutschen abschwächen müßte. 

Die fortlaufenden Fischereiverhandlungen zwischen Moskau und Tokio und 
manche andere Anzeichen sprechen dafür, daß es — ohne unberechenbare Zwischen- 
fälle — zu diesem geopolitisch unsinnigen Zusammenstoß nicht kommt, sondern 
weit eher endlich zur Bildung einer Ausgleichszone, jenseits deren die ozeanische 
Südmacht nichts mehr nach Norden und festlandeinwärts, die nordische Landmacht 
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nichts mehr in den Monsunländer-Randmeeren verloren hat. Mächte, die keine Rück- 
sicht auf schizophrene Wählermassen zu nehmen brauchen, wie Japan und die 
Sowjets, können sich, bei sehr heterogenen Regierungsformen, schiedlich-friedlich 
aneinanderlegen, wenn beide wissen, was sie wollen. Schwer ist es nur bei zerris- 
senen Völkern, wo die beständige Versuchung innerpolitischer Zündelei vorliegt. 

Noch günstiger für außenpolitische Mattsetzung durch Fremde sind natürlich 
Handlungen, die an den Bürgerkrieg streifen, wie jüngst die Shantungwirren, bei 
denen sich der Divisionskommandeur in Tschifu gegen den Landeschef in Tsinanfu 
empörte. Hat China noch nicht genug an der mühsamen Entfernung der Japaner 
1922, an ihrer sofortigen Wiederkehr 1927—1929, mit dem Zwischenfall vom 
3.—ır. 5. 1928 in Tsinanfu? Will China die 30 Millionen Schantungleute auch noch 
los sein? Wird dann nicht womöglich ein Schutz Nordchinas gegen das von Chang 
Hsue-liang eingeführte Opiummonopol und ein „internationales“ Opiummandat 
nötig werden? Und mit ihm die langbegehrte Aufspaltung dieses „Volkes der 
Mitte‘? Wirklich! Völker der Mitte sollten sich warnen lassen — in China und in 
Mitteleuropa vor Zwiespalt. 


Zum Gedenken 
Rudelf Kjellen 


Wenn wir den ı6. November 1922 hier vermerken, den Tag vor 10 Jahren, an dem Ru- 
dolf Kjellen hinüberging, erfüllen wir nur Chronistenpflicht. Denn wir haben es nicht 
nötig, eines Toten mit ehrendem Pomp zu gedenken. Kjellens Werk lebt in unserer Arbeit, 
lebt in der Zeit selbst. Die Lehre, der Staat sei ein Lebewesen, sei seiner Art und seinen Wir- 
kungen nach organisch, gewann Raum in der Staatslehre des Faschismus, Raum auch im 
Ideengebäude der deutschen nationalen Bewegung. Noch fehlt hier der letzte Anschluß an die 
Gedanken, wie sie Kjellen, vor allem in seinem Hauptwerk „Der Staat als Lebens- 
form“, geformt hat. Kjellen ist zu klar; zu zwingend verlangen seine Einsichten ein völliges 
Umdenken, als daß die gefühlsmäßig vorbetonten, im wissenschaftlichen Sinne unklaren Ideo- 
logien unserer Zeit sich schnell und ganz auf ihn einstellen könnten. 

Trotzdem also die Politik vor diesem letzten Schritt noch zögert, sieht sie aus dem un- 
mittelbaren Erleben des Staates heraus Kjellens Lehre viel näher als die Wissenschaft. Deren 
Haltung Kjellen gegenüber ist nur mit einem Wort zu kennzeichnen: Ablehnung. Einige leben- 
dige Geister zwar hat Kjellen stark in seinen Bann gezogen; wir verweisen, auch des Biogra- 
phischen wegen, auf die Würdigung durch Robert Sieger (Zeitschrift für Geopolitik, 
I. Jahrgang 1924, S. 339-346). Aber die offizielle Wissenschaft? ... Man mag die — aller- 
dings in einem ungewöhnlichen Maß lebensfremde — staatswissenschaftliche Literatur unserer 
Tage von Kelsen bis Othmar Spann durchblättern: nirgends der Name Kjellen, keinerlei Aus- 
einandersetzung mit ihm. Aber auch keine Spur des Lebens, von dem jede Zeile seines Werkes 
Zeugnis ablegt: Überbleibsel einer Zeit, die kein naturhaftes Verhältnis zu sich selbst, zum 
Mitmenschen, zur Wirtschaft, die darum auch kein Verhältnis zu den naturhaften Zügen des 
Staats hatte. 

Ideen wandern wie Samenkörner, suchen sich Boden, keimen, wachsen und reifen; dessen 
ist Kjellens Werk ein Zeugnis. Wir sahen: kaum eine Anerkennung im Bereich der Staats- 
wissenschaften. Und kaum ein Nachhall seines Wirkens im eigenen Vaterland: in Schweden. 
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Aber ein starkes Echo aus dem blutsverwandten Deutschland. Ein Echo, das nur verhalten von 
der Wissenschaft und hier merkwürdigerweise von der Geographie her kam; Kjellens 
Lehre vom organischen Staat wurde aufgenommen und getragen vom 
breiten Strom des Volksempfindens. Aus ihm heraus ergeht heute immer wieder 
der Ruf an die Wissenschaft wie an den Staatsmann — ein Ruf, auf dem ja auch diese Zeit- 
schrift und die Wissenschaft aufgebaut ist, der sie dient: die Geopolitik. 
Die Schriftleitung. 


Geopolitische Ehrenkränze 

Zwei Ehrenkränze muß die Geopolitik in der Herbstwende 1932 Freunden geopolitischer 
Arbeit und Erziehung widmen: Carl Uhlig zum 60. und Rudolf Pechel zum 50. Ge 
burtstag — zumal Kriegsjahre für beide doppelt zählen. Carl Uhlig hat nicht nur eine feine 
Studie über Bessarabien als geopolitisch bezeichnet und damit ein Vorbild gesetzt; wo es um 
Erhaltung des Bestandes unsres Volkstums in Grenz- und Auslanddeutschtum ging, stand seine 
anregende und gewinnende Persönlichkeit in den vordersten Reihen, zu forschen, wo Gutes zu 
erhalten und Übles abzuwehren sei. Auf anderm Felde und doch in gleichgesinnter Art waltet 
Rudolf Pechel in der ‚Deutschen Rundschau“ mit ihrer vornehmen Überlieferung und 
an der Spitze des Verbandes der Zeitschriften für Grenz- und Auslanddeutschtum auf selbst 
getürmter Warte seines Wächteramts. Unvergessen soll ihm bleiben, wie er als erster der 
wissenschaftlichen Wehrarbeit westlich des Rheines seine Spalten geöffnet hat, geopolitisch für 
Weichsel und Donau warb, und wie rastlos auch auf scheinbaren Nebengeleisen, in Bücher- 
schau und Sammelwerk, seine Horchposten fremder Minierarbeit entgegen wachen. Uhlig und 
Pechel tragen in jungen Gesichtern die Narben ihrer Arbeit über See, auf fremdem, wider- 
strebendem Boden, auch die rüstigen Kampfes in der Heimat um das für Recht erkannte; und 
so sind beide, wie die Geopolitik auch, Vorhutkämpfer für das Recht, das mit uns geboren ist; 
sie wissen, daß man jungen Wein in neue Schläuche gießen muß, um ihn der Edelreife zu- 
zuführen und der Leistungssteigerung künftiger Geschlechter dienstbar zu machen. 

K. Haushofer. 
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Vier Monate Freiheit? nach unwirtlichen Kolonien versetzen zu las- 


Wenn in Amerika Präsidentenwahl ist, und 
der amtierende Präsident fällt durch, dann 
gibt es einen luftleeren Zeitraum: dem Ge- 
schlagenen fehlt die Autorität und das Recht 
zu einschneidenden Maßnahmen; der neue 
Präsident wird im Noveniber nur gewählt, 
erst im März übernimmt er das Amt. So kann 
in der Zwischenzeit viel geschehen — von 
anderen. Vier Monate sind eine lange Zeit — 
zum Beispiel für japanische Generäle, 


Kolonie Südtirol 

In manchen Ländern müssen sehr erheb- 
liche Gehaltszulagen gegeben werden, um 
Beamte zu bewegen, sich anders als strafweise 


sen. Sie werden mit Geld dafür entschädigt, 
daß ihnen das Leben in solchen Gegenden 
mehr eine Last als ein Vergnügen ist. Neuer- 
dings erhalten italienische Lehrer, die sich 
freiwillig zu längerem Dienst in Südtirol 
melden, von ihrer Regierung für diese Son- 
derleistung in der „‚‚brutta montagna“ ähn- 
liche Vergünstigungen, wie sie für den Dienst 
in Tripolis gewährt werden. Erläuterungen 
sind überflüssig. 


Kleine Bosheit in Genf 

Die sparsamen Engländer haben in der Fi- 
nanzkommission des Völkerbundes Abstriche 
am Genfer Etat verlangt. Zu gleicher Zeit 
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haben sie eine Erhöhung des Etats der Skla- 
vereikommission beantragt. Die gewünschten 
Mittel wurden bis auf den letzten Pfennig 
gestrichen — „um dem englischen Wunsch 
Sir Eric 
Drummond war wohl schon abgereist... Muß 


nach Sparsamkeit zu genügen”. 


Lord Noel-Buxton nun auf eigene Kosten 
nach Abessinien fahren? 


Bewegliche Konferenz 

Konferenz in London? Im Haag? In Genf? 
Scheitert sie wirklich am Ort? Ein Vorschlag 
zur Güte: Wir kennen die Zuverlässigkeit des 
Schweizer Verkehrswesens. Warum nicht eine 
Konferenz en voyageant? Die Franzosen woh- 
nen in Genf, die Deutschen in Montreux, 
und man trifft sich bei den Engländern und 
Italienern in Lausanne. Dann schreibt man 
in Paris von der Konferenz zu Genf, in 
Berlin von der Konferenz zu Montreux, in 
der übrigen Welt von Lausanne — und keine 
Regierung wird zu Hause den Vorwurf der 
Schlappheit zu fürchten brauchen. Eines 


freilich müßte vorsorglich eingestellt werden: 
der Schiffsdienst nach Thoiry... 


Seltsamer Fall 

Wir haben das Wundern seit langem ver- 
lernt. Manchmal aber kann man es doch nicht 
lassen. So zum Beispiel, wenn die Versetzung 
eines reichsdeutschen Diplomaten, der in der 
Hauptstadt eines immerhin zu 99% deutschen 
Staates akkreditiert ist, der 
Presse früher bekannt 


französischen 
dem Be- 


wird als 
troffenen selbst. Wie geht das zu? 


Glaube versetzt..... 

Glaube kann Berge versetzen — auch in 
der Außenpolitik. Daß aber der Glaube an 
einen längst verstorbenen politischen Zauberer 
dazu berechtigt, seinen letzten Gläubigen zur 
weiteren Bewährung als Botschafter in eine 
durchaus wirklichkeitsnahe Hauptstadt zu ver- 
setzen — das scheint uns etwas zu viel an 
Glaubenskraft! Und tretzdem bleibt es Wirkt 
lichkeit: Briands letzter Altar wird in Carlton 
House Terrace errichtet... 


OTTo MAULL: 


Systematischer Literaturbericht 


James George Frazer: Mensch, Gott und 
Unsterblichkeit. Gedanken über den 
menschlichen Fortschritt. Übersetzt von 
H. Frank und A. Thalheimer. 16u. 364 8. 
Leipzig, C. L. Hirschfeld, 1932. Kart. 6,80M., 
geb. 8,50 M. 


Frazer hat in diesem Buche, gleichsam 
einem „Leitfaden durch das Labyrinth“ seiner 
größeren Werke, die allgemeinen Schlüsse ge- 
sammelt, die sich aus seinen völkerkundlichen 
„Forschungen über die Urgesellschaft und die 
Urreligion in vergangenen Jahren“ ergeben 
haben. Hier erscheinen sie befreit von den 
„schweren Massen der Tatsachen“, auf denen 
sie begründet sind. Wie Frazer Tatsache und 
Theorie wertet, sagt er selbst recht unzwel- 
deutig mehrmals, so daß der Wunsch nach 
cinem eindringlicheren Beweis wohl öfters 
aufzutauchen vermag, aber nicht als kritisches 
Argument gegenüber der spannenden Darstel- 


lung verwendet werden kann. Wer weiter 
will, muß sich in Frazers vorausgehenden Ver- 
öffentlichungen orientieren. Die vorliegende 
Publikation ist lehrbuchartig in kurze Ab- 
schnitte gegliedert, von denen sich der erste 
Teil (Abschnitt 1-33) mit der Erforschung 
des Menschen als des Objektes der sozialen 
Anthropologie des Geistes, d. i., nach unserem 
Sprachgebrauch, der Ethnologie, beschäftigt. 
Gegenstand der Forschung, der menschliche 
Geist in allen Kundgebungen, Grundlinien 
seiner Gestaltung und Erforschungsmethoden 
finden in ihm Erörterung. Die sich daraus 
ergebende Wissenschaft wird gelegentlich als 
die „Wissenschaft von den Ursprüngen“ der 
Menschheit, der Wilde wird als deren Doku- 
ment bezeichnet. Diese Prinzipienlehre und 
das Ganze werden von der Idee des Fort- 


schritts beherrscht. Der zweite Teil (Ab- 
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schnitt 34-81) skizziert den Menschen als 
Glied der Gesellschaft. Totemismus, Exogamie 
und klassifikatorisches Verwandtschaftssystem 
stehen dabei ganz im Vordergrund. Die Bei- 
spiele sind meistens der australisch-ozeani- 
schen Sphäre entnommen. Als dritter Teil 
(Abschnitt 82—ı81) folgen Erörterungen über 
die Beziehungen des Menschen zum Über- 
natürlichen. Auf der Suche nach dem Gottes- 
begriff führt der Darstellungsweg von der 
Zauberei zu den Religionen primitiveren und 
höheren Inhalts. Dieses Kapitel gibt dem am 
Werden der frühsten, aber auch späteren polı- 
tischen Zusammenschlüsse Interessierten am 
meisten. Denn es legt wesentliche Wurzeln 
früher Gewalten über die Gemeinschaften 
frei. Der Schlußteil (Abschnitt 142-177), 
der Mensch und die Unsterblichkeit, ist in 
manchem ergänzend, führt aber im ganzen 
von solchem Interesse wieder weiter ab. Auch 
wenn das Buch von allem umfänglicheren Be- 
weismaterial befreit ist, so bürgt für die Ge- 
samtanschauung, die darin vorgetragen wird, 
der Name Frazers. Auf Grund dieser Voraus- 
setzung ist es eine besonders starke, durch- 
geistigte Erscheinung. 
Justus Perthes’ See-Atlas. 24 Karten in 
Kupferstich und nautische Erläuterungen. 
Neu bearbeitet von Kapitän L. Schubart 


— Deutsche Seewarte. 13. Aufl. Gotha, 
Justus Perthes, 1931. 


In neuer Bearbeitung liegt wieder der 
kleine handliche Seeatlas vor. Die Auswahl 
der revidierten Karten ist im ganzen die 
gleiche geblieben wie in früheren Auflagen. 
Sehr beachtlich ist die Karte der „Linien glei- 
cher Mißweisung für 1930“, die in größerem 
Maßstabe erscheint und die frühere Karte der 
Linien gleicher Horizontalintensität verdrängt 
hat. Die Erläuterungen sind auf den neuesten 
Stand gebracht. Der Seeatlas in dieser neuen 
Ausgabe stellt ein sehr geeignetes Hilfsmittel 
dar zur Orientierung über die Kraftfelder 
der Ozeane und die Ansatzpunkte der Kraft- 
linien an den Küsten. 

Wladimir Köppen: Grundriß der Klima- 
kunde. Zweite, verbesserte Auflage der 


Klimate der Erde. Mit 9 Tafeln und 28 Text- 
figuren. 12 und 388 $. Berlin und Leipzig, 
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Walter de Gruyter, 1931. Geh. 11 M., geb. 
12 M. 


Weit mehr als manche politische Geo- 
graphen angenommen haben und als auch 
heute im Bereich geopolitischer Betrachtung 
geahnt wird, hängt Staatenentfaltung nicht 
allein von den großen Skulpturzügen der 
Erde und ihrer Lage, sondern auch unmittel- 
bar von der klimatischen Ausstattung der 
einzelnen Staatenräume ab. Aus solcher Ab- 
hängigkeit ergibt sich die „klimatische Ener- 
gie“ der Träger der Staaten und damit auch 
der Staaten selbst. Eine ausreichende klima- 
tologische Orientierung über die Erde tut 
darum jedem Geopolitiker not. Ihr bietet sich 
Köppens Grundriß der Klimakunde als vor- 
zügliche Grundlage. Der Altmeister der Kli- 
matologie gibt in ihr dreierlei. In einem 
ersten Teil schafft er in einer allgemeinen 
Klimalehre die Voraussetzungen für das wei- 
behandelt er die klima- 
tischen Elemente (Strahlung und :Wärme, 
Wind und das Wasser in der Atmosphäre) 
und die wichtigsten klimatischen Typen. Der 


tere Verständnis, 


Übergang zum dritten Hauptteil bringt ein 
geographisches System der Klimate. Der für 
den praktischen Benutzer wichtigste Teil ist 
sicherlich der letzte. Es ist die Klimakunde 
der einzelnen Erdteile, die dabei jeweils in 
ihre Klimagebiete aufgegliedert werden und 
deren Betrachtung durch ein umfängliches 
Tabellenwerk auf das 
wird. Ein alphabetisches Register stellt außer- 


genaueste unterbaut 


dem die angeführten Stationen zusammen. So 
eignet sich das Buch ebenso als vortreffliche 
Einführung in die moderne Klimakunde wie 
als Nachschlagewerk. Eine bunte Karte der 
Klimate, Verbreitungskarten der einzelnen 
Klimaelemente und eine Reihe typischer 
Klimadiagramme erhöhen seine Anschaulich- 
keit. Es ist damit ein Abriß unseres Wissens 
vom Klima der Erde gegeben, wie man ihn 
sich bei dem gewählten und für die meisten 
Fragen voll ausreichenden Umfang nicht zu- 
verlässiger wünschen kann. 


Willi Münzenberg: Solidarität. Zehn Jahre 
Internationale Arbeiterhilfe 1921—1931.528S. 
Berlin, Neuer Deutscher Verlag, 1931. 


MAULL: SYSTEMATISCHER LITERATURBERICHT 


Das umfangreiche Buch ist der Bericht 
über die Entwicklung der auf Lenins direkte 
Anregung hin vor zehn Jahren gegründeten 
Internationalen Arbeiterhilfe. Als Hilfswerk 
anläßlich der russischen Hungersnot (1921) 
entstanden, hat sie sich durch ihr linderndes 
Eingreifen bei der großen japanischen ‚Erd- 
bebenkatastrophe (1923), während der deut- 
schen Krisenjahre (1923/24) und der chine- 
sischen Hungersnot und als Unterstützung der 
meisten Streiks und Wirtschaftskämpfe der 
letzten Jahre zu einer Organisation von außer- 
ordentlicher klassenkämpferischer Bedeutung 
herausgebildet. „Der Kampf der Internatio- 
nalen Arbeiterhilfe und 
Tätigkeit ist so vielseitig, so außerordentlich 


ihre zehnjährige 
reich und mannigfaltig gewesen, hat sich ın 
so zahlreichen Ländern und Gebieten ab- 
gespielt, daß es einfach unmöglich ist, in 
einem Buche auch nur ein annähernd um- 
fassendes Bild zu geben.“ In noch viel höhe- 
rem Grad gilt das natürlich für das Referat 
über den ausführlichen Bericht, der zugleich 
Informationswerk sein will. Er sucht die IAH 
als historisch notwendig und wirtschaftlich 
bedingt, nicht etwa als Zufälligkeit oder 
Nebenerscheinung zu verstehen. Sie entspringe 
dem wichtigen marxistischen Lehrsatz der 
Klassensolidarität der Ausgebeuteten aller Län- 
der untereinander. Er beleuchtet die ein- 
zelnen Wirkungsfelder der IAII: das Hilfs- 
werk, die sozialpolitische Tätigkeit, die Werbe- 
arbeit, die kulturpolitische Arbeit. Er bringt 
Aufklärung über die Organisation und ihre 
weitere Durchbildung im einzelnen (z. B. 
Schulungsarbeit). Der größte Teil der Aus- 
führungen beschäftigt sich mit den Hilfs- 
aktionen größeren und kleineren Stils in den 
verschiedenen Ländern. Erstaunlich gering ist 
die dabei aufgewendete Geldsumme: ı20 Mill. 
Goldmark — etwa gemessen an der Finanz- 
kraft eines einzigen Milliardärs! Das Buch 
ist reich an vielen Einzelheiten, die durch 
interessante Bilder und Schriftstücke doku- 
mentarischer Art illustriert werden. Es ist 
aber trotz übersichtlicher Gliederung, die es 
zum Nachschlagewerk durchaus geeignet 
macht, nicht aus einem Guß. Wiederholungen, 
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wohl erklärbar durch einen Stab von Mit- 
arbeitern, stören. 


Louis Ferdinand, Prinz von Preußen: 
Theorie der Einwanderung, dargestellt 
am Beispiel Argentiniens. Mit einer 
Karte. 10 u. 153 $S. Berlin, E. S. Mittler & 
Sohn, 1931. Kart. 6M. 

Ein zweimaliger, im ganzen zweijähriger 
Aufenthalt im Lande ist die Grundlage für 
die vorliegende Untersuchung. Sie versucht 
die Beweggründe der Einwanderung unter 
einem einheitlichen Gesichtspunkt, der Attrak- 
tivität, zu fassen. Der erste Teil beschäftigt 
sich rein theoretisch mit dem Begriff der 
Attraktivität. Er enspricht der Summe der 
Vorteile, die ein Neuland einem Einwanderer 
zu bieten vermag. Die einzelnen Vorteile 
können als Attraktionsfaktoren bezeichnet wer- 
den. Es sind die naturgegebenen Attraktions- 
faktoren, wie Fruchtbarkeit und Lage, ebenso 
wie die kulturbedingten Faktoren, wie die 
Menge von Arbeit und Kapital, über die ein 
Neuland verfügt, die Art und Weise, wie ein 
Neuland die vorhandenen Arbeitskräfte und 
Kapitalien anwendet, und endlich andere Fak- 
toren, die eine Vermehrung von Arbeits- und 
Kapitalkräften herbeiführen. Dahin gehört 
z. B. die Boden- und Siedlungspolitik. Diese 
Prinzipien der Betrachtung, angewendet auf 
das argentinische Beispiel, führen zwar nicht 
zu überraschenden neuen Erkenntnissen. Un- 
streitig aber der 
Versuch, gerade ein Land wie Argentinien 
auf seine Einwanderungsbewegung hin unter 


verdient wohlgelungene 


neuen Gesichtspunkten zu untersuchen, volle 

Beachtung. 

Hans Krieg: Wissenschaftliche Ergebnisse 
der deutschen Gran Chaco-Expedition. 
Geographische Übersicht und illustrierter 
Routenbericht. Mit 3 Vierfarbendrucken, 105 
Abb. auf Tafeln und im Text und 17 Kar- 
tenskizzen. 11 und 96 8. Stuttgart, Strecker 
& Schröder, 1931. Geh. 22 M., geb. 25 M. 


Krieg legt in diesem Buch den geogra- 
phischen Bericht seiner ergebnisreichen Gran- 
Chaco-Expedition (1925/26) vor, die freilich 
vornehmlich zoologischen und tiergeographi- 
schen Studien galt. Die Reise benutzte z. T. 
wenig betretene Wege. Die Expedition folgte 
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im ganzen dem Lauf des Pilcomajo gegen 
Nordwesten bis Villa Montes, wandte sich am 
Andenfuß nach Norden bis Santa Cruz de la 
Sierra und Buena Vista und kehrte auf der 
großen Karawanenroute ostwärts nach Puerto 
Suarez zurück. Eine geographische Übersicht, 
sich z. T. auf Kühn stützend und die allge- 
einflechtend, 
leitet ein. Dann werden die Grenzregionen des 


meineren Eigenbeobachtungen 
Chacos vornehmlich in biogeographischer Hin- 
sicht abgesteckt. Den Hauptteil nimmt der 
skizzenhaft gehaltene Marschbericht ein, dem 
Milieubilder der Umgebung der einzelnen 
Standlager und Kartenaufnahmen besonderer 
Abschnitte eingeschaltet sind. Ein Abschnitt 
über Erfahrungen aller Art schließt ab. Das 
Ganze wird ergänzt durch eine reiche Serie 
außerordentlich charakteristischer Aufnahmen 
und Zeichnungen. Es ist ein frisch geschrie- 
bener, sehr inhaltreicher Bericht, der beson- 
ders auch dank der trefflichen Auswahl der 
Illustrationen ganz in das Milieu des Gran 
Chaco einzuführen vermag. 


Walter Burkart: Der Reiherjäger vom 
Gran Chaco. Als Jäger und Goldsucher 
vom Amazonas zum La Plata. 198 S. Leip- 
zig, F. A. Brockhaus, 1931. 

Erfahrungen als Arbeiter auf einer Gold- 
mine in Passagem Marianna (Minas), dann als 
Goldwäscher und Goldaufkäufer, zahlreiche 
Erlebnisse bei der Jagd auf allerlei Tiere, be- 
sonders auf Reiher im Gran Chaco oder als 
Mangabeiro (Gummisammler) in der Para 
guayniederung, eine Reise auf der Kara- 
wanenstraße von Puerto Suarez nach Santa 
Cruz und südwärts nach Argentinien, schließ- 
lich Streifzüge in Amazonien um Santa Ana 
und um Trinidad im Benigebiet und eine 
abenteuerliche Rückreise vom Mamor& nach 
Santa Cruz und abermals zum Paraguay 
machen den Inhalt des Buches aus. Es sind 
spannend und lebenswahr geschriebene Skiz- 
zen, wie sie vor allem die heranwachsende 
Jugend gern lesen wird. 


Herbert Baldus: Indianerstudien im nord- 
östlichen Chaco. (Forschungen zur Völker- 
psychologie und Soziologie, herausgeg. von 
R. Thurnwald, Bd. 11.) Mit 8 Tafeln. 9 und 
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230 $. Leipzig, C. L. Hirschfeld, 1931. 


Brosch. 8 M., geb. 10 M. 

Ich lernte den Verfasser in Tres Lagöas 
(Matto Grosso) kennen, als er ı923 im Be- 
griffe war, die Leitung der deutsch-brasi- 
lianischen Filmexpedition „Asa“ zu überneh- 
men. Später, nachdem sich unser Weg noch 
einmal gekreuzt hatte, kamen Grüße aus dem 
Chaco. Heute begrüße ich die Ergebnisse seiner 
Studien. Sie gelten den Tschamakoko, einem 
in drei Stämme gegliederten Sammler- und 
Jägervolk, und dem seßhaften Kaskiha. Dieses 
Nebeneinander der durch die Verschiedenheit 
der Lebensweisen bestimmten Kulturen macht 
das Buch besonders reizvoll. Nach Angabe 
über Name, Nachbarn, Gebiet, Anzahl und 
Häuptlinge werden dargestellt die Beobachtun- 
gen über Lager und Lagergerät, Kleidung und 
Schmuck, Erwerb des Lebensunterhalts, Nah- 
rungs- und Genußmittel, Waffen, Handwerk, 
Verkehr und Handel, Leben des Individuums, 
soziale Organisation, Krieg und Recht, Reli- 
gion, Zeichnen und Kunst, Spiel und Spiel- 
zeug, Denkweise und Begabung, Charakter, 
Moral und Umgangssitten, Zählen und Zeit- 
auffassung, Medizin, Ausdrucksbewegungen 
und Sprache, endlich Geschichte. Den Ab- 
schluß bildet ein Besuch bei den Guarani- 
Indianern des paulistaner Küstengebiets. Der 
Kontrast zwischen diesen weitgehend Zivilisier- 
ten zu den Chaco-Indianern ist groß und be- 
trübend. Im ganzen ist Baldus’ Schrift ein 
zur Völkerkunde Süd- 


amerikas, der zwei indianische Gruppen mono- 


wertvoller Baustein 
graphisch behandelt und sie dem Leser wirk- 
lich nahebringt, wie es bisher mit diesen noch 
nicht geschehen ist. 


W.B.Seabrook: Geheimnisvolles Haiti. 
Rätsel und Symbolik des Wodukultes. 12 
und 222 S. Berlin, Rudolf Mosse, 1931. 
Kart. 5,25 M., geb. 6,75M. 


Ist Haiti der einzige moderne, aus eigener 
Kraft des schwarzen Volkstums geschaffene 
Negerstaat, ganz in der Einfiußsphäre des 
Nordamerikanertums gelegen, so überrascht 
das Weiterleben einer alten, im afrikanischen 
Erdteil beheimateten, auch vielfach 
umgebildeten Volksreligion ebenso in den 
breiten Schichten der Bevölkerung wie bei 


wenn 
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denen, die längst Anschluß an die amerika- 
nische Zivilisation gefunden haben. Seabrooks 
fesselnder Bericht über die Seelenanalyse die- 
ses Volkes bringt schlechthin Offenbarungen 
für das Verständnis des Negertums Latein- 
amerikas. Dem Wodukult ist der erste Teil 
gewidmet. Wodu ist ein afrikanischer Sammel- 
name für alle guten und bösen Geister. Bei 
der Zurückführung der Bräuche, die von dem 
Verfasser beobachtet worden sind und dem 
Leser fesselnd geschildert werden, ergeben 
sich jedoch keine reinen Parallelen zu Afrika. 
Denn der haitianische Wodukult hat vieles 


Hans HUMMEL: 


Deutschland 


ı. HansRohde: Deutsch-französische Macht- 
faktoren (Potentiels de paix). 94 S., 50 Skiz- 
zen, 3 Tafeln. Berliner Börsenzeitung, Ber- 
lin 1932. Geh. 1,50 M. 

Das Buch R.s, das eine genaue Aufstel- 
lung des Friedensrüstungsstandes Frankreichs, 
seiner Verbündeten und Deutschlands be- 
zweckt, stellt den besten Kommentar zu der 
neuen Konferenz dar. Es behandelt in 
klarem und einfachem Stil in Gegenüber- 
stellung, unterstützt durch suggestives Skizzen- 
material, die Heere, Flotten, Luftstreitkräfte, 
ausgebildeten Reserven und Befestigungen, 
also die Potentiels de paix, die zahlenmäßig 
genau festzulegen sind, während die wahre 
Kriegsstärke, wie sie R. in seinem ersten 
Buch ‚‚Potentiels de guerre“ schildert, immer 
den Fehlern der Schätzung unterworfen bleibt. 
Eine Forderung, in der sich das ganze Deutsch- 
land einig ist, findet in den beiden Büchern 
R.s ihre greifbaren Unterlagen. 

>. Wilhelm Hoepner und Paul Oest- 
reich: Jugend, Erziehung und Politik. Kon- 
greß 1931 des Bundes Entschiedener Schul- 
reformer. 155 S. Zwing, Jena 1931. Geh. 
4,50 M. 

„Die ‚Führer‘ideologie ist geistig-seelischer 
Alkoholismus.‘ Die Reformer verlangen die 
anarchische Schule und können sich doch nicht 
vom Liberalismus ältester Sorte trennen. 

3, Deutsche Agrarpolitik. Herausg. R. 
Walther Darre. Heft 1-2, 1932. Zeitgeschichte- 
Verlag, Berlin seit 1932. Vierteljahr 3,60 M,, 
Einzelheft 1,5o M. 

Die neue Monatsschrift hat sich die Er- 
neuerung des Bauerntums zum Ziele gesetzt. 
Nachdem die Theorie von der „Weltwirt- 


aus der katholischen Kirche übernommen, 
die keineswegs als eine feindliche Macht be- 
trachtet wird. Der „Schwarze 
Magie“ verstärkt den Eindruck dieser sonder- 
baren, bisher nur wenigen Beobachtern zu- 
gänglichen Mysterien. Der dritte Abschnitt 
des Buches gibt ein buntes Allerlei aus dem 
Volksleben des Negerstaates. Im ganzen wird 
hier ein seltenes Dokument vorgelegt, das für 
die Beurteilung des Volkstums ebenso wichtig 
ist wie für die Beantwortung spezieller Fra- 
gen auf dem Gebiet der Völkerkunde und der 
Religionswissenschaft. 


zweite Teil 


Büchertafel 


schaft“ praktisch bereits in sich zusammen- 
gefallen ist, hat die Regierung sich auf den 
„Binnenmarkt“ beschränkt; denn die Voraus- 
setzung für einen Austausch über die Grenzen 
müßte eine Außenpolitik sein, die die außer- 
halb der Grenzen liegende Ernährungsgrund- 
lage sichert. Hierzu fehlt der jetzigen Re- 
gıierung Stärke und Entschlußkraft. Der 
Binnenmarkt setzt aber eine kaufkräftige 
Landwirtschaft voraus; eine nationale 
Agrarpolitik, nicht die Agrarpolitik an sich, 
ist die Bedingung. Dabei ist zu bedenken, 
daß „Landwirt“ ein wirtschaftlicher Begriff 
ist, der das Ich betont, „Bauer“ dagegen gleich- 
zeitig die Bluterneuerungsquelle, ein Problem 
der Weltanschauung. Diese für ein neues 
Deutschland wichtigen Gedankengänge führt 
Darr& mit seinen klaren Aufsätzen „Das Ziel“ 
und „Bauer und Landwirt“. Ferner sind neben 
der speziellen Arbeit die außenpolitischen 
Aufsätze Plaichingers, die organisatorischen 
Beiträge Reischles und die Arbeit von Karl 
Motz: „Aufgaben der Agrarpolitik im Rah- 
men der Ostraumidee“ lesenswert. Die neue 
Zeitschrift hat mit ihren ersten Heften einen 
sehr glücklichen Anflug genommen. 

4.Industriearbeiter und landwirtschaft- 
liche Siedlung. Flugschr. 2 der Reichsst. f. 
Siedlerberatung. 24 S. Deutscher Siedlungs- 
verlag, Berlin 1932. Geh. —5o M. 

Die Flugschrift befaßt sich mit dem 
Problem der Rücksiedlung aus der Industrie 
in die Landwirtschaft, da die landwirtschaft- 
liche Siedlung allein nur genügt, um die Ver- 
städterung zu verhüten, aber nicht, um sie 
aufzulösen. 

5, Friedrich Burgdörfer: Die Wande- 
rungen über die Deutschen Reichsgrenzen im 
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letzten Jahrhundert. Sonderdr. a. Allgem. 
Statist. Archiv, 20. Bd., S. 161-196, 383 bıs 
1g, 537-551. Fischer, Jena 1930. 

6. Die Bevölkerung des Deutschen Rei- 
ches nach den Ergebnissen der Volks- 
zählung 1926. Statistik des Deutschen Rei- 
ches, Bd. 4o1ı, II. Mit Textskizzen, 208 S., 
4 Karten. Hobbing, Berlin 1930. Geh. 8 M. 

7. Die Bewegung der Bevölkerung in 
den Jahren 1925 bis 1927. Stat. d. Deut- 
schen Reiches, Bd. 360. Mit Textsk., KISS% 
Hobbing, Berlin 1930. Geh. 27,50 M. 

B. (5) bringt in seiner Arbeit sorgfältige 
Statistiken und Kommentare über die Wan- 
derungsbilanz des Deutschen Reiches, die 
überseeischen Wanderungen, die Überland- 
wanderungen und die Deutschen im Ausland, 
Die Überlandeinwanderungen zeigen ein er- 
schreckendes Bild deutscher Geburtennot, das 
eingehend erfaßt wird von den Statistiken des 
Deutschen Reiches (6, 7), die die Auswer- 
tung der Volkszählung von 1925 bringen und 
mit anschaulichem Karten- und Skizzenmate- 
rial die schnelle Abwärtsentwicklung belegen. 


Grenz- und Auslanddeutschtum 

ı. Carl Budding: Der polnische Korridor 
als europäisches Problem. Ostlanddarstellun- 
gen, H. 2. hı S. Danziger Verlagsges., Danzig 
1932. 

2. Polens Zugang zum Meere. Ostland- 
schriften, H. 3. 83 S. Burau, Danzig 1930. 

3, Reinhold Heuer: Siebenhundert Jahre 
Thorn. Ostlanddarst., H. ı. 72 S., ıd Abb. 
Burau, Danzig 1931. 

4. Rudolf Neumann: Ostpreußen im pol- 
nischen Schrifttum. Ostlandschr., H. 4. 186 S. 
Burau, Danzig 1931. 

Die Arbeit B.s (1) ist eine nützliche Ein- 
führung in das schwierigste Ostproblem, in 
der alle politischen und wirtschaftlichen Fra- 
gen des deutschen Weichsellandes knapp be- 
handelt werden. Die erschreckende Verständ- 
nislosigkeit des gemeinen Reichsdeutschen 
allen Ostfragen gegenüber könnte durch eine 
Massenauflage eines solchen knappen Werkes 
zum Teil behoben werden. Einen kämpferi- 
schen Beitrag zur Geschichte des deutschen 
Ostens liefert H. (3) mit seiner Geschichte 
Thorns. (2) beschäftigt sich kritisch mit 
einem polnischen Buch von Baginski, das auf 
Grund geographischer und geopolitischer Tat- 
sachen die Berechtigung Polens zu seiner 
Expansion nach Norden und Westen nach- 
zuweisen sucht. Ein Stück praktischer Gegen- 
arbeit ist durch (2) geleistet, wie es auch 
N. (4) tut, der sich in mühsamer Kleinarbeit 
die polnischen Veröffentlichungen über Ost- 
preußen vorgenommen hat und sie in sach- 
licher Weise kritisiert. 


Heft ıı 


5. Bernhard Lamey: Die Minderheiten 
in Lettland. 64 S. Selbstverlag, Riga 1931. 

Eine gute und vollständige Materialsamm- 
lung der verschiedenen, speziell der deutschen 
Minderheiten in einem Staat, der noch kein 
Gesetz über Kulturautonomie erlassen hat, 
der aber nach L.s Meinung zu einer guten 
Lösung hinstrebt. Dagegen spricht allerdings 
die Politik um den Deutschen Dom in Riga, 
an der sich wieder einmal die Unzulänglich- 
keit deutscher Vertreter im Ausland erweist. 
Das Buch hat den merkwürdigen Leitge 
danken, daß die Minderheiten den Weg nach 
Paneuropa vorbereiten. Einen reinen National- 
staat gibt es nach L. nicht, da Staat und 
Volk in keiner Beziehung stehen! 


6. Karl Alnor: Handbuch zur Schleswig- 
schen Frage. 3. Bd.: Die Teilung Schleswigs 
1918-1920. 3. Lief. 166 S. Wachholtz, Neu- 
münster 1992. 

Die 3. Lieferung führt in die unmittelbare 
Vorgeschichte der Abstimmungen. Die Ver- 
suche einer deutsch-dänischen Sonderverstän- 
digung im November 1918 scheitern, die Dänen 
melden offiziell ihre Ansprüche in Parıs an 
und entwickeln ihr Programm, auf deutscher 
Seite beginnt man auch mit der Vorbereitung 
für den Entscheidungskampf. Das hervor- 
ragend sorgfältige und sachliche Gesamtwerk 
nähert sich also seinem Ende. Siehe auch die 
Besprechungen der schon erschienenen Teile. 


7. Statistisches Handbuch für die Re- 
publik Österreich. XIl. Jahr. 223 S. Öst. 
Staatsdruck., Wien 1931. 

Alles nur irgendwie statistisch Erfaßbare 
findet man in diesem Handbuch, so ein- 
gehende Angaben über die Bevölkerungsent- 
wicklung (1930: 3,30/go Geburtenüberschuß, 
Wien allein — 3,40/90!), Landwirtschaft, Berg- 
bau, Handel, Verkehr, Arbeiterverhältnisse 
usw. 


Rußland 


ı. Sonderheft UdSSR der Zeitschr. £. 
Kommunalwirtschaft, 22. Jahr, H. ı2. 100 
Spalten. Berlin 1932. 

Von Jurij Semjonow geleitet und heraus- 
gegeben. Erstmalige Arbeiten über die Kom- 
munalwirtschaft in der UdSSR. Geopolitisch 
wichtig: Weitz: Magnitogorsk und Kusnezk, 
Tint: Sernograd, Kantor: Moskau, Bowin: 
Der Binnenhafen Moskau, Orechow: Peters- 
burg und Leningrad. Der Versuch der Sow- 
jets, gegen die ureigene Psyche der Slawen 
eine städtische Konzentration zu fördern, um 
einerseits einen städtischen Arbeiterstand zu 
schaffen, andererseits aber die Möglichkeit 
vereinfachter Machtausübung in der Hand zu 
haben, scheint dank starker, aber vernünftiger 
Kommunalpolitik zu gelingen. Das Heft birgt 
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sehr viel neues Material, das von Semjonow 
gesiebt und anschaulich zusammengestellt 
wurde. 

2. Die Geschichtswissenschaft in Sow- 
jetrußland 1917—1927. Hrsg. Deutsche Ges. 
z. Studium Osteuropas. Vorw. Otto Hoetzsch. 
192 S. Osteuropavlg., Berlin 1928. Br. 3 M. 

Über 2000 Titel geben diesem Nach- 
schlagewerk seine Berechtigung. Sieht man 
doch, daß die wissenschaftliche Entwicklung 
Sowjetrußlands nicht mehr negiert werden 
kann. 

3. Adolf Ehrt: Das Mennonitentum in 
Rußland. 175 $S., 2 Karten. Beltz, Langen- 
salza 1932. Br. 7,50 M. 

Versuch, die Soziologie einer Glaubens- 
gemeinschaft zu geben, die aber durch äußere 
Einflüsse in ihrer rhythmischen Entwick- 
lung behindert wird. Eine Anklage gegen 
das glaubensfeindliche System der UdSSR., 
die selbst einer so in sich geschlossenen Ge- 
meinschaft, die sich nach der Revolution 
schnell zur Genossenschaft entwickelte, den 
Lebensraum versagt. 

4. Apersu statistique sur l’agriculture 
en URSS. 31 S. Moskau 1932. 

An dieser kurzen statistischen Übersicht, 
die nicht nachzuprüfen ist, fällt auf, daß sie 
französischen Text hat, obgleich man sonst 
bei Propagandastatistiken deutschen Text vor- 
zieht. 

Balkan 


ı. Hans Raupach: Arbeitsdienst in Bul- 
garien. 98 S., 8 Abb., ı Karte. De Gruyter, 
Berlin-Leipzig 1932. Br. le 

Als einziges Land führt Bulgarien den 
Arbeitsdienst seit ro Jahren durch, mit gutem 
Erfolg, wie die Schrift R.s beweist, die durch 
die neuen Bestrebungen in Deutschland außer- 
ordentlich aktuell ist. Nach einer kurzen 
Einleitung über das Bulgarien der Nachkriegs- 
zeit folgen Abschnitte über die gesetzlichen 
Grundlagen, die praktische Durchführung und 
den wirtschaftlichen Erfolg. 

2. Ernst Anrich: Die Jugoslawische Frage 
und die Julikrise ıgı4. 166 S. Kohlhammer, 
Stuttgart 1931. Br. 7,80 M. 

A. weist nach, daß die gesamte Vorkriegs- 
entwicklung des Slawentums und seiner west- 
europäischen Verbündeten in dem einen offe- 
nen Punkt, der großserbischen Frage, zusam- 
menlaufen, Ein Buch, in dem sich einmal ein 
Historiker mit einwandfreiem Aktenmaterial 
an die große geopolitische Linie hält, die dem 
Vorkriegseuropa vorgezeichnet ist. 


Nordamerika 


ı. Eugen Kühnemann: George Washing+ 
ton, sein Leben und sein Werk. 86 S. Von 
Halem, Bremen 1932. Br. 4,20 M. 


2. George Washington-Feier Berlin 1932, 
48 S., 4 Abb. Von Halem, Bremen 1932. 
Geh. 1,80 M. 

Die erste Hälfte des Buches K.s (r) nimmt 
eıne populäre Biographie ein, die zweite eine 
Darstellung der USA. nach Washington, die 
zwar kurz, aber weder knapp noch vollstän- 
dig ist. Mit reichlichem Pathos wird hier die 
Wirtschaftsideologie der USA. zur Religion 
erhoben. Der Preis wird verhindern, daß das 
Buch von einfachen Menschen gelesen wird. 
Um so sympathischer wirkt der Bericht von 
der Tätigkeit des Vereins Carl Schurz und 
die Rede Windelbands in (2), die getragen 
werden von dem Bewußtsein neuer Freund- 
schaft mit einer Nation, die aus einem tiefen 
Gefühl der Gerechtigkeit, wenn es auch irre- 
gelenkt war, in einen Krieg eintrat und ihn 
entschied. 

3. Martin Löffler: Vereinigte Staaten von 
Amerika, Versailler Vertrag und Völkerbund. 
Politische Wissensch., H. ıır. ı4“4 S. Roth- 
schild, Berlin-Grunewald 1932. Br. 6,80 M. 

Eine heikle Frage der Außenpolitik der 
USA.: das Verhältnis zum Völkerbund. War 
schon eigentlich der Gedanke amerikanisch 
und einer weitsichtigen Politik Wilsons zu 
verdanken, so konnten doch die USA. sich 
nicht entschließen, ihre Doktrin von der Ab- 
schließung Amerikas aufzugeben und dem 
Bunde beizutreten. Unter Benutzung wertvol- 
len Schrifttums bringt L. nach Schilderung 
der amerikanischen Vorgeschichte des Ver- 
sailler Vertrages die einzelnen Gründe der 
Beitrittsablehnung der USA. an Hand der 
Völkerbundsstatuten, dann wichtiger: die po- 
litiichen Gründe und die folgende Isolie- 
rung der USA. Das Ergebnis ist aber wohl ein 
Wunschtraum L.s. 

4. Ernst Schenck: Kanada. 331 S., ah 
Abb. Parey, Berlin 1930. Br. 3.502 N. 

Das Buch soll eine Anleitung für Siedler 
sein und eine Vergleichsmöglichkeit für euro- 
päische Landwirte bieten. Es erfüllt seine 
Aufgabe durch ausführliche Angaben und 
Strukturanalysen der kanadischen Landwirt- 
schaft in allen ihren Zweigen, wobei immer 
der Gegensatz zwischen den gemischtwirt- 
schaftlichen Ost- und den monokulturellen 
Prärieprovinzen herausgestellt wird. 

5. Max Silberschmidt: Großbritannien 
und die Vereinigten Staaten. 82 S. Teubner, 
Leipzig 1932. Kt. 3,60 M. 

S. glaubt an eine angelsächsische Eini- 
gung, die er historisch aus der gegenseitigen 
Politik Englands und der USA. nachzuweisen 
sucht, die selten zu Kriegen, nie zu einem 
imperialistischen Krieg, meist zu Schiedsge- 
richtsverträgen geführt hat. Mit einer Einıi- 
gung wäre eine neue Epoche imperialistischer 
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Weltherrschaft gekommen. Die Lockerung des 
Empire bringt die Möglichkeit eines angel- 
sächsischen Zusammenschlusses, dem nur noch 
_ immer wieder — die Monroe-Doktrin ent- 
gegensteht. 


Wirtschaftswissenschaften 


1. Friedrich Bülow: Volkswirtschaftslehre. 
Kröners Taschenausg. Sı. 615 S. Kröner, Leip- 
zig 1931. Gb. AM. 

Das glänzende, billige Handbuch verlangt 
stärkste Denkarbeit des Neulings, für den es 
gedacht ist, der in eine Wissenschaft ein- 
geführt werden will, die keine mehr ist, da 
ihre Theorien durch die Praxis widerlegt sind. 
In streng systematischem Aufbau behandelt B. 
alles, was in das Gebiet der allgemeinen und 
speziellen Volkswirtschaftslehre fällt, die histo- 
rischen Voraussetzungen, die systematischen 
Grundlagen, die Lehre von Produktion, Zir- 
kulation und Einkommen, wobei großer Wert 
auf die Angabe der wichtigsten Literatur 
gelegt wird. 

2. S.Tschierschky: Kartell und Trust. 
». Aufl. Göschen Bd. 522. De Gruyter, Ber- 
lin-Leipzig 1932. Gb. 1,80 M. 

T. analysiert eine grundlegende Eigenart 
neuzeitlicher Wirtschaftspolitik allgemeinver- 
ständlich. Zuerst eine Schilderung des We- 
sens, der Wirtschaftlichkeit, der Rechtlichkeit 
der Kartelle und ihres Einflusses auf die 
Wirtschaft und die Arbeitnehmer, ihre Na- 
tionalität oder Internationalität, dann die ein- 
zelnen Arten kapitalistischer Wirtschafts- 
organisation und zum Schluß die Fragen der 
Staatsaufsicht. 

3. Isai G. Luria: Das 
Frankreich. 182 S. Vle. 
Berlin-Wien 1992. 

L. berührt mit seiner gründlichen, span- 
nend dargestellten Dissertation (bei Hermann 
Schumacher) einen wunden Punkt französı- 
scher Wirtschafts-- und Rüstungspolitik. Ein 
ölarmes Land, wie es Frankreich nun einmal 
ist, steht in einem immerwährenden aussichts- 
losen Kampf mit den großen Ölkonzernen, 
d. h. dem Angelsachsentum. Ein nicht ge- 
ringer Teil französischer Animosität gegen die 


Erdölproblem in 
f. Fachliteratur, 
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Angelsachsen ist diesem Kundenverhältnis zu- 
zuschreiben. Der Krieg zeigte die ersten 
Schwierigkeiten, und es ist nur dem schnel- 
len Einspringen der USA. nach einem flehen- 
den Hilferuf Clemenceaus zu verdanken, daß 
Frankreich der letzten deutschen Offensive 
standhalten konnte, da es jetzt genügend 
Brennstoff für die Transporte besaß. Daraus 
entwickelte sich eine nationale Ölpolitik, die 
schließlich zum Ölabkommen von San Remo 
führte, das seine Grundlagen in dem Sykes- 
Picot-Abkommen hat. Frankreich bekam nun 
Anteile im Irak, bald aber wurde es durch 
die Gegenaktion der Standard, die 1922 der 
Shell eine entscheidende Niederlage beige- 
bracht hatte, bezwungen und trotz des Eın- 
flusses auf die galizischen Vorkommen und 
der Bemühungen um die rumänischen auf die 
Öleinfuhr zurückverwiesen. Die Machtstellung 
Frankreichs wird auch durch solche Nieder- 
lagen erschüttert, da wird auch der syrische 
Zweig der englischen Pipe line von Mosul 
nicht viel helfen. Ob der Versuch Frankreichs, 
des Garanten der neuen russischen Militär- 
bündnisse mit der Kleinen Entente, ın die 
sowjetische Erdölindustrie, die von allen Sei- 
ten umworben wird, einzudringen, gelingen 
wird, ist genau so fraglich wie die Bündnis- 
fähigkeit der UdSSR. selbst! 


4. Arnold Petzet: Heinrich Wiegand. 
330 S., Abb. Von Halem, Bremen 1932. Gb. 
8M. 

Die Biographie eines Mannes, der in der 
Zeit des Aufblühens und der schweren Rück- 
schläge mehr für die deutsche Schiffahrt 
getan hat als mancher Minister. Immer neue 
Erweiterungspläne ihres Generaldirektors brach- 
ten dem Nordlloyd die führende Stellung in 
der deutschen Schiffahrtspolitik. Studien- 
reisen in die ganze Welt verschafften Wie- 
gand die Kenntnis der Möglichkeiten deut- 
scher Politik, die sich Wilhelm II. gern zu- 
nutze gemacht hätte. Doch verließ Wiegand 
seinen lebendigen Posten nicht, um ihn mit 
einem zu tauschen, in dem er nicht mehr 
freier Mann war. Das große Lebensbild eines 
wahren Deutschen. 
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